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1 Einleitung 

Die wissenschaftliche Begleitung von exekutiven Programmen und Maßnahmen gehört 
heute zum Standardrepertoire von Behörden und Unternehmen. Sie fügt sich ein in das 
Selbstverständnis von lernenden Organisationen, die Anstöße von außen brauchen, um 
unreflektierte Routinen zu überwinden, aber auch, um Expertise von außen in die Fort- 
entwicklung von Programmen einzubauen. Aus der Sicht der beteiligten Wissenschaft- 
ler ist wissenschaftliche Begleitforschung eine Chance zur Steigerung der eigenen Re- 
putation, aber auch um den Theorie-Praxis-Bezug zu aktivieren und ein Beispiel für das 
zu bieten, was heute „Wissenstransfer“ genannt wird. Wissenschaftliche Begleitfor- 
schung kann in aller Regel nicht Eins zu Eins umgesetzt werden. Dafür gibt es viele Hin- 
dernisse: Theorie und Praxis bieten grundsätzliche Reibungsflächen, der finanzielle 
Rahmen spielt eine Rolle, der Stellenkegel, natürlich auch Ergebnisse, die für nicht um- 
setzbar oder nicht durchsetzbar gehalten werden. Wissenschaftliche Begleitforschung 
sollte kritische, aber auch konstruktive, weiterführende Diskussionen auslösen, sowohl 
im Praxisfeld als auch in der politischen und wissenschaftlichen Diskussion. 

Die vorliegende Studie ist das Ergebnis der wissenschaftlichen Begleitung des Berliner 
Landesprogramms Radikalisierungsprävention. Der Bearbeitungszeitraum erstreckte 
sich über 16 Monate vom 1.September 2016 bis zum 31. Dezember 2017. Nachdem ich 
im Mai 2017 als geladener Experte im Verfassungsschutzausschuss des Berliner Abge- 
ordnetenhauses die Praxis der Deradikalisierung extremistischer Aktivisten kritisiert 
hatte, insbesondere im Hinblick auf mangelnde Transparenz und kaum nachhaltigen 
Befunden über Bedingungen des Gelingens und des Scheiterns, folgten Gespräche mit 
der Geschäftsstelle des Berliner Landesprogramms Radikalisierungsprävention. An de- 
ren Ende stand die Idee einer wissenschaftlichen Begleitung der Förderpraxis der Lan- 
deskommission. 

Das Projekt wurde von mir gemeinsam mit Helmut Tausendteufel entwickelt und um- 
gesetzt. Dank schulde ich der Landeskommission Berlin gegen Gewalt und der Leiterin 
der Geschäftsstelle, Frau Ute Vialet und ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen für 
die finanzielle Förderung des Projekts und zahlreiche Gespräche. 

Im Februar 2018 wurde der Bericht abgeschlossen und der Landeskommission vorge- 
legt. Im April 2018 wurde er mit der Geschäftsstelle der Landeskommission diskutiert. 
Eine überarbeitete Fassung wurde im Mai 2018 abgeschlossen. Zu beachten ist, dass er 
die Entwicklungen bis Ende 2017 berücksichtigt, aber nicht zwischenzeitliche organisa- 
torische und förderpolitische Veränderungen in der Landeskommission, die insbeson- 
dere nach der Vorlage eines Zwischenberichts Mitte 2017 vorgenommen worden sind. 

Die Studierenden im Studiengang Kriminalpolizei an der HWR Berlin, Fine Feix und 
Emely Ringelmann, haben als studentische Mitarbeiterinnen zum Gelingen dieses 
Berichtes beigetragen. Dank schulde ich nicht zuletzt der Hochschule für Wirtschaft 
und Recht, welche die notwendige Infrastruktur bereitgestellt hat und somit ebenfalls 
zum Gelingen des Projekts beigetragen hat. 

 
 

Prof. Dr. Hans-Gerd Jaschke 

Berlin, im Mai 2018 
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2 Wissenschaftliche Begleitung 
 

2.1 Auftrag und Datengrundlage der wissenschaftlichen Begleitung 

Der Auftrag an die wissenschaftliche Begleitung enthält folgende Kernelemente: die 
auf Berlin bezogene Phänomenanalyse Islamismus, die Entwicklung einer Bewertungs- 
matrix für das Landesprogramm bzw. dessen Projekte und Maßnahmen sowie schließ- 
lich der gegenüberstellende Vergleich von Phänomen und Programm, auf dessen 
Grundlage beurteilt  werden soll, ob das Landesprogramm die adäquate Antwort auf 
die Herausforderungen ist, die sich im Bereich Islamismus stellen. Die im Folgenden als 
Prüfung der Passung bezeichnete Aufgabe ist zunächst unspezifisch. Im Rahmen der 
wissenschaftlichen Begleitung sind Maßstäbe und Indikatoren zur Prüfung dieser Pas- 
sung zu entwickeln. 

Bei der Umsetzung der an die wissenschaftliche Begleitung gestellten Aufgabe war zu 
berücksichtigen, dass die Landeskommission beratend bei der Etablierung und Entwick- 
lung des Programms begleitet werden sollte. Im Rahmen der Beratung wurden häufiger 
konkrete Fragen und Probleme bearbeitet. Entsprechend hat die wissenschaftliche Be- 
gleitung nicht allein akademischen Charakter, sondern bezog sich konkret auf die Her- 
ausforderungen, mit denen das Landesprogramm in seiner ersten Phase konfrontiert 
war. 

Es muss hervorgehoben werden, dass es sich bei der wissenschaftlichen Begleitung 
nicht um eine Evaluation handelt. Die wissenschaftliche Begleitung wäre mit einer um- 
fassenden und in die Tiefe gehenden Evaluation des Berliner Landesprogramms deut- 
lich überfordert. Tatsächlich existieren auch international keine Evaluationen, die die 
meist komplexen, oft an unterschiedlichste Zielgruppen gerichteten Programme in al- 
len Facetten und Wirkungen untersuchen würden. Bereits Untersuchungen von einzel- 
nen Projekten und Maßnahmen zu deren Wirkung sind mit einem großen Aufwand ver- 
bunden und finden sich nicht zuletzt aus diesem Grund kaum im Bereich islamistischer 
Radikalisierungsprävention (Köhler 2016, S. 18 ff.; Romaniuk und Fink 2012; Harris-Ho- 
gan et al. 2016, S. 2 f.; vgl. a. Gruber et al. 2016, S. 23 ff.). 

Die Breite des Auftrags an die wissenschaftliche Begleitung spiegelt sich im durchge- 
führten Programm. Schwerpunkte der empirischen Arbeiten waren die geführten Ex- 
pert/inneninterviews und die verschiedenen Datenauswertungen. Der thematische Fo- 
kus lag dabei im Bereich intervenierender Maßnahmen. Besondere Aufmerksamkeit 
wurde den Übergängen zum präventiven und repressiven Bereich gewidmet. 

Ausführliche Interviews wurden nicht nur mit Mitarbeiter/innen der Projekte im Lande- 
sprogramm, sondern auch mit Expert/innen aus den Berliner Regelstrukturen, muslimi- 
schen Verbänden bzw. Zusammenschlüssen sowie der Polizei geführt. Die in diesem Be- 
reichen geführten zehn Interviews wurden transkribiert und mithilfe der Software At- 
las.ti verschlagwortet und ausgewertet. Neben diesen Interviews gab es eine ganze 
Reihe weiterer Gespräche, die protokolliert und in die Projektdatenbank aufgenommen 
wurden. Hierzu gehören die zu Beginn der wissenschaftlichen Begleitung geführten 
Hintergrundgespräche mit Vertretern unterschiedlicher Träger, einem Polizeibeamten 
mit koordinierender Funktion innerhalb des Landesprogramms sowie einem Politiker. 
Zudem gab es zahlreiche weitere informelle Gespräche (u.a. Wissenschaftler/innen aus 
anderen Bundesländern) bspw. im Rahmen des Fachaustauschs des Landesprogramms 
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oder auf dem deutschen Präventionstag. Hinzu kommen die Gespräche mit Mitarbei- 
ter/innen der Geschäftsstelle der Landeskommission. Zu einem größeren Teil dieser 
Gespräche wurden ebenfalls Protokolle angefertigt, die wiederum in die Datenbank 
aufgenommen wurden. Eingang in die Datenbank fanden darüber hinaus zahlreiche, 
unveröffentlichte Dokumente, die der wissenschaftlichen Begleitung von verschiede- 
nen Gesprächspartner/innen überlassen wurden, sowie die Ergebnisse zweier Werkauf- 
träge zu den Themen polizeiliche Ansätze zur Radikalisierungsprävention und einer ver- 
gleichenden Analyse von Präventionsprogrammen.  Die Datenbank enthält zum Zeit- 
punkt der Fertigstellung des Berichts (Januar 2018) insgesamt 73 Dokumente (Tran- 
skripte, Protokolle, Dokumente). Im Text wird in der folgenden Form  auf Dokumente 
verwiesen: Funktion des Experten bzw. der Expertin bzw. Art des Dokuments sowie P + 
die Nummer des Dokuments in der Datenbank. 

Mit den Interviews und Gesprächen wurden Einschätzungen zum Landesprogramm so- 
wie zum Phänomen Islamismus gesammelt. In einem kontinuierlichen Auswertungs- 
prozess wurden auf dieser Basis Thesen gebildet, die dann mit den weiteren Erhebun- 
gen geprüft wurden (vgl. Strauss und Corbin 1998). 

Der zweite Schwerpunkt lag im Bereich der quantitativ-qualitativen Datenauswertung. 
Die Berliner Generalstaatsanwaltschaft stellt hierzu die Akten zu zehn Fällen zur Verfü- 
gung, bei denen es um aktuelle islamistische Straftaten ging. Vom LKA 5 („Staats- 
schutz“) wurde eine Tabelle mit allen islamistisch motivierten Straftaten der Jahre 
2014 bis 2016 übersandt („PMK-Islamismus“). Sie enthält Angaben zu 237 Fällen und 
209 Tätern sowie eine kurze Darstellung des jeweiligen Sachverhalts, wodurch sie auch 
qualitativ ausgewertet werden konnte. Weiter stand eine anonymisierte Datei mit 17 
im Deradikalisierungsnetzwerk bearbeiteten Fällen zur Verfügung. Ergänzt wurden die 
daraus resultierenden Befunde durch eine kontinuierliche Auswertung der regionalen 
und überregionalen Presse zu islamistischen Straftaten und Straftätern. Diese Erhebun- 
gen bildeten, zusammen mit der Auswertung einschlägiger Veröffentlichungen (u.a. 
des Verfassungsschutzes), die empirische Grundlage für die Islamismusanalyse. 

Der dritte operative Bereich der wissenschaftlichen Begleitung war das Durchführen 
von und die Teilnahme an Veranstaltungen. So wurde eine Veranstaltung in der Reihe 
„Fachaustausch“ im Rahmen des Landesprogramms von der wissenschaftlichen Beglei- 
tung inhaltlich vorbereitet und moderiert. Wichtige Informationen ergaben sich aus der 
Teilnahme von Projektmitarbeitern u.a. an Veranstaltungen des „Gemeinsamen Terro- 
rismusabwehrzentrums (GTAZ)“, der Koordinierungstreffen der Landeskommission oder 
den Workshops des „Kompetenznetzwerks“ der Denkzeitgesellschaft. Darüber hinaus 
gab es einen angeregten kollegialen Austausch u.a. beim Deutschen Präventionstag 
und einer Konferenz des „Councils for European Studies“. 

Als letzter Arbeitsbereich der wissenschaftlichen Begleitung ist zudem die kontinuierli- 
che Auswertung der Literatur zum Thema Radikalisierung zu erwähnen. 

 

2.2 Analysedimensionen und Bewertungsmaßstäbe 

In den letzten Jahren gab es einige Veröffentlichungen zur Frage, wie staatliche Pro- 
gramme zur Radikalisierungsprävention systematisch runtersucht werden können und 
welchen Anforderungen sie genügen sollten (Trautmann und Zick 2016; Ceylan und Kie- 
fer 2013; El-Mafaalani et al. 2016; Khalil und Zeuthen 2016; Köhler 2016; Körting et al. 
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2015; Nordbruch 2013). Zudem liegen Auswertungen und Einschätzungen zu einzelnen 
Programmen vor (z.B. ktv_adittrich 2016; Bundeszentrale für politische Bildung 2016). 
Darüber hinaus gibt es weitere Hinweise und Kommentare in Veröffentlichungen zu 
spezifischen Themen. Ein grundsätzliches Manko dieser Arbeiten ist, dass meist nicht 
zwischen Programmen, Ansätzen und konkreten Maßnahmen unterschieden wird. Eine 
entscheidende Herausforderung eines Programms ist die Integration unterschiedlicher 
Ansätze und Maßnahmen zu einem sinnvollen Ganzen. Nimmt man zudem die häufig 
vorgetragene Forderung ernst, dass Radikalisierungsprävention eine gesamtgesell- 
schaftliche Aufgabe sein soll (z.B. El-Mafaalani et al. 2016, S. 2), dann geht die Aufgabe 
deutlich über die Installation und Organisation einzelner Maßnahmen hinaus. Es stellt 
sich die Frage, ob das konkrete Programm in der Lage ist, die gesellschaftlichen und 
staatlichen Kräfte zu aktivieren und zu organisieren, die notwendig sind, um radikali- 
sierte Gewalt zu verhindern. Aus diesem Grund sind für Programme andere Qualitäts- 
maßstäbe als für einzelne Projekte zu entwickeln. 

Die Analyse der wissenschaftlichen Begleitung bezieht sich zunächst auf folgende 
grundlegende Dimensionen: 

Wirksamkeit vs. nicht-intendierte Wirkungen: Es liegt auf der Hand, dass das Landes- 
programm dann eine passende Antwort auf das Phänomen Islamismus darstellt, wenn 
es – als Verbund einzelner Projekte und Maßnahmen – die gewünschte Wirkung erzielt, 
das heißt Radikalisierungen verhindert, stoppt oder umkehrt. Es ist aber nicht nur auf 
die beabsichtigten Wirkungen zu schauen, sondern auch auf eventuell auftretende 
„Nebenwirkungen“. Da mit einem Präventions- und Interventionsprogramm meist et- 
was Negatives verhindert werden soll, werden Teile der Bevölkerung als Risikogruppen 
definiert, was möglicherweise Stigmatisierungseffekte zur Folge haben kann. Wenigs- 
tens ansatzweise sind in diesem Sinn auch latente Ziele zu berücksichtigen: So signali- 
siert die Politik mit der Etablierung eines Präventionsprogramms der Bevölkerung, dass 
„etwas“ gegen das in großen Teilen der Bevölkerung Angst auslösende Phänomen Is- 
lamismus getan wird. Der Aufbau des Programms und die einzelnen Maßnahmen ver- 
mitteln weitere Botschaften, die immer auch als Beiträge zur gesellschaftlichen Ausei- 
nandersetzung mit dem Islamismus und zum großen Teil auch dem Islam „gelesen“ 
werden und die insofern auf das Zielphänomen zurückwirken. 

Das Landesprogramm gliedert sich in verschiedene Bereiche, denen jeweils spezifische 
Zielvorstellungen, Maßnahmen und „Logiken“ inhärent sind. Im Rahmen dieses Be- 
richts wird dabei zwischen Prävention, Intervention und Repression unterschieden (s. S. 
8). Die Wirkungen dieser Bereiche sind ebenso zu berücksichtigen, wie deren Interak- 
tion. In der Praxis ergeben sich regelmäßig Situationen mit komplexen, teilweise sich 
wiedersprechender Zielstellungen. Angesichts der Komplexität – sowohl des Pro- 
gramms als auch des Phänomens – ist eine Wirkungsanalyse nicht trivial und im Sinne 
einer Gesamtwirkung auch nicht zu bewältigen. Die Analysen sind entsprechend auf 
spezifischere Bereiche und Maßnahmen zu beziehen, ohne dabei aber den Gesamtzu- 
sammenhang des Programms aus dem Blick zu verlieren. Die Wirksamkeit einzelner 
Projekt wurde von der Arbeitsstelle Jugendgewalt geprüft. Diese Evaluationen waren 
für eine Gesamteinschätzung der Wirkung sehr hilfreich. Sie werden an den entspre- 
chenden Stellen angeführt. 

Reichweite vs. Fokussierung: Auch diese Merkmalsdimension ist weiter zu differenzie- 
ren. Entscheidend ist zunächst, dass alle wichtigen Zielgruppen im Programm 
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adressiert werden. Hierzu wurde im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung ein 
Modell entwickelt, das es erlaubt die einzelnen Zielgruppen im Hinblick auf ihre Radika- 
lisierungsgefährdung bzw. Radikalisierung einzuteilen (vgl. 3.3). Die Reichweite des Pro- 
gramms ist darüber hinaus in Bezug auf die Nutzung der vorhandenen Potenziale rele- 
vant: Werden alle staatlichen und zivilgesellschaftlichen Potenziale in der Auseinander- 
setzung mit dem Islamismus genutzt? Ein weiterer Aspekt innerhalb dieser Dimension 
bezieht sich auf die flächendecke Umsetzung des Programms. Parallel ist aber auch zu 
prüfen, ob es nicht sinnvoll ist, bestimmte Angebote (bzw. Ressourcen) auf die Bereiche 
und Orte zu konzentrieren, an denen sie am meisten benötigt werden. Die Differenzie- 
rung nach sozialen Kontexten (s. 3.2), d.h. dem jeweiligen sozialen Umfeld der Radikali- 
sierung, ist bei der Beantwortung dieser Frage hilfreich. So können besonders prekäre 
und damit bedeutsame Bereiche identifiziert werden. Dies können bspw. in Bezug auf 
Justizvollzugsanstalten eine gute muslimische Gefängnisseelsorge, ein spezifisches 
psycho-soziales Angebot für minderjährige Flüchtlinge (Kontext Flüchtlinge) oder eine 
Betreuung von Schulen bei religiös begründeten Konflikten sein (Kontext Schule). Kurz: 
Spezifische Maßnahmen können wirksamer sein als breit streuende, die zwar viele er- 
reichen aber niemanden nachhaltig beeindrucken. 

Fördernde vs. hemmende Rahmenbedingungen: Das Programm selbst setzt mit den 
zur Verfügung gestellten Ressourcen, der Qualität der Organisation und Koordinierung 
und weiteren Merkmalen (z.B. Finanzierung) wichtige Voraussetzung für das Erreichen 
der Ziele. Das Programm ist die Ebene, die alle Projekte und Maßnahmen zu einem 
Ganzen amalgamieren soll und produziert entsprechend wichtige Rahmenbedingungen 
für das Gelingen bzw. für das Scheitern. Darüber hinaus existieren selbstverständlich 
zahlreiche weiterer Bedingungen außerhalb des Programms, die den Erfolg bzw. Miss- 
erfolg beeinflussen. 

Die drei Analysedimensionen überlagern sich, so sind bspw. Aspekte der Reichweite 
nicht unabhängig von der Wirkung des Programms zu untersuchen. Bei den vorgestell- 
ten Dimensionen handelt es sich also eher um einen analytischen Orientierungsrah- 
men denn um ein konkretes Forschungsprogramm. Im 6 Kapitel werden die Ergebnisse 
entlang der drei Dimensionen zusammengefasst. 

Eine entscheidende Voraussetzung für eine analytisch-vergleichende Untersuchung von 
Programmen ist deren Systematisierung (vgl. z.B. Trautmann und Zick 2016; Ceylan und 
Kiefer 2013; Buchheit 2016). Grundlegend hierfür ist die Differenzierung des Präventi- 
onsansatzes. Häufig wird hierzu die weit verbreitete Unterteilung in primäre, sekun- 
däre und tertiäre Prävention genutzt. Andere Systematisierungen, z.B. universelle, se- 
lektive und indizierte Prävention sind möglich. Für die eigene Untersuchung wird – 
leicht davon abweichend - zwischen Prävention, Intervention und Repression unter- 
schieden. Diese Konzepte erlauben zusammen mit dem weiter unten entwickelten Stu- 
fenmodell (s. Abschnitt 3.3) eine differenzierte Betrachtung sowohl der verschiedenen 
Zielgruppen als auch der Projekte und Ansätze innerhalb des Programms. 

Prävention ist im Sinne primärer Prävention zunächst als ein Angebot an unspezifische 
Bevölkerungsgruppen zu sehen. Der Zusammenhang zum Phänomen, dem präventiv 
begegnet werden soll, ist nur locker: Es geht im Zusammenhang mit Islamismuspräven- 
tion um Demokratieerziehung, Kommunikationskompetenzen und dergleichen. Letzt- 
lich geht es um die Stärkung der Resilienz, d.h. Präventionsmaßnahmen richten sich an 
„Gesunde“. (vgl. a. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017, 
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S. 22; Trautmann und Zick 2016, S. 49 ff.) 

Intervention setzt die Identifizierung von Risikogruppen und –individuen voraus und 
stellt einen Eingriff in die „strukturierten Bedingungen“ dar, „unter denen Menschen 
ihr alltägliches Leben führen“ (Hurrelmann und Holler 1988, S. 81; vgl. vor allem Vidino 
2013). Nach Neumann  (2013, S. o.S.) wenden sich Interventionen an „kognitive Extre- 
misten, bei denen eine akute Gefahr der Zuwendung zur Gewalt besteht. Es handelt 
sich um eine Reihe individuell zugeschnittener Maßnahmen, die sich an den jeweiligen 
Bedürfnissen einer Person orientieren und sowohl psychologischer als auch ideologi- 
scher, sozialer und ökonomischer Art sein können.“ In Erweiterung zu Neumanns Kon- 
zept soll Intervention im Folgenden nicht nur auf Individuen sondern auch auf spezifi- 
sche Gruppen bezogen werden. Die Intensität einer Intervention ist umso größer, je 
spezifischer die adressierte Gruppe ist. Sie ist am größten, wenn einzelne Personen und 
deren unmittelbares soziales Umfeld adressiert werden. Aber bereits die Auflage von 
spezifischen Präventionsmaßnahmen bspw. für muslimische Jugendliche hat potenziell 
intervenierenden Charakter, da die Möglichkeit besteht, dass mit der Maßnahme Risi- 
kogruppen definiert werden, wodurch sich die angesprochene Zielgruppe etikettiert 
und diskriminiert sehen könnte. Die Eingriffsintensität nimmt im Übergang zum Bereich 
der Repression graduell zu: von aufsuchender Sozialarbeit bis hin zur Überwachung. 
(vgl. a. Kober 2017, S. 221 ff.) 

Im Übergang zum Bereich der Repression übernehmen Justiz und Strafverfolgungsbe- 
hörden die Verantwortung für die durchzuführenden Maßnahmen. Maßnahmen, die 
die Freiheitsrechte der jeweiligen Person einschränken, können nur auf gesetzlicher 
Grundlage erfolgen. Der Übergang von intervenierenden zu repressiven Maßnahmen 
findet dann statt, wenn die zuständigen Behörden / Personen die Sicherheit gefährdet 
sehen bzw. wenn Straftaten begangen wurden, die den Ermittlungsbehörden bekannt 
werden. Der Bereich der Repression ist in der Regel nicht Teil von Präventionsprogram- 
men und ist es auch nicht im Berliner Landesprogramm. Repressive Maßnahmen sind 
aber bei der Analyse von Präventionsmaßnahmen mitzudenken, da es im Bereich der 
intervenierenden Deradikalisierung zahlreiche Berührungspunkte gibt. 

Mit den verschiedenen Präventionsformen variieren die Ziele der Maßnahmen und An- 
sätze. Die damit verbundenen notwendigen Differenzierungen sind entscheidend für 
die Konzeption von Programmen. So ist zu beachten, dass es lediglich im Bereich der 
primären Prävention um die Verhinderung von Radikalisierung im eigentlichen Sinn 
geht. Eine Auseinandersetzung mit radikalen bzw. fundamentalistischen Einstellungen 
findet hier auf einer abstrakten bzw. intellektuellen Ebene statt. Vorrangiges Ziel ist es, 
„Alternativen zu salafistischen Deutungs- und Gemeinschaftsangeboten sichtbar zu 
machen und gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen“. (El-Mafaalani et al. 2016, S. 
IV). Im Bereich der Intervention handelt es sich letztlich um Ansätze der Deradikalisie- 
rung. Sie zielen entsprechend vor allem auf bereits vorhandene radikale Einstellungen 
bei einzelnen Personen, aber auch größeren Gruppen und evtl. auch bei größeren Tei- 
len der Bevölkerung. Derartige Ansätze sollten die radikalen Einstellungen, auf die sie 
zielen, klar benennen. Mit fortschreitender Radikalisierung werden Ansätze der Distan- 
zierungsarbeit immer wichtiger. Hier ist nicht mehr die Veränderung radikaler Einstel- 
lungen vorrangig, sondern der Verzicht auf Gewalt und die Begehung von Straftaten. 

Mit den verschiedenen Programmbereichen und den damit adressierten Zielgruppen 
verändern sich auch die Anforderungen an die zu nutzenden Methoden. Mit der 
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Intensivierung der Intervention wird zum einen der Schutz von Persönlichkeitsrechten 
wichtiger, zum anderen gewinnt mit steigendem Radikalisierungsgrad der Gedanke der 
öffentlichen Sicherheit an Bedeutung. An intervenierende Maßnahmen sind entspre- 
chend höhere Anforderungen an deren Umsetzung zu stellen als an präventive. Diese 
Maßnahmen erfordern ein hohes Maß an Professionalität und in der Regel auch eine 
Abstimmung mit den Sicherheitsbehörden. Es ist dafür zu sorgen, dass diese Maßnah- 
men flächendeckend homogen umgesetzt werden. Bei präventiven Ansätzen ist ein zu 
eng koordiniertes Vorgehen hingegen eher schädlich. Wenn es um die Frage der Befähi- 
gung zur Demokratie geht, ist ein offen geführter, pluraler Diskurs mit Einbezug vieler 
gesellschaftlicher Akteure einer homogenen und durchorganisierten staatlichen Kam- 
pagne vorzuziehen. 

Zwischen diesen beiden grundsätzlichen Bereichen gibt es einen Übergang, in dem 
Fälle angesiedelt sind, bei denen der Verdacht einer islamistischen Radikalisierung im 
Raum steht. Es ist davon auszugehen, dass die Frage nach dem Vorliegen einer Besorg- 
nis erregenden Radikalisierung relativ häufig auch in Bezug auf frühe Stufen der Radika- 
lisierung oder ganz ohne Grundlage gestellt wird. Dieser Bereich ist also durch eine ge- 
wisse Ambivalenz gekennzeichnet. Es ist jeweils zu prüfen, ob intervenierende Maß- 
nahmen gerechtfertigt sind. Eine weitere Grauzone ergibt sich im Übergang zu repressi- 
ven Maßnahmen, wo jeweils auf den Fall bezogen zu klären ist, ob Maßnahmen zivilge- 
sellschaftlicher Akteure angemessen oder das Eingreifen der Sicherheitsbehörden er- 
forderlich ist. Beide Übergangsbereiche erfordernd große Kompetenz im Bereich der 
Diagnostik. Es besteht zudem jeweils der Bedarf an Abstimmung zwischen verschiede- 
nen Akteuren, die für jeweils unterschiedliche Ansätze stehen. 

Die Berücksichtigung dieser basalen Differenzierungen bzw. deren Missachtung kann 
bei der Konzeption von Programmen weitreichende Folgen haben. Eine entscheidende 
unerwünschte Nebenwirkung solcher konzeptioneller Fehler kann bspw. zur Unglaub- 
würdigkeit der Akteure und Ansätze führen. So berichten Ceylan et al. für den Bereich 
der Prävention, dass Akteure mit Sanktionsmacht tendenziell Widerstand erzeugen 
(Ceylan und Kiefer 2013, S. 106 f.), weshalb die Sicherheitsbehörden keine Maßnahmen 
der primären Prävention umsetzen sollten. Zudem erschweren unausgesprochene Ziele 
die Kooperation zwischen den Akteuren. Ceylan et al. führen in dieser Hinsicht die 
misslungene Kooperationen zwischen staatlichen und muslimischen Akteuren als Bei- 
spiele an (Islamkonferenz, "Initiative Sicherheitspartnerschaft - Gemeinsam mit Musli- 
men für Sicherheit"). Köhler macht die Unterscheidung zwischen Prävention, Repres- 
sion und Intervention zu einem zentralen Kriterium (Köhler 2016, S. 16 f.). In Program- 
men, in denen ein breites Spektrum an ungeklärten Zielen verfolgt wird („von Präven- 
tion bis Intervention“), besteht die Gefahr, dass die „Qualität der spezifischen Bera- 
tungstätigkeit“ gesenkt wird (ebd.: 25 f.). Er sieht in der Differenzierung zwischen un- 
terstützenden Prävention und eher repressiven Interventionsmaßnahmen eine zentrale 
Herausforderung für die Konzeption von Programmen (vgl. a. Körting 2015). 

Neben diesen Kernanforderungen an Präventions- und Deradikalisierungsprogrammen 
gibt es zahlreiche weitere Qualitätsmerkmale. Köhler (2016) erstellt eine lange Liste an 
Qualitätsmerkmalen, die sich zum größeren Teil nicht nur auf einzelne Projekte, son- 
dern auch auf die Entwicklung von Programmen beziehen lassen. Neben einigen, weit- 
gehend selbstverständlichen Maßstäben, wie bspw. die Professionalität und Fachlich- 
keit von Mitarbeiter/innen und den bereits erwähnten Ansprüchen bspw. an 
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konzeptionelle Klarheit (vgl. Landespräventionsrat Niedersachsen o.J.), nennt er einige 
zentrale Maßstäbe vor allem zum Bereich Intervention (ebd. 25 ff.). 

Ein entscheidender Punkt in Bezug auf Wirkungen und Nebenwirkungen eines Pro- 
gramms zur Radikalisierungsprävention bzw. zur Deradikalisierung ist die Einstufung 
und der Umgang mit Verdachtsmeldungen (Detektion und Diagnostik, s. 5.2.3). Die be- 
treffenden Personen müssen sich „niedrigschwellig“ melden können. Auf Seiten des 
Programms ist zudem zu gewährleisten, dass die Anfragen auf Basis des aktuell vorhan- 
denen Wissens „richtig“ eingeordnet werden und an passende Stellen und Projekte 
vermittelt werden. Neben der Frage nach den passenden Angeboten sind hier auch re- 
gelmäßig evtl. vorhandene Sicherheitsrisiken zu prüfen. Die jeweiligen Fachkräfte soll- 
ten zudem in der Lage sein, in der Anfrage enthaltene Hinweise auf weitere Problemla- 
gen (z.B. Bildung radikaler Gruppen in einem bestimmten Quartier, Probleme an Schu- 
len) zu erkennen und ggf. an entsprechende Stellen weiterzuleiten. 

Ein weiterer – weiter oben bereits angesprochener – zentraler Punkt, der übereinstim- 
mend von allen Autoren hervorgehoben wird, ist die Koordinierung und Vernetzung 
der unterschiedlichen Ansätze und Projekte untereinander, aber darüber hinausgehend 
auch bspw. mit Angeboten der Regelstrukturen und zivilgesellschaftlichen Akteuren, 
auch wenn diese nicht unmittelbar zum Programm gehören (Amalgamierungsfunktion 
des Programms). 

„Um diese Aufgabe [Schutz vor Radikalisierung] zu leisten, ist der Aufbau von 
kommunalen Netzwerken sehr wichtig. Der Reiz an der Radikalisierung liegt vor 
allem im Kontakt mit der (radikalen) Gruppe. Daher brauchen wir starke Netz- 
werke von Eltern, lokalen Akteuren aus der Schule, Sozial- und Jugendarbeit, 
aus Polizei und Politik, die einen direkten Zugang zu den Communities haben – 
sie müssen unbedingt über Radikalisierung informiert und sensibilisiert wer- 
den.“ (Mansour 2014, S. o. S.) 

Mansour macht in diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit aufmerksam, dass 
der Umgang mit Radikalisierung und entsprechenden Verdachtsmeldungen nicht allein 
Aufgabe von einigen wenigen Professionellen ist. Angesichts der weiten Verbreitung 
des Phänomens – zumindest wenn Vorformen von Radikalisierung berücksichtigt wer- 
den sollen – und der Forderung, Prävention solle eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
sein, ist die Fortbildung von Personen und Akteuren, die eine größere Wahrscheinlich- 
keit haben, auf Radikalisierungen zu treffen, ein wichtiger Bestandteil eines Pro- 
gramms. 

[Diese Akteure und Personen] „sollten befähigt werden, selbstständig beratend 
aktiv zu werden, die "Symptome" zu erkennen und vor einer möglichen Radika- 
lisierung zu schützen. Gemeinsam können sie dann Strategien und Methoden 
entwickeln, die zu den Jugendlichen in ihren Milieus passen.“ (Mansour 2014, S. 
o. S.) 

Die Forderungen nach einem professionellen Umgang mit dem Phänomen einerseits 
und einer breiten Einbindung von vielen Akteuren andererseits führt in ein Dilemma. 
Für das Programm stellt sich die Frage, in welchen Fällen tatsächlich eine professionelle 
Einstufung notwendig ist und welche Fälle von den betroffenen Personen und Akteuren 
gewissermaßen auf einer „Alltagsebene“ zu bearbeiten sind. Dieses Dilemma verweist 
auf die bereits angesprochene Notwendigkeit, Zielgruppen in Bezug auf die adäquate 
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Beratung genau bestimmen zu können (s. 5.2.3), und insbesondere auf die Notwendig- 
keit, unterschiedliche Angebote für die verschiedenen Zielgruppen bereitzuhalten und 
zu koordinieren. Die Forderung nach niedrigschwelligen professionellen Beratungsan- 
geboten für betroffene Personen ist also zu ergänzen um Fortbildungs- und Beratungs- 
angebote für Personen und Berufsgruppen, die häufiger mit Radikalisierungen der je- 
weiligen Zielgruppe konfrontiert sind. Zu denken ist in dieser Hinsicht an Lehrer/innen, 
Polizist/innen, Sozialarbeiter/innen u.a. 

Ein weiterer zentraler Punkt, zu dem es ebenfalls große Übereinstimmung in der Litera- 
tur gibt, ist die Weiterentwicklung des vorhandenen Wissens. Es wurde bereits darauf 
hingewiesen, dass es sich bei islamistischer Radikalisierung um ein sich schnell ändern- 
des Phänomen handelt. Eine fortlaufende Anpassung an die aktuellen Verhältnisse ist 
also entscheidend für die passgenaue Entwicklung und Anpassung von Angeboten. 
Grundlage hierzu ist neben einer kontinuierlichen Auswertung der Literatur vor allem 
die Dokumentation der in den Projekten und im Programm gemachten Erfahrungen1. 
Neben der Dokumentation von Fällen sind Evaluationen wichtig. Die aufbereiteten Er- 
fahrungen sind im nächsten Schritt den relevanten Personen und Akteuren zu vermit- 
teln. Damit verbunden ist die Etablierung eines gemeinsamen Verständnisses zu zentra- 
len Konzepten, wie bspw. Islamismus oder Radikalisierung, unter den relevanten Perso- 
nen und Akteuren. 

Zuletzt sei auf die mit großer Übereinstimmung vorgetragene Notwendigkeit hingewie- 
sen, muslimische Akteure in die Präventions- und Deradikalisierungsarbeit einzubin- 
den. Hierbei handelt es sich um ein wichtiges Spezifikum von Islamismusprävention. 
Dieser Bereich wird in einer vertiefenden Analyse gesondert behandelt (s. Abschnitt 
5.2.2). 

Die dargestellten Qualitätsmaßstäbe stellen lediglich eine Auswahl dar. Darüber hinaus 
sind zahlreiche weitere Aspekte zu berücksichtigen, die auf unterschiedlichen Ebenen 
liegen können. Die von Köhler erstellte Übersicht mit der Unterscheidung zwischen 
makro-, meso- und mikrosozialen Maßnahmen kann als Hinweis gelesen werden, wie 
hoch die Anforderungen an ein Programm sind, wenn es tatsächlich die verschiedenen 
Ansätze und Projekte zu einer homogenen und passenden Antworten auf die durch das 
Phänomen islamistische Radikalisierung gestellten Herausforderungen adäquat reagie- 
ren will. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1 Es gibt mittlerweile einige Stellen, die die in der Praxis gemachten Erfahrungen systematisch aufberei- 

ten. Hierzu gehören vor allem: Das Radicalisation Awarenes Network (RAN) (https://ec.eu- 
 ropa.eu/home-affairs/ what- we-do/networ ks/ rad icali sation _awarene ss _network _en ,    Zugriff    am 
16.1.2017) und das European Forum for Urban Security (http s://efu s.eu/de / , Zugriff am 16.1.2017). 

https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/networks/radicalisation_awareness_network_en
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/networks/radicalisation_awareness_network_en
https://efus.eu/de/
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Abbildung 1: Überblick über die Bereiche eines Präventions- und Deradikalisierungsprogramms (Köh- 
ler 2016, S. 16) 

 

Eine systematische Prüfung dieser Dimensionen übersteigt die Möglichkeiten der wis- 
senschaftlichen Begleitung. Es waren entsprechend Schwerpunkte zu setzen. Grundle- 
gend für eine Wirkungsanalyse ist zunächst die Bestimmung der zu beeinflussenden 
Faktoren. Diese werden im nächsten Kapitel als Faktorenkonstellationen auf spezifische 
gesellschaftliche Kontexte bezogen (z.B. Schule oder JVA, s. 3.2) um möglichst differen- 
zierte Ergebnisse zu erhalten. Mit diesem Schritt lassen sich zudem die wichtigsten Ziel- 
gruppen bestimmen. Die Ergebnisse der Literaturanalyse werden in einem Radikalisie- 
rungsmodell verdichtet. Im Modell werden die Zielgruppen vor allem im Hinblick auf 
Radikalisierungsgrade differenziert. Es erlaubt zudem eine Zusammenschau der wich- 
tigsten Faktoren und sozialen Kontexte. 

Mit der „Phänomenanalyse“ (s. Kapitel 4) werden diese zunächst recht abstrakten Ana- 
lysedimensionen aufgegriffen und als berlinspezifische Bedarfsanalyse verfeinert. Hier- 
bei geht es u.a. um eine quantitative Bestimmung wichtiger Zielgruppen, aber auch um 
konkrete Anwerbungspraktiken, um auf diese Weise zu klären, wo es tatsächlich Hand- 
lungsbedarf gibt und wie dieser konkret aussehen könnte. 

Im 5. Kapitel wird zunächst das Landesprogramm Radikalisierungsprävention im Über- 
blick vorgestellt. Im Abschnitt „Spezifische Analysen“ (5.2) werden besonders relevante 
soziale Felder kontextbezogen eingehender untersucht. Im 6. Kapitel werden die Be- 
funde zusammengefasst und entlang der entwickelten Analyse- und Bewertungsdimen- 
sionen analysiert, um schließlich Empfehlungen daraus abzuleiten. 
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3 Literaturüberblick: Ursachen und Rahmenbedingungen islamistischer Radi- 
kalisierung 

 

3.1 Definitionen, Konzepte 

Die Diskussion über die richtige Verwendung von Begriffen und Konzepten nimmt so- 
wohl in der Literatur als auch im praktischen Diskurs breiten Raum ein. Fast in jedem 
Artikel zum Thema werden umfangreiche Begriffsbestimmungen und Definitionen vor- 
genommen. In Experten- und Praktikerrunden kommt es darüber häufig zu teilweise 
heftigen Diskussionen. Dies liegt nicht nur daran, dass Begriffsbestimmungen eine 
wichtige Voraussetzung für eine adäquate wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
dem komplexen Thema sind. Darüber hinaus ist der Diskurs zur Verwendung der Defini- 
tionen geprägt von gegenseitigen Unterstellungen: vom Vorwurf der Islamfeindlichkeit 
und der Stigmatisierung von Muslimen einerseits sowie dem Ausblenden islamkriti- 
scher Befunde und einer verzerrten Wahrnehmung der Realität andererseits. 

So wird bspw. der Begriff Islamismus von vielen Wissenschaftler/innen und Prakti- 
ker/innen abgelehnt, weil damit die Assoziation verknüpft ist, die Ideologie der gewalt- 
bereiten Fanatiker hätte etwas mit dem Islam zu tun. Andererseits gibt es Autoren – 
und vor allem größere Teile in der Bevölkerung – die eine enge Beziehung zwischen Is- 
lam und Islamismus sehen (vgl. u.a. Pfahl-Traughber 2017). Die verschiedenen Ansätze 
wirken sich dabei nicht nur auf die Verwendung unterschiedlicher Begriffe, sondern auf 
die Wahrnehmung und Einschätzung des Phänomens insgesamt aus. So wird auf der 
einen Seite in zahlreichen Veröffentlichungen hervorgehoben, dass es nur sehr wenige 
islamistische Muslime gebe. In einer Broschüre des Niedersächsischen Kulturministeri- 
ums heißt es bspw.: „Nur ein sehr geringer Teil – rund 0,1% – der in Deutschland leben- 
den 4 bis 5 Millionen Musliminnen und Muslime werden dem neo-salafistischen Milieu 
zugerechnet.“ (Niedersächsisches Kultusministerium 2017, S. 10). Auf der anderen 
Seite weist u.a. Koopmans auf der Grundlage von Bevölkerungsbefragungen einen ver- 
gleichsweise hohen Anteil an Unterstützern und Sympathisanten aus (s. Abschnitt 4.6). 
Ähnlich verhält es sich, wenn in der Literatur von einer weit verbreiteten, radikalen 
muslimischen Jugendkultur gesprochen wird (z.B. Toprak und Weitzel 2017; Wensierski 
von 2014; Müller et al. 2010), aber Praktiker/innen nach längerer Präventionstätigkeit 
an Schulen sagen, sie wären in dieser Zeit keinem einzigen radikalen Schüler begegnet 
(Mitarbeiterin Projekt, P 48). Es handelt sich also bei diesem Definitionsproblem nicht 
um eine überwiegend akademische, sondern in hohem Maße um eine praktisch rele- 
vante Frage. 

Ein entscheidender Grund für die Verwirrung ist die oft fehlende Unterscheidung im 
Hinblick auf die Bereitschaft, Gewalt auszuüben. Praktiker/innen und der größere Teil 
der Theoretiker/innen sprechen dann von Radikalisierung, wenn die jeweilige Person 
dabei ist, Straftaten zu begehen (vgl.3.3). Diese Position ist nahe liegend: auch extreme 
bzw. fundamentalistische Formen  von Religiosität fallen unter die Religionsfreiheit (Art 
4 GG) solange sie nicht mit Gewalt oder mit der Begehung von Straftaten verbunden 
sind. Im stark von polarisierenden gesellschaftlichen Diskursen zum Islam geprägten 
Feld der Radikalisierungsprävention dominiert die Haltung, bevor „normale“ religiöse 
Einstellungen voreilig stigmatisiert werden, wird lieber sehr zurückhaltend gegenüber 
fundamentalistische Positionen verfahren (vgl. Puschnerat 2006). 

„Radikale Phasen sind für junge Menschen, die sich mit Religion beschäftigen, 
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normal. Tatsächlich bedrohliche Radikalisierungen sind daran zu erkennen, dass 
sich die Person zunehmend feindselig, z.B. in Form von klaren Feindbildern, äu- 
ßert.“ (Mitarbeiterin Projekt, P 44) 

Der Nachteil dieser Position ist, dass beginnende Radikalisierungen aus dem Blick gera- 
ten. Diese Vorformen von Radikalisierungen sind aber zu analysieren, wenn es darum 
geht die empirischen Grundlagen für die Prävention zu erarbeiten. Jost (2017, S. 80) 
schreibt in diesem Zusammenhang, das gängige Verständnis wäre, „Radikalisierung ist 
das, was vor dem Anschlag passiert“ und kritisiert damit die Engführung von Radikali- 
sierung auf Gewaltanwendung. 

Tatsächlich bestehen erhebliche Lücken in den Theorien zum Übergang weit verbreite- 
ter radikaler Einstellungen zu gewaltbereiten Stufen der Radikalisierung. Weitgehend 
unbeleuchtet ist der Zusammenhang zwischen fundamentalistischen religiösen Einstel- 
lungen und deren gewaltbereiten Formen. Angesichts der wenigen Hinweise, die es 
hierzu gibt, ist nicht davon auszugehen, dass Radikalisierungen, die zur Gewaltanwen- 
dung führen, mit der Entwicklung immer konservativerer bzw. fundamentalistischerer 
Einstellungen beginnen (vgl. Logvinov 2017b, S. 126). In einigen Interviews wurde von 
Expert/innen und Praktiker/innen zudem die Meinung vertreten, dass eine intensive 
Auseinandersetzung mit Religion – auch wenn sie fundamentalistisch geprägt ist – viel- 
mehr die Resilienz gegenüber gewaltförmigen Radikalisierungen stärkt (u.a. Mitarbeite- 
rin Projekt, P 85) (vgl. Schirrmacher 2017, S. 56 f.). Steffen (2015, S. 10) schreibt, dass 
es ohnehin keinen Kausalzusammenhang zwischen Radikalisierung und Gewalt gebe. 
Sie betont zudem, dass „Radikalität […] in der Regel nicht destruktiv ist“, sondern „viel- 
mehr der Motor individueller und kollektiver gesellschaftlicher Entwicklungen“. Ande- 
rerseits ist nicht von der Hand zu weisen, dass es zwischen den Positionen des konser- 
vativen Islam und des gewaltbereiten Islamismus inhaltlich deutliche Überschneidun- 
gen gibt (vgl. Neumann 2013; Pfahl-Traughber 2017; Mansour 2015). 

Um das Phänomen Islamismus möglichst umfassend analysieren zu können, ist es not- 
wendig, eine weite Definition von islamistischer Radikalisierung zu nutzen. In Bezug auf 
Radikalisierung kann auf eine Definition von Eckert zurückgegriffen werden: 

„In  gesellschaftlichen Konflikten bezeichnet Radikalisierung einen Prozess, in 
dem die Abgrenzung zwischen Gruppen zunehmend verschärft und mit feind- 
seligen Gefühlen aufgeladen wird. Dieser Prozess ist zumeist verbunden mit ei- 
ner Betonung der sozialen Identität, die durch die positive Bewertung der Ei- 
gengruppe und die Ablehnung einer anderen Gruppe verbunden ist.“  (Eckert 
2012, S. 10; vgl. a. Bozay 2017, S. 451) 

Insoweit handelt es sich bei islamistischer Radikalisierung, zum einen um einen gesell- 
schaftlichen Diskurs, zum anderen um eine individuelle Entwicklung, in deren Rahmen 
sich unter Bezug auf den Islam feindselige Haltungen gegenüber bestimmten Bevölke- 
rungsgruppen entwickeln bei gleichzeitiger Aufwertung der eigenen Gruppe. Begrün- 
det wird dieser Prozess in einem fundamentalistischen Sinn, d.h. mit Bezug auf religi- 
öse Texte, die wörtlich ausgelegt werden. Fundamentalistische Positionen richten sich 
in der Regel gegen die Prinzipien freiheitlich-demokratischer Gesellschaften2. Sie 

 
 

2      Vgl.    http ://w ww.bpb.de/nach schlagen/lexika/p ocket-politik /16414 /fre iheitlich e-de mokratische -grund-  
 ordnung , (Zugriff am 2.2.2018) 

http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/pocket-politik/16414/freiheitliche-demokratische-grundordnung
http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/pocket-politik/16414/freiheitliche-demokratische-grundordnung
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können mit der Bereitschaft Gewalt anzuwenden verknüpft sein, müssen es aber nicht. 

Im Hinblick auf die aktuell dominante Form des Islamismus, dem Salafismus, wird in 
der Literatur zwischen drei verschiedenen Ausprägungen unterschieden: Während die 
puristische Spielart des Salafismus eher religiös geprägt ist, zielt die politische auf die 
Einführung der Scharia in einem islamischen Staat ab. Die dschihadistische Variante 
stellt den militanten „heiligen Krieg“ ins Zentrum. Die drei Ausprägungen weisen zahl- 
reiche Schnittmengen auf.3 

Im Folgenden liegt der Fokus auf dem dschihadistischen, d.h. gewaltbereiten Salafis- 
mus, ohne dabei aber allerdings andere und unspezifischere Formen auszublenden. Be- 
deutsam für die Analyse ist zudem die Unterscheidung in Einstellungen und Handlun- 
gen und dies vor allem im Hinblick auf die Bereitschaft, Gewalt anzuwenden. Die Über- 
gänge sind allerdings jeweils diffus. So ist bspw. nicht grundsätzlich davon auszugehen, 
dass Gewalt befürwortende Personen, diese tatsächlich auch ausüben und umgekehrt, 
dass Gewalt ablehnende Personen nicht doch dazu bereit sind. Tatsächlich sind die ver- 
schiedenen fundamentalistischen Orientierungen ohnehin nur dann deutlich zu unter- 
scheiden, wenn sie besonders ausgeprägt sind. Zu einem größeren Teil handelt es sich 
aber bei Islamisten um „religiöse Analphabeten“4 (vgl. Wiktorowicz o.J., S. 8 ff.). Insbe- 
sondere bei Personen, die lediglich mit islamistischen Orientierungen sympathisieren, 
sich aber sonst nicht engagieren, werden die Unterschiede also kaum erkennbar sein. 

Unabhängig davon ist davon auszugehen, dass eine weite Verbreitung fundamentalisti- 
schen Denkens die Entstehung gewaltbereiter Formen fördert (vgl. Puschnerat 2006, S. 
222 f.). 

 
3.2 Faktoren und soziale Kontexte von Radikalisierung 

Im folgenden Abschnitt wird ein Überblick über die wichtigsten Radikalisierungsfakto- 
ren gegeben. Vertiefende Analysen – insbesondere zu den Möglichkeiten der Präven- 
tion und Deradikalisierung – erfolgen in späteren Abschnitten im Zusammenhang mit 
der Darstellung der verschiedenen sozialen Kontexte. 

Die Literatur zu islamistischer Radikalisierung ist in den letzten Jahren enorm ange- 
wachsen, ohne allerdings zu hinreichend gesicherten Ergebnissen zu den Ursachen zu 
gelangen. Hierfür gibt es eine ganze Reihe von Gründen: 

 Nach wie vor basieren die Analysen zu einem großen Teil auf Sekundärauswer- 
tungen von Daten bspw. des Verfassungsschutzes oder anderer Sicherheitsor- 
gane, auf spezifischen Samples oder Darstellungen von Journalisten. Es existie- 
ren also keine Stichproben, aus denen ohne weiteres verallgemeinerbare 
Schlussfolgerungen gezogen werden könnten (zum aktuellen Forschungsstand 

 

 
3 Die Unterscheidung der drei Richtungen puristischer, politischer und dschihadistischer Salafismus hat 

sich bei den Sicherheitsbehörden durchgesetzt, aber auch in der wissenschaftlichen Diskussion, vgl. 
etwa (Steinberg 2012, S. 2 ff.) und (Fuchs 2012, S. 12 ff.). Weitergehende Differenzierungen des politi- 
schen Salafismus in missionarisch ohne Militanz, militantes Missionieren und dschihadistisch finden 
sich etwa bei (Abou Taam et al. 2016, S. 3 ff.), vgl. a. Pfahl-Traughber: http s://w w w.bpb.de/politik/ext-  
 remi smu s/21 1830 /sa lafis mus -wa s-i st-das -ueberhau pt , Zugriff am 16.1.2017 

4 Claudia Dantschke im Interview: http s:// w ww. morgenpost. de/berlin/article 1386 62970 /D ie - Jugendli -  
 chen -such en -Identitaet-und-A nerkennung.html , Zugriff am 29.1.2018 

https://www.bpb.de/politik/extremismus/211830/salafismus-was-ist-das-ueberhaupt
https://www.bpb.de/politik/extremismus/211830/salafismus-was-ist-das-ueberhaupt
https://www.morgenpost.de/berlin/article138662970/Die-Jugendlichen-suchen-Identitaet-und-Anerkennung.html
https://www.morgenpost.de/berlin/article138662970/Die-Jugendlichen-suchen-Identitaet-und-Anerkennung.html
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vgl. Logvinov 2017a). 

 Das Phänomen ist zudem sehr heterogen (vgl. Puschnerat et al. 2017, S. 306 ff.). 
So zeigte sich in einer Studie an islamistischen Straftätern, die in Österreich in 
Justizvollzugsanstalten einsitzen, ein breites Spektrum an biografischen Ent- 
wicklungen und Motiven: von jugendlichen Schulabbrechern bis zu älteren,  gut 
ausgebildeten und kampferfahrenen tschetschenischen Kämpfern (Hofinger 
und Schmidinger 2017). Es ist davon auszugehen, dass bei diesen Entwicklun- 
gen jeweils unterschiedliche Faktoren wirksam werden (vgl. a. Neumann 2017, 
S. 15 f.).  Ein „typisches“ Sozialprofil islamistischer Straftäters scheint es nicht zu 
geben. 

 Eine Herausforderung stellt zudem der rasche Wandel des Phänomens Radikali- 
sierung dar. Islamistischer Extremismus und Terrorismus haben sich seit den An- 
schlägen von „9/11“ und Al Quaida erheblich verändert (Romaniuk und Fink 
2012, S. 4 ff.). Diese Veränderungen führen dazu, dass gemachte Erfahrungen – 
zumindest partiell – nicht weiter gültig sind und es gleichzeitig schwer ist, Pro- 
gramme zu entwickeln, die auf erprobten Ansätzen basieren, ohne veraltet zu 
sein. 

 Als ein weiteres Problem ergibt sich, dass sich nationale Ergebnisse nur bedingt 
auf andere Länder übertragen lassen. Es ist davon auszugehen, dass sich Radi- 
kalisierungsverläufe in Pariser Vorstädten von denen in London und Berlin un- 
terscheiden. Dies liegt zum einen daran, dass diese verschiedenen Länder un- 
terschiedliche Einwanderungsgeschichten haben, zum anderen variiert der Um- 
gang mit dem Islam in den Ländern. Aber nicht nur nationale Unterschiede 
scheinen bedeutsam zu sein. Ein genauerer Blick zeigt, dass bspw. spezifische 
lokale Szenen und Gruppen wichtig für die Radikalisierung sind, so dass davon 
auszugehen ist, dass es auch Unterschiede von Radikalisierungen bspw. zwi- 
schen Nord-Rhein-Westfalen und Berlin gibt (Kulaçatan et al. 2017). 

 Auch hinsichtlich der Geschwindigkeit von Radikalisierungen ergeben sich er- 
hebliche Unterschiede. So wird in einer Veröffentlichung der Sicherheitsbehör- 
den in den meisten Fällen (68 %) von einem Radikalisierungszeitraum von ca. 
zwei Jahren gesprochen (Bundeskriminalamt et al. 2016, S. 24). Goertz und Kol- 
legen berichten hingegen von einer zunehmenden Verkürzung der Radikalisie- 
rungen auf wenige Monate (Goertz und Goertz-Neumann 2017, S. 4), teilweise 
wird von „Turboradikalisierung“ innerhalb weniger Wochen gesprochen.5 Diese 
Veränderungen hinsichtlich der Radikalisierungsdauer kann zudem als Hinweis 
genommen werden, dass sich Radikalisierungsverläufe relativ schnell in ihrer 
Gestalt verändern. 

 Als letzter Punkt soll erwähnt werden, dass Radikalisierungsverläufe in Bezug 
auf die sozialen Orte bzw. Kontexte differenziert werden sollen, in denen sie 
sich vollziehen. Radikalisierungen von Gefängnisinsassen verlaufen anders als 
die von gerade angekommenen Flüchtlingen und diese wiederum anders als bei 
deutschen Gymnasiasten. 

 
Angesichts der Vielgestaltigkeit von Radikalisierungsprozessen ist nicht davon 

 
 

5         http ://w ww.bam f.de/DE/ Ser vice/Top/Pres se/Inter views/2 0 1607 - Beratu ngRadikalisierung /beratu ngs-  
 stell e- rad ikalisierung -node.ht ml , Zugriff am 13.10.2017 

http://www.bamf.de/DE/Service/Top/Presse/Interviews/201607-BeratungRadikalisierung/beratungsstelle-radikalisierung-node.html
http://www.bamf.de/DE/Service/Top/Presse/Interviews/201607-BeratungRadikalisierung/beratungsstelle-radikalisierung-node.html
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auszugehen, dass sich ein einheitliches theoretisches Modell zu islamistischer Radikali- 
sierung entwickeln lässt. Sinnvoll ist vielmehr eine möglichst differenzierte Darstellung 
potenzieller Faktoren, die im konkreten Fall in jeweils spezifischen Konstellationen 
wirksam werden. Eine Systematisierung dieser Faktoren nach verschiedenen Ebenen 
bietet sich an. Zu unterscheiden ist dann zwischen einer gesamtgesellschaftlichen 
Makro-, einer auf soziale Kontexte bezogene Meso- und einer individuellen Mikro- 
ebene. Damit es zu einer Radikalisierung kommt, müssen auf allen Ebenen bestimmte 
Bedingungen erfüllt sein (vgl. Frindte et al. 2016, S. 7). 

Auf einer gesellschaftlichen Makroebene ist Radikalisierung ein Phänomen, das eng an 
die Bedingungen post-moderner, globalisierter Gesellschaften geknüpft ist (vgl. Dawson 
2017, S. 6; Schirrmacher 2017, S. 44 ff.). Individuelle Radikalisierungen beziehen sich 
auf die Rolle des Islam in der Welt. Sie nehmen bspw. Bezug auf den sogenannten Isla- 
mischen Staat und sind nicht denkbar ohne die jeweils spezifischen Migrationsbewe- 
gungen bzw. die Integrationspolitik in den einzelnen Ländern (Güngör et al. 2013). Zu- 
dem sind Radikalisierungen kaum ohne das globale Internet vorstellbar. Auf diese 
Weise entsteht u.a. die Idee einer weltweiten muslimischen Gemeinschaft (Umma). Al- 
lein die Tatsache, dass die Ausreise nach Syrien und die Beteiligung an Kriegshandlun- 
gen zu den häufigsten Straftaten in Bezug auf Islamismus gehören, verweist auf die 
globale Dimension von Radikalisierung. Nicht zuletzt ist die den Radikalisierungen zu- 
grunde liegende Ideologie bzw. die spezifische Deutung des Islam ein Produkt der ara- 
bischen Welt und einige der für die deutsche „Szene“ wichtigen Prediger ließen sich in 
arabischen Ländern religiös ausbilden (vgl. Koning de 2012). Zentrales Ideologem die- 
ser international verbreiteten Ideologie ist die wahrgenommene „Demütigung des Is- 
lam und der Muslime in der Welt“ (vgl. a. Jost 2017, S. 84 f.; zu islamistischen Narrati- 
ven allgemein: Günther et al. 2016). Diese Aussage wird zugespitzt und als Ausgangsba- 
sis für die Konstruktion von Gruppenunterschieden genutzt (Wir vs. die Anderen) und 
theologisch gedeutet: Die heutige Situation der Muslime wird mit der Flucht Moham- 
meds aus Mekka (Hidschra) verglichen. Diskriminierungserfahren werden dadurch in 
einem religiösen Sinn überhöht („Unterdrückt sein als heilige Erfahrung“) (Kulaçatan et 
al. 2017, S. 5 f.). 

Auf der Makroebene sind auch nationale und teilweise regionale Diskurse bedeutsam. 
Kaddor sieht aufgrund islamkritischer bzw. –feindlicher Äußerungen zum Beispiel von 
Thilo Sarazzin oder Necla Kelek viel Wut bei den in Deutschland lebenden Muslimen, 
was bei einem sehr kleinen Teil dazu führen würde, dass sie salafistische Deutungsan- 
gebote aufgreifen und so ihrer Wut eine Richtung geben (Kaddor 2017, S. 96 f.). Weiss 
spricht von einem „Diaspora-Islam“, der sich in den verschiedenen westlichen Ländern 
entwickelt hat. Radikal-religiöse Denkmuster sind die Folge „mangelnder Integration in 
den Bildungs- und Arbeitsmarkt“, eine „Reaktion auf marginalisierte Lebenslagen“ und 
auf „Erfahrungen der Ausgrenzung und Diskriminierung im Alltag“. Es bilden sich Mili- 
eus, in denen diese Erfahrungen geteilt werden und innerhalb derer jeweils spezifi- 
schen Ressentiments ausgebildet werden. „Besonders junge Männer könnten sich im 
Rückzug in eine gegenkulturelle Gemeinschaft gegenseitig ihren Status sichern und 
Überlegenheitsgefühle verschaffen“ (Weiss 2016, S. 83 mit Angaben zu weiterführen- 
der Literatur). Ein Merkmal dieser Milieus sind „Gewalt legitimierende Männlichkeits- 
normen“, die zu islamistischer Radikalisierung beitragen können. (vgl. Baier et al. 2010; 
Uslucan et al. 2011; Haug 2010). Die Inszenierungen aggressiver Männlichkeit in vielen 
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Propagandavideos und Selbstdarstellungen von Islamisten legen diesen Zusammen- 
hang ebenfalls nahe. Schirrmacher weist darauf hin, dass als Reaktion auf wahrgenom- 
mene Ausgrenzung Religion zur „emotionalen Heimat und Schutz bietenden Gemein- 
schaft“ werden kann (Schirrmacher 2017, S. 52). 

Auf der individuellen Ebene sieht Khosrokhavar diese Ausgrenzungs- und Diskriminie- 
rungserfahrungen ebenfalls als zentralen Anknüpfungspunkt (2016, S. 14 f.)  Für ihn 
entsteht die Disposition zur Radikalisierung aus dem „Hass auf die Gesellschaft“. Diese 
Personen „leiden unter einem tiefen Gefühl der sozialen Ungerechtigkeit. […] Das Vor- 
stadtgetto wird zum inneren Gefängnis und die innere Verachtung wird zum Hass auf 
andere.“ Peter Neumann stellt das zugrunde liegende Gefühl – durchaus ähnlich, aber 
weniger spezifisch – als ein Konglomerat aus Frustration und gesellschaftlicher Ent- 
fremdung dar (Neumann 2017, S. 43 ff.). Schließlich relativieren einige Autoren die Be- 
deutung von Diskriminierungserfahren und gehen eher von „privater“ Frustration als 
zentraler Ursache von Radikalisierung aus (vgl. Maurer 2017, S. 52 ff.; Agnew 2010). 
Persönliche Probleme (z.B. schwierige Familienverhältnisse, Trennungen usw.) finden in 
der islamistischen Gemeinschaft Gehör und können im Rahmen der Ideologie neu ge- 
deutet werden. Mit der Möglichkeit, Teil von etwas Großem zu werden, relativieren 
sich die eigenen Probleme. Bezeichnend sind in dieser Hinsicht die Radikalisierungen 
von Personen aus kleinkriminellen Verhältnissen (Frindte et al. 2016, S. 22). Offenbar 
funktioniert das islamistische Sinnangebot auch bei Personen, die ihr Leben ganz allge- 
mein als sinnentleert wahrnehmen bzw. frustriert über ihre eigene Entwicklung sind 
(vgl. Neumann 2017, S. 43 ff.). 

Es ist davon auszugehen, dass Radikalisierungen mit einem – meist wohl eher diffusen 
– Gefühl der Unzufriedenheit beginnen. Über islamistische Narrative bietet sich die 
Möglichkeit, diese Unzufriedenheit, ggf. zusammen mit Diskriminierungs- und Frustrati- 
onserfahrungen, neu und im Zusammenhang mit etwas „Größerem“ zu deuten. Diese 
Deutung eröffnet dann den Ausblick auf ein sinnvolles Leben und befriedigt das Bedürf- 
nis nach Anerkennung (vgl. Frindte et al. 2016, S. 11). Angesprochen werden insofern 
Personen, die auf der Suche nach Bedeutung bzw. Sinn sind, gepaart mit einem Gespür 
für Ungerechtigkeit bzw. ganz allgemein für moralische Probleme. Die Aussicht, in einer 
großen Gemeinschaft auf der richtigen Seite zu kämpfen und zum Helden zu werden, 
befriedigt zudem – insbesondere bei Jugendlichen – die Abenteuerlust. Das rigide Glau- 
benssystem befreit von unangenehmen Zweifeln (Dawson 2017, S. 8). 

Böckler und Zick sehen die Attraktivität islamistischer Deutungsangebote durch fol- 
gende Merkmale begründet: 

- „Reziprozität: Die Gruppen vermitteln eine positiv konnotierte Identität und 
thematisieren die Missstände und Probleme ihrer Adressaten direkt. […] 

- Verpflichtung und Konsistenz: Es wird mit totalitären und eindeutigen Katego- 
rien (schwarz/weiß) argumentiert. Jeder Rekrut kann sich auf feste Normen, 
Werte und Regeln berufen und sein Denken und Handeln entlang dieser struk- 
turieren („Ich weiß, was Gut und Böse ist“) […] 

- Knappheitsprinzip: Das Kollektiv wird als kämpferische Avantgarde dargestellt, 
welche für den wahren Islam kämpft und die Rettung aller bringt. („Ich bin ein 
Auserwählter“) 

- Sozialer Beweis: Propagandisten sind in der Regel als Person fassbar; sie insze- 
nieren ihre eigene Biografie als Beleg für ihre Botschaft. So berichten sie bspw. 
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davon, wie leer und sinnlos ihr Leben vor der Konversion war und wie es sich 
danach zum Positiven verkehrt hat. („Er weiß, wovon er redet“). 

- Sympathie:  Ein zentrales Motiv islamistischer Propaganda ist das Motiv des Un- 
derdogs der sich gegen die scheinbar Unbesiegbaren auflehnt. […] 

- Autorität: Es werden gezielt Prediger und Dschihadisten inszeniert, die sich 
selbst bewiesen haben. Ideologen erstellen zu bestimmten Fragen Rechtsgut- 
achten und leiten damit den Weg. Dschihadisten produzieren für den deut- 
schen Markt Propagandavideos aus Konfliktgebieten („Ich will ein Kämpfer wer- 
den, wie er einer ist“)“ (Böckler und Zick 2015, S. 105 f.) 

 
Bozay spricht von der Vermittlung einer „Ersatzidentität jenseits von Ethnie und sozia- 
ler Orientierung, u. a. Zugehörigkeit, Geborgenheit, Orientierung und Spiritualität“ (Bo- 
zay 2017, S. 450; vgl. a. Mücke o.J., S. 2). Islamismus ist in erster Linie also ein Sinnan- 
gebot. Nicht zu unterschätzen ist allerdings die Möglichkeit, damit schlicht zu provozie- 
ren (vgl. El-Mafaalani 2016). 

Bei all diesen „Gewinnen“, die aus dem Umstand der Radikalisierung auf der individuel- 
len Ebene gezogen werden können, stellt sich die Frage, welche Faktoren zur Umkehr 
bzw. dem „Ausstieg“ führen. Entscheidend ist zunächst, dass dies nicht allein durch In- 
terventionen geschafft werden kann. Entsprechende Veränderungen können nur aus 
der Person selbst heraus geschehen (Hoffmann et al. 2017, S. 24). Im Anschluss an Al- 
tier und Kollegen lassen sich die Ursachen in Push- und Pullfaktoren systematisieren 
(Altier et al. 2014, S. 648 ff.). Mit Pushfaktoren werden die Gründe bezeichnet, die aus 
den widrigen Umständen der jeweiligen Lebenssituation resultieren: z.B. „unerfüllte Er- 
wartungen, Desillusionierung in Zusammenhang mit der verfolgten Strategie oder mit 
dem Verhalten  von Mitgliedern  der  extremistischen  Gruppe,  Schwierigkeiten mit 
dem Leben im Untergrund, Probleme mit Gewalt, Stress oder Burnout.“ (Hoffmann et 
al. 2017, S. 24). Pullfaktoren sind gewissermaßen Handlungsoptionen, die aus dem Um- 
feld kommen: u.a. „neue Bildungs- oder Arbeitsmöglichkeiten, der Wunsch nach Fami- 
lie, Kontakte mit moderaten, der (extremistischen) Gruppe externen Personen sowie 
(mit Einschränkungen) materielle Anreize oder Amnestien“ (ebd.: 24). Auch in Bezug 
auf „Ausstiegs“-Faktoren gibt es keinen allgemein gültigen Wirkungszusammenhang 
(vgl. Pisoiu und Köhler 2013, S. 247 ff.). Im Dunkeln liegen zudem die Faktoren, die zur 
Umkehr auf frühen Stufen der Radikalisierung führen. 

Für beide Bereiche, sowohl für die Radikalisierung als auch für den Ausstieg gilt, dass 
die jeweils dominanten Faktoren in hohem Maße vom sozialen Kontext, d.h. vom sozia- 
len Umfeld und den darin enthaltenen Bedingungen, abhängig sind. Mit dem Konzept 
des Kontextes lässt sich die Vielfalt möglicher Radikalisierungsfaktoren spezifizieren 
und damit reduzieren. Es ist davon auszugehen, dass islamistische Radikalisierung un- 
ter verschiedenen Bedingungen variierende „Gewinne“ bereithält (vgl. Walser 2013, S. 
26 f.). So unterscheiden sich nicht nur die Pfade der Radikalisierung, sondern auch der 
emotionale bzw. symbolische Gewinn, den die Person in Abhängigkeit vom jeweiligen 
sozialen Kontext aus der Radikalisierung zieht. Derartige Kontexte sind darüber hinaus 
wichtige Ansatzpunkte für die Prävention bzw. Deradikalisierung, da sie auf spezifische 
Zielgruppen und die ebenso spezifischen Zugänge zu diesen Gruppen verweisen. 

Im Folgenden werden einige Kontexte skizziert und in den anschließenden Abschnitten 
sukzessive tiefer gehend analysiert. Im Abschnitt 5.2 werden die Kontexte „Schule“ und 
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„Moscheegemeinde“ sowie ein zentrales Feld im Bereich Intervention, der Umgang mit 
Verdacht, eingehender untersucht. 

Ein entscheidender Kontext sind das Internet bzw. soziale Medien (s. 4.3). Sie spielen 
u.a. eine zentrale Rolle bei der Anwerbung, wenngleich Radikalisierungen allein dar- 
über wohl eher selten sind (Bundeskriminalamt et al. 2016, S. 21 f.). Im Internet findet 
sich ein breites Angebot an Propaganda: von You Tube-Beiträgen salafistischer Prediger 
über gewaltverherrlichende Videos des IS bis zur direkten Ansprache in Chats oder auf 
Facebook. Entsprechend breit ist das Spektrum der Faktoren, über die Internetange- 
bote im Zusammenhang mit Radikalisierung wirksam werden können. Angebote wer- 
den sowohl an Personen gemacht, die auf der Suche nach grausamen Hinrichtungsvi- 
deos sind, als auch an solche, die nach sozialem Anschluss suchen. Auf fruchtbaren Bo- 
den fallen die Internetangebote vor allem bei Personen, die aktiv nach derartigen Inhal- 
ten suchen und entsprechend eine Neigung für islamistische Inhalte haben (vgl. Knip- 
ping-Sorokin et al. 2016, S. 29 f.; Rieger et al. 2013, S. 116 f.). Knipping-Sorokin et al 
(2016, S. 23) berichten von einem Selbstversuch einer NDR-Reporterin im März 2016. 
Sie setzte ein „Like“ unter ein Video des salafistischen Predigers Pierre Vogel und er- 
hielt daraufhin zahlreiche Freundesanfragen, in denen sich Personen u.a. mit Waffen 
präsentierten und versuchten, Kontakt mit ihr aufzunehmen. Bei fortgeschrittenen Ra- 
dikalisierungen spielen – verschlüsselbare – soziale Medien eine wichtige Rolle bei der 
Koordinierung und Organisation. 

Ein weiterer bedeutsamer sozialer Kontext sind Justizvollzugsanstalten (s. 4.2). In der 
Perspektive „salafistischer Narrative“ sind Gefängnisaufenthalte Ausdruck gesellschaft- 
licher Ablehnung und damit ein „Zeichen für Auserwählung durch Gott“. „Eine Inhaftie- 
rung kann als gottgewollte und sinnvolle Prüfung in einer ‚Gesellschaft irregeleiteter 
Ungläubiger‘ verstanden werden.“ (Hoffmann et al. 2017, S. 27) Gefängnisse sind zu- 
dem Orte, an denen meist wenig Rücksicht auf den Islam genommen wird. So ist die re- 
ligiöse Betreuung der Strafgefangenen häufig unzureichend, da meist ausgebildete 
Imame fehlen (vgl. Deutsche Islamkonferenz o.J., S. 8 ff.; Abgeordnetenhaus von Berlin 
2015). 

Die Missionierung durch Salafisten fällt dann auf fruchtbaren Boden: Sie bieten eine 
Deutung an, die aus dem Gerichteten einen Richter macht  (vgl. a. Hofinger und Schmi- 
dinger 2017, S. 45). Hofinger und Schmidinger beziehen sich auf Neumann, der das Ge- 
fängnis als geradezu „ideales Umfeld“ bezeichnet, um für den Dschihad zu rekrutieren, 
schließlich sei das Profil der Insassen identisch mit dem Rekrutierungspool der Dschiha- 
disten: Junge Männer, häufig mit Migrationshintergrund, „feindlich gesinnt“ gegenüber 
dem Staat und aus schwierigen Verhältnissen, „gewaltaffin“ und in einer aktuellen 
Sinnkrise, denen die Dschihadisten nicht nur Antworten auf existentielle Fragen bieten 
würden, sondern auch ein „Erlösungsnarrativ“, „einen neuen Anfang, Stärke, Gemein- 
schaft, Identität und Schutz (Neumann 2017, S. 230; zit. n. Hofinger und Schmidinger 
2017, S. 92). 

Flüchtlinge und der Umgang mit ihnen stellen einen weiteren relevanten Kontext dar 
(s. 4.2). Der Verlust der Heimat und die damit verbundene kulturelle Entwurzelung, 
häufig traumatisierende Fluchterfahrungen und nicht zuletzt, die oft schwierige bis un- 
würdige Unterbringung in Heimen (vgl. Nießen 2016) machen Flüchtlinge prinzipiell zu 
einer für Radikalisierung anfälligen Gruppe. Ein entscheidender Faktor im Sinne primä- 
rer Prävention ist die Integration bzw. das Vermeiden von Perspektiv- und 
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Orientierungslosigkeit. Hinsichtlich des Radikalisierungsrisikos ist zudem zwischen ver- 
schiedenen Nationen und Ethnien zu unterscheiden. Menschen, die aus Syrien flohen, 
weil sie vom IS verfolgt wurden, werden sich kaum für den IS begeistern lassen, selbst 
wenn sie fundamentalistisch denken. 

Auch von Goertz (2017, S. 9 f.) werden – basierend auf Verfassungsschutzberichten – 
Flüchtlinge als besonders anfällige Gruppe in Bezug auf Radikalisierung herausgestellt. 
Verfassungsschutzberichten zufolge gab es 2015/16 mindestens 340 Anwerbungsversu- 
che unter Flüchtlingen. Tatsächlich werden aber nur wenige Anschläge von diesen ver- 
übt. In einer Studie zu den weltweiten Anschlägen im Zeitraum zwischen Juni 2014 und 
Juni 2017 (n = 51) wurden lediglich 5 % der Täter als Flüchtlinge bzw. als sich illegal im 
Lande aufhaltende Personen identifiziert (Vidino et al. 2017, S. 16). Zu erwähnen ist zu- 
dem, dass sich Flüchtlinge als wichtige Feindgruppe rechtsradikaler und islamfeindli- 
cher Gruppierungen entwickelt haben. So sind allein in Berlin im Jahr 2015 45 Angriffe 
auf Flüchtlingsunterkünfte und im Jahr 2016 44 Angriffe gezählt worden (Abgeordne- 
tenhaus von Berlin 2017a). 

Als ein weiterer wichtiger Kontext soll zuletzt der öffentliche Raum genannt werden 
(s.a. 4.3). Das aktive Werben und Anwerben auf öffentlichen Plätzen („Street Dahwa“), 
zum Beispiel in der Art der mittlerweile verbotenen Koranverteilungsaktion „Lies“ des 
Vereins „Die wahre Religion“, scheint ein wichtiger Teil der Rekrutierungspraxis zu sein. 
Islamistische Gruppen beanspruchen zudem den öffentlichen Raum und wollen dort 
sichtbar sein bzw. ihn dominieren (vgl. Göle 2015), was sich nicht zuletzt in Aktionen 
wie der „Scharia-Polizei“ zeigt6. Aber abgesehen von einigen wenigen Hinweisen, dass 
von Islamisten auch Fußballturniere oder Benefizveranstaltungen organisiert werden 
(Frankenberger et al. 2016, S. 4), findet sich – sowohl in der Literatur als auch in den Ex- 
pertengesprächen – nur Weniges zu diesem Kontext. Wichtig in diesem Zusammen- 
hang ist der Umstand, dass die Anwerbung nicht nur über religiöse Themen erfolgt. In 
alltäglichen Situationen erweisen sich Islamisten als „nahbar“. Die Begegnungen finden 
zunächst auf der Beziehungsebene statt und es geht um Themen wie „Sorgen in der 
Schule und im Elternhaus“ und um „Konflikte mit Freunden“. Ein wichtiger Punkt ist 
auch hier das Anknüpfen an Diskriminierung und Frustration (Kulaçatan et al. 2017, S. 
5). 

Die Auflistung der Kontexte ist nicht vollständig. Zu nennen sind darüber hinaus Fami- 
lien, die zur Radikalisierung beitragen können, vor allem aber wichtige Partner bei der 
Deradikalisierung sind (European Forum for Urban Security 2016, S. 46 ff.). 

Radikalisierungen entwickeln sich selbstverständlich nicht nur innerhalb eines einzigen 
Kontextes. Die verschiedenen sozialen Felder überschneiden sich vielmehr und entfal- 
ten damit ggf. ein stärkeres Radikalisierungspotenzial oder im günstigen Fall kann über 
die Einflussnahme über einen Kontext die Resilienz gegenüber den Radikalisierungsten- 
denzen in anderen Kontexten gestärkt werden. Insbesondere im Zusammenhang mit 

 
 

6 Bei der Scharia-Polizei handelte es sich um eine Aktion „selbsternannter Sittenwächter“ 2014 in Wup- 
pertal        (http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/urteil-zu-scharia-polizei-bundesgerichtshof-korrigiert- 
 lan dgericht-wuppertal -15 388 225.html, Zugriff am 16.1.2017). Ähnlich Ansätze und Vorfälle werden 
aber auch für Berlin dokumentiert (http :// w ww.tagesspie ge l.de/berlin /staat ss chutz -er mittelt- ge gen -  
 schlae gertruppe -isla mi stis che -moral wae chter-terrorisi eren - berliner/2 00181 70.ht ml ,    Zugriff   am 
16.1.2017). 

http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/urteil-zu-scharia-polizei-bundesgerichtshof-korrigiert-landgericht-wuppertal-15388225.html
http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/urteil-zu-scharia-polizei-bundesgerichtshof-korrigiert-landgericht-wuppertal-15388225.html
http://www.tagesspiegel.de/berlin/staatsschutz-ermittelt-gegen-schlaegertruppe-islamistische-moralwaechter-terrorisieren-berliner/20018170.html
http://www.tagesspiegel.de/berlin/staatsschutz-ermittelt-gegen-schlaegertruppe-islamistische-moralwaechter-terrorisieren-berliner/20018170.html
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Interventionen und Deradikalisierungen sollte entsprechend darauf geachtet werden, 
dass es keine Engführung auf einige wenige Kontexte und Akteure gibt. So haben bspw. 
Radikalisierungen innerhalb des Kontextes Schule zahlreiche Berührungspunkte mit Fa- 
milie, aber auch mit Jugendhilfe, Sportvereinen usw. 

 

3.3 Herleitung eines Radikalisierungsmodells / Diagnostik 

Unabhängig von den Schwierigkeiten, die damit verbunden sind, ist es notwendig ein 
Modell zu entwickeln, das alle für Radikalisierung relevanten Faktoren integriert und 
den Radikalisierungsprozess in verschiedene Phasen einteilt. Notwendig ist ein derarti- 
ges Modell deshalb, weil die Eignung von Präventions- oder Deradikalisierungsmaßnah- 
men u.a. entscheidend vom Grad der Radikalisierung abhängig ist. Insofern sind ent- 
sprechende Modelle ein Instrument der Diagnostik. Darüber hinaus dienen sie ganz all- 
gemein der Verständigung über Zielgruppen und die jeweils geeigneten Maßnahmen 
(vgl. Trautmann und Zick 2016). 

Möglich ist die Entwicklung derartiger Modelle deshalb, weil – bei allen tatsächlich vor- 
handenen Variationen – Radikalisierungen mehrere Phasen durchlaufen müssen. Selbst 
sogenannte Turboradikalisierungen (vgl. S. 17) beginnen mit einem gewissen Interesse 
für islamistische Angebote und enden ggf. mit der Begehung von Straftaten – und nicht 
umgekehrt. Der Verlauf mag dabei nicht linear erfolgen, d.h. nicht alle Phasen einer Ra- 
dikalisierung werden immer in der gleichen Reihenfolge, in der gleichen Geschwindig- 
keit und schon gar nicht immer bis zum Ende durchlaufen, es ist aber davon auszuge- 
hen, dass in den ersten Phasen der Radikalisierung die Voraussetzungen entwickelt 
werden, die die Entwicklung von radikaleren Positionen und Verhaltensweisen erst er- 
möglichen. Radikalisierungen mögen in dieser Hinsicht zwar eine gewisse Eigendyna- 
mik entwickeln, grundsätzlich ist aber wohl eine Umkehr auf allen Stufen möglich. Em- 
pirisch verlässliche, über einen längeren biografischen Zeitraum erhobene Daten über 
gelungene und auch abgebrochene Ausstiege aus Radikalisierungsprozessen sind im- 
mer noch Mangelware. 

Die Anforderungen an ein Radikalisierungsmodell ergeben sich aus der Praxis. Maßnah- 
men der Prävention bzw. der Deradikalisierung lassen sich im Anschluss im die im Ab- 
schnitt 2.2 entwickelte Einteilung in Prävention und Intervention einteilen, wobei die 
Übergänge zwischen Prävention und Intervention sowie Intervention und Repression 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist. (Primäre) Prävention richtet sich unspezi- 
fisch mehr oder weniger an die gesamte Bevölkerung. Sie ist darauf ausgerichtet, einen 
positiven Ist-Zustand zu erhalten, d.h. die Resilienz gegenüber Radikalisierung zu stär- 
ken. Intervenierende Maßnahmen hingegen zielen auf Bevölkerungsgruppen, die als 
gefährdet eingestuft werden. Maßnahmen der Deradikalisierung sind zwangsläufig in- 
tervenierend, d.h. sie sind auf Veränderung unerwünschter Zustände gerichtet. Die In- 
tensität der Intervention nimmt dabei tendenziell mit dem Grad der Radikalisierung zu. 
Im Übergang zur Repression ist auf das Risiko der Begehung von Straftaten bzw. bereits 
begangene Straftaten zu reagieren. In einem Radikalisierungsmodell sind also mindes- 
tens drei Gruppen zu bestimmen. Zu jeder dieser Gruppe ist eine spezifische Frage zu 
beantworten. 

 Welche Bevölkerungsgruppen sind radikalisierungsgefährdet? Wie kann ihre 
Resilienz gestärkt werden? 

 Welche Bevölkerungsgruppen bzw. Individuen sind bereits in der 
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Radikalisierungsdynamik und wie kann die weitere gestoppt oder rückgängig ge- 
macht werden bzw. wie kann verhindert werden, dass die Radikalisierung in 
Straftaten mündet? 

 Bei welchen Individuen ist die Radikalisierung so weit vorangeschritten, dass 
Straftaten zu befürchten sind? Wo liegt bei solchen Fällen der Übergang von so- 
zialpädagogischen zu repressiven Maßnahmen und wie ist dieser Übergang im 
Einzelfall zu gestalten? 

 
In der Literatur werden mittlerweile zahlreiche Modelle zur Systematisierung von Radi- 
kalisierungsverläufen diskutiert (vgl. u.a. Knipping-Sorokin et al. 2016, S. 69 ff.; Euro- 
pean Forum for Urban Security 2016, S. 19 ff.; Pisoiu 2013; Khosrokhavar 2016, S. 43 ff.; 
Zick und Böckler 2015). Als zentrale Dimension wird dabei meist zwischen radikalen 
bzw. extremistischen Einstellungen, Handlungsbereitschaft und Handlung unterschie- 
den. Radikalisierung wird zudem überwiegend als Prozess konzeptualisiert. Die von der 
wissenschaftlichen Begleitung genutzte Einteilung berücksichtigt diese Dimensionen 
ebenfalls und erlaubt mit seinen sieben Stufen eine sehr differenzierte Betrachtung der 
Zielgruppen. Dabei entsprechen die Stufen 0 und 1 den Zielgruppen, die über den Be- 
reich der primären Prävention zu adressieren sind. Die Stufen 1 - 3 sind dem Bereich 
der Intervention und die Stufen 3 bis 6 dem Übergangsbereich von Intervention zu Re- 
pression zuzuordnen. Die Überschneidungen markieren dabei ein grundsätzliches Prob- 
lem: In der Praxis sind die Übergänge zwischen den einzelnen Zielgruppen fließend und 
viele Maßnahmen adressieren zwar spezifische Zielgruppen, müssen sich aber bei der 
konkreten Umsetzung mit verschiedenen Radikalisierungsstufen auseinandersetzen. 

 Stufe 0: Indifferente oder neutrale Haltung gegenüber islamistischen Inhalten; 

 Stufe 1 : Besonderes, durch Offenheit geprägtes Interesse an islamistischen In- 
halten, Kulturen, Gruppen, Personen; 

 Stufe 2: Erste aktive Teilnahme an islamistischen Angeboten:  Chat, persönliche 
Treffen, Lektüre usw.; 

 Stufe 3: Kontinuierliche Teilnahme, Aufbau persönlicher Beziehungen; 

 Stufe 4: Neue Identität: Beschleunigte Aufnahme islamistischer Inhalte und Ver- 
haltensweisen. Abbruch bisheriger persönlicher Beziehungen; 

 Stufe 5: Völlige Identifikation und Verstetigung islamistischer Lebensstile. Über- 
nahme von Funktionen; 

 Stufe 6: Spanne von Begehung von Straftaten bis hin zu Haft oder Leben im Un- 
tergrund. 

 
Auf Stufe 0 befinden sich Personen, die sich bislang nicht mit islamistischen Inhalten 
beschäftigt haben und diesen tendenziell indifferent gegenüberstehen. Bedeutsam im 
Sinn der Islamismusprävention sind diese Personen, weil sie nicht fest im gesellschaft- 
lich-kulturellen Gefüge verankert sind, was sie für Radikalisierungen unterschiedlicher 
Art, d.h. auch für islamistische, anfällig macht. Zu dem mit dieser Stufe definierten Per- 
sonenkreis zählen vor allem Jugendliche und junge Erwachsene auf der Suche nach 
Identität und ihrem Platz in der Gesellschaft. Bei ihnen geht es um die langfristige Stär- 
kung der Widerstandskraft gegenüber Radikalisierung allgemein. Insofern sind auch 
Kinder anzusprechen. Die Präventionsziele sind überwiegend positiv zu formulieren. 
Die Maßnahmen sollten also zum Beispiel helfen, eine positive Identität zu entwickeln, 
oder die Bereitschaft stärken, sich an demokratischen Prozessen zu beteiligen und die 
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Fähigkeiten hierfür entwickeln. 

Ab der Stufe 1 kann von „Islamismusaffinität“ bzw. „Gefährdung“ gesprochen werden 
(vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017). Im eigenen 
Modell steht diese Stufe für Personen und Gruppen, die offen für islamistische Ange- 
bote sind (vgl. Wiktorowicz 2004). Hierzu zählen Personen, die bspw. fasziniert sind von 
islamistischen Kämpfern, aber deren Ziele ablehnen. Die oben angeführten „Gewinne“ 
aus islamistischer Radikalisierung bieten hierzu ein breites Spektrum an Anschlussmög- 
lichkeiten in Abhängigkeit von den jeweiligen Biografien und Kontexten. Bei Jugendli- 
chen gibt es nicht selten eine entwicklungsspezifische Offenheit für radikale Haltungen, 
die zur kontrastierenden Identitätsbildung oder einfach nur zur Provokation genutzt 
werden. Hinzu kommen Abenteuerlust oder das Bedürfnis, auf der moralisch richtigen 
Seite stehen zu wollen. Islamistische Propaganda spricht diese Bedürfnisse gezielt an. 
Im Einzelfall werden diese und weitere Faktoren bzw. „Gewinne“ (s.o.) die jeweils indi- 
viduelle Offenheit für islamistische Angebote ausmachen. 

Die Stufe 1 stellt eine schwer zu bestimmende Grauzone dar, die in der Praxis zu Prob- 
lemen führen kann. Die Überschneidung von Zielgruppen, die einerseits durch Maß- 
nahmen der allgemeinen Prävention anzusprechen sind und andererseits bereits inter- 
venierende Maßnahmen erfordern, wird häufig auch in der unmittelbar an die Praxis 
gerichteten Literatur nicht hinreichend berücksichtigt. So wird in einer Broschüre des 
European Forum for Urban Security zwar zunächst davon gesprochen, dass sich Präven- 
tion an alle richtet, da „religiös motivierter Extremismus“ nicht auf ein „bestimmtes so- 
ziales Milieu“ begrenzt ist, gleichzeitig wird aber von „individuellen, sozialen und politi- 
schen Risikofaktoren“ gesprochen, womit letztlich doch Risikogruppen definiert wer- 
den. Es entsteht eine Grauzone, das „Vorfeld“ von Radikalisierungen, das sehr unspezi- 
fisch und dabei gleichzeitig mit einem gewissen Verdacht adressiert wird (European Fo- 
rum for Urban Security 2016, S. 60). Dabei ist diese Differenzierung gerade im Feld der 
Prävention islamistischer Radikalisierung ein entscheidender Punkt. Es wurde eingangs 
darauf hingewiesen, dass Islamismusprävention im Spannungsfeld eines polarisieren- 
den Diskurses angesiedelt ist. Die Deklaration von Muslimen als explizite Zielgruppe 
von Radikalisierungsprävention könnte als ein Generalverdacht gegen die gesamte Be- 
völkerungsgruppe wahrgenommen werden. Angesichts der Bedeutung, die Diskriminie- 
rungserfahrungen von Muslimen für die Radikalisierung haben, kann der ungeschickte 
Umgang mit dieser Grenze kontraproduktive Effekte haben. Insofern sollte zu diesem 
Personenkreis im Rahmen eines Präventionsprogramms konzeptionelle Klarheit herr- 
schen. 

Auf den Stufen 2 und 3 wird der Bezug zu islamistischen Kreisen konkret und die Ausei- 
nandersetzung mit den Inhalten intensiver. Es entsteht die Bereitschaft, das bislang ge- 
wohnte Leben hinter sich zu lassen. Einstellungen verfestigen und Weltbilder schließen 
sich. Im Grunde handelt es sich um einen Sozialisationsprozess, in dessen Verlauf is- 
lamistische Denkweisen verinnerlicht werden: aus der moralischen Empörung wird die 
Aufforderung zum Handeln abgeleitet und die eigene Gruppe, der man sich mittler- 
weile zugehörig fühlt, wird im Sinne eines Freund-Feind-Schemas scharf gegen andere 
Bevölkerungsgruppen abgegrenzt. Khalil und Zeuthen (2016) sprechen von ‚at risk‘ indi- 
viduals, die eine zentrale Zielgruppe von Programmen sein sollten, weil sie dabei sind, 
in den gewaltbereiten Extremismus abzugleiten. Je nach theoretischem Bezugspunkt 
sind unterschiedliche Faktoren bedeutsam für die weitere Radikalisierung. Ein 
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Anknüpfungspunkt für diese Zielgruppe sind die bereits erwähnten Frustrations- und 
Diskriminierungserfahrungen. Moghaddam, der ein weitverbreitetes Radikalisierungs- 
modell entwickelt hat, spricht von “perceived deprivation”, also von einem wahrge- 
nommenem Mangel an Zuwendung bzw. wahrgenommener Diskriminierung  (Moghad- 
dam 2005; vgl. Young et al. 2014, S. 4). Es ist davon auszugehen, dass auf dieser Stufe 
psychische Probleme und persönliche Krisen eine wichtige Rolle spielen. Sie erleichtern 
die Aufgabe bisheriger Beziehungen und Gewohnheiten. So verweist Gerland (2016, S. 
12 ff.) u.a. auf spezifische Familienkonstellationen (abwesender Vater), die zu starken 
Ambivalenzen und darauf basierend zu einem ausgeprägten narzisstischen Bedürfnis 
nach Auflösung dieser Ambivalenzen führen. Mit dem Aufgehen in der Gruppe und der 
Übernahme eines geschlossenen Weltbildes können diese Ambivalenzen abgebaut 
werden. 

Die Stufen 2 und 3 werden im eigenen Modell als Übergang in den gewaltbereiten Is- 
lamismus verstanden. Mit dem Durchlaufen der Stufe 3 endet gewissermaßen die 
Phase des Zweifelns. In Theorie und Praxis der Islamismusprävention besteht hingegen 
weitgehender Konsens, dass diese Stufe als beginnende Radikalisierung zu sehen ist. 
Hierzu zwei Beispiele: Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, das eine zentrale, 
bundesweite Hotline für Anfragen aus der Bevölkerung betreibt und für die die Unter- 
scheidung zwischen ungerechtfertigten und gerechtfertigten Verdachtsfällen zentral ist, 
operationalisiert beginnende Radikalisierung durch eine Reihe von Indikatoren (Bun- 
desamt für Migration und Flüchtlinge 2016, S. 14 ff.), die nach dem eigenen Verständ- 
nis auf eine Radikalisierung der Stufe 3 hinweisen. 

Konkrete Merkmale sind, wenn das „Kind, Freund oder Schülerin in letzter Zeit … 

 „seine Lebensweise (z. B. Ess- und Schlafgewohnheiten, Hobbys) deutlich ändert 
und die vorherige als verwerflich darstellt. 

 den Kontakt mit dem bisherigen Umfeld einschränkt oder gar aufgibt und sich statt- 
dessen neuen Freundschaften, Internetseiten oder Predigern zuwendet, die er- 
kennbar extremistische Ansichten vertreten. 

 keine Kritik an der eigenen religiösen Überzeugung zulässt und verstärkt nur noch 
in schwarz und weiß denkt (»alle, die das anders sehen, haben Unrecht/sind 
böse/ungläubig«). 

 sich zunehmend aggressiver Worte und Formulierungen bedient, wenn es um die 
Verteidigung der Religion geht. 

 davon träumt, für seine islamistischen Ziele zu kämpfen und zu sterben.“ (ebd. S. 14 
f.). 

 
In der Broschüre wird Wert darauf gelegt, dass für die Diagnose einer tatsächlichen Ra- 
dikalisierung mehrere Hinweise vorliegen müssen. 

Im Rahmen des im Berliner Landesprogramm angesiedelten Deradikalisierungsprojekts 
Kompass sind „radikalisierungsgefährdete“ Personen oder „Menschen, die Gefahr lau- 
fen, sich zu radikalisieren“ solche, die … 

„in Verhalten und Äußerungen einschlägige, z.B. entsprechende Symboliken 
verwenden, islamistische Propagandamedien nutzen, sich abfällig entlang ein- 
schlägiger Feindbilder äußern, Dominanz- und Hegemonieansprüche des Islam 
anmelden oder Zustimmung zu islamistischen Gewalt- und Terrorakten äußern.“ 
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(Violence Prevention Network: Qualitätshandbuch, zit. n. Schroer-Hippel 2017, 
S. 21). 

Erste Anzeichen einer extremistisch-salafistischen Radikalisierung … 

„machen sich durch Merkmale auf der ideologischen Ebene bemerkbar, z.B. 
durch die Ablehnung des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland 
und die Stigmatisierung anderer unter Verwendung politisierter, ursprünglich 
religiöser Begrifflichkeiten. Hinzu kommen oftmals deutliche Verhaltensände- 
rungen, z.B. der Konsum einschlägiger Kampfhymnen, die Teilnahme an ent- 
sprechenden Internetangeboten, die starke Fixierung auf Äußerlichkeiten wie 
das eigene Erscheinungsbild und das Einhalten (vermeintlicher) religiöser Vor- 
schriften, der Kontakt zu extremistischen Organisationen und der Rückzug aus 
moderaten Gemeinden und dem altem Umfeld“ (Schroer-Hippel 2017, S. 21). 

Die Gründe für ein derartiges Verständnis von Radikalisierung sind zunächst gut nach- 
vollziehbar. Angesichts der Gefahr der Stigmatisierung bzw. falscher Verdächtigungen 
müssen vor allem bei intervenierenden Maßnahmen Abgrenzungen zu anderen Phäno- 
menen vorgenommen werden, wie z.B. fundamentalistischer bzw. konservativer Religi- 
osität oder jugendtypischen Trotzreaktionen. Problematisch ist angesichts der genann- 
ten massiven Indikatoren aber, dass von „radikalisierungsgefährdeten“ und nicht radi- 
kalisierten Personen sowie von „ersten Anzeichen“ und nicht von manifesten Merkma- 
len gesprochen wird. 

Mit diesen Definitionen werden Grenzziehungen vorgenommenen, die Vorformen der 
Radikalisierung ausblenden. Diese sind aber für das Verständnis des Phänomens insge- 
samt und vor allem für präventive Maßnahmen wichtig. Es stellt sich die Frage, welche 
Stufen der Radikalisierung durchlaufen werden, bevor Zustimmung zu islamistischen 
Gewalt- und Terrorakten geäußert wird. Dahinter steht zudem eine sehr grundsätzliche 
Frage: Will man mit dem Präventionsprogramm lediglich die Begehung terroristischer 
Attentate verhindern oder adressiert man auch demokratiefeindliche Einstellungen 
(vgl. Fahim 2013, S. 40 f.)? 

Die dieser Diagnostik zugrunde liegende binäre Logik (Radikalisierung vorhanden oder 
nicht) ist ohnehin unrealistisch, da davon auszugehen ist, dass sich die Übergänge von 
einer Stufe zur nächsten in der Regel über Wochen oder vielleicht auch Monate hinzie- 
hen und in dieser Zeit die oben skizzierten Push- und Pullfaktoren parallel wirken. Das 
ist nicht zuletzt für Präventionsangebote bedeutsam, weil diese Phasen „Zeitfenster“ 
darstellen, um diese Personen erreichen und beeinflussen zu können. 

Tatsächlich wird man die mit den Indikatoren definierten fortgeschrittenen Formen der 
Radikalisierung nur noch sehr selten finden. Die Einschätzung der eingangs zitierten 
Projektmitarbeiterin, dass ihr im Verlauf zahlreich durchgeführter Schulworkshops 
noch kein einziger radikalisierter Schüler begegnet sei, ist vor diesem Hintergrund plau- 
sibel. Wie oben bereits skizziert sollten aber erste Stufen der Radikalisierung weit ver- 
breitet sein. So berichtet das nordrhein-westfälische Amt für Verfassungsschutz davon, 
dass Salafisten „Grillfeste, Fußball-Turniere, Benefizveranstaltungen für Hilfsbedürftige 
in Syrien“ veranstalten (Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen 2016: 9). Steffen 
(2015b: 2) spricht unter Bezug auf Literatur von einer “radikalen Jugendsubkultur, die 
Jugendliche aller sozialen Schichten, aller religiösen, nationalen und kulturellen Her- 
künfte anspricht.“ Diese Punkte können als Hinweise verstanden werden, dass es 
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größere Bevölkerungsanteile gibt, die mit islamistischen Ideen sympathisieren, aber 
noch ein ganzes Stück davon entfernt sind, islamistischen Terror zu rechtfertigen. 

Die Frage nach frühen Formen der Radikalisierung bzw. nach islamistischen Sympathi- 
santenszenen ist dabei nicht nur im Hinblick auf die Bestimmung von Zielgruppen wich- 
tig. Die Existenz derartiger Szenen stellt zudem einen bedeutsamen Radikalisierungs- 
faktor dar. Es ist davon auszugehen, dass ein soziales Umfeld, in dem radikale Positio- 
nen als selbstverständlich wahrgenommen werden, weitere Radikalisierungen fördert. 
Diese Bevölkerungsgruppen, d.h. radikalisierte Milieus oder Szenen, werden über die 
gängigen Radikalisierungsdefinitionen nicht wahrgenommen, da diese sich allein auf 
Einzelpersonen beziehen. 

Auf der Stufe 4 haben sich die Weltbilder verfestigt und die Person ist Teil der islamisti- 
schen Szene geworden. Die eigene Identität leitet sich aus dieser Zugehörigkeit ab. Be- 
züge zur Familie oder Freunden wurden abgebrochen. Spätestens ab dieser Phase ist 
mit der Begehung von Straftaten zu rechnen. Angesichts der Schwierigkeiten, den Radi- 
kalisierungsgrad genau zu bestimmen, spielt aber der Sicherheitsgedanke bereits bei 
früheren Stufen eine Rolle. Von den Sicherheitsbehörden werden spezifische Begriffe 
und Indikatoren genutzt. Weit verbreitet sind die vor allem vom Verfassungsschutz ge- 
nutzten Konzepte des Gefährders und der „relevanten Person“. 

„Als Gefährder gilt eine Person, „bei der bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sie politisch motivierte Straftaten von erheblicher Bedeu- 
tung, insbesondere solche im Sinne des § 100a der StPO begehen wird“. 

Als „relevant“ gelte eine Person, „wenn sie innerhalb des extremistisch-terroris- 
tischen Spektrums die Rolle a) einer Führungsperson, b) eines Unterstützers/Lo- 
gistikers, c) eines Akteurs einnimmt und objektive Hinweise vorliegen, die die 
Prognose zulassen, dass sie politisch motivierte Straftaten von erheblicher Be- 
deutung, insbesondere solche im Sinne des § 100a StPO, fördert, unterstützt, 
begeht oder sich daran beteiligt, oder d) es sich um eine Kontakt- oder Begleit- 
person [...] handelt.“ (Deutscher Bundestag 2017) 

Trotz dieser Definitionsansätze bleiben die Konzepte weitgehend vage. Bereits beim 
Staatsschutz herrscht Unklarheit, nach welchen Kriterien der Verfassungsschutz die 
entsprechenden Personengruppen letztlich genau bildet (vgl. Interview Staatsschutz, P 
52). In Berlin und anderen Bundesländern wurden für die praktische Arbeit eigene Kri- 
terien entwickelt, die in Berlin im „Sicherheitsleitfaden“ des Deradikalisierungsnetzwer- 
kes (DeRadNet) festgeschrieben sind. Im DeRadNet arbeiten die Sicherheitsbehörden 
mit zivilgesellschaftlichen Akteuren zusammen, um intervenierende und repressive 
Maßnahmen zu koordinieren. Zielgruppe sind radikalisierte Personen, die im Verdacht 
stehen, Straftaten begehen zu wollen bzw. bereits begehen (vgl. 5.2.3). Hauptbezugs- 
punkt des Sicherheitsleitfadens ist die Taxierung eines bestehenden Sicherheitsrisikos. 
Insoweit wird Radikalisierung im Sicherheitsleitfaden in engem Zusammenhang mit der 
Vorbereitung von Straftaten gesehen. Es wird unterschieden zwischen Merkmalen auf 
einer „ideologischen“ und einer „Verhaltensebene“. Unterschieden wird zudem zwi- 
schen „ersten“ bzw. „bedrohlichen Anzeichen“. Zudem gibt es „Eilfälle“. Die Einstufung 
erfolgt nicht auf der Basis einzelner Merkmale, sondern einzelfallbezogen im Rahmen 
von Fallkonferenzen auf Basis einer ganzheitlichen Betrachtung, was angesichts des 
Mangels an eindeutigen Indikatoren oder gar standarisierter Verfahren der einzige 
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gangbare Weg ist (vgl. Hoffmann et al. 2017, S. 35 ff.). 

Da der Sicherheitsleitfaden vertraulich zu behandeln ist, können die Indikatoren hier 
nicht im Einzelnen dargestellt werden. Tatsächlich unterscheiden sich die Merkmale vor 
allem im Bereich der „ersten Anzeichen“ kaum von den bislang erwähnten Radikalisie- 
rungsindikatoren. So gelten etwa das Tragen spezifischer Kleidung oder das Hören von 
Nasheed (Kampfliedern) als Hinweise. Eine „bedrohliche Radikalisierung“ wird durch 
die Legitimierung von Gewalt oder die Glorifizierung des Märtyrertodes angezeigt. Es 
stellt sich die Frage, was der Unterschied zwischen dem vom BAMF als Indikator für be- 
ginnende Radikalisierung genutzte „Träumen für islamistische Ziele zu sterben“ und der 
„Glorifizierung des Märtyrertod“ ist. Zu den „Eilfällen“ werden schließlich Personen ge- 
rechnet, bei denen es konkrete Anzeichen für die Planung von Straftaten gibt. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es in der aktuellen Praxis kein differenziertes 
Diagnostiksystem gibt. Auch das eben vorgestellte Radikalisierungsmodell bietet ledig- 
lich einen groben Rahmen und dies vor allem auf einer theoretischen Ebene. Das Er- 
kennen konkreter Radikalisierungsfälle mithilfe von Indikatoren ist mit großer Unsicher- 
heit behaftet und zudem von den zugrunde gelegten Definitionen abhängig. Als ein 
weitgehend geteilter Konsens hat sich ergeben, dass islamistische Radikalisierung mit 
der konkreten Hinwendung zu islamistischen Kreisen und der Signalisierung von Ge- 
waltbereitschaft beginnt. Im Rahmen des eigenen Radikalisierungsmodells entspricht 
dies den Stufen 2 bzw. 3, d.h. einer bereits auf der Verhaltensebene manifesten Radika- 
lisierung. Frühe Formen der Radikalisierung, vor allem auf der Einstellungsebene, blei- 
ben damit weitgehend unberücksichtigt. Bedeutsam sind im Weiteren die Unterschei- 
dungen, die in Bezug auf das Sicherheitsrisiko der jeweiligen Person getroffen werden. 
Auf dieser Basis wird die Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen Akteuren 
und den Sicherheitsbehörden geregelt. Diese Differenzierungen beziehen sich aber nur 
noch auf einen sehr kleinen Personenkreis (s. 5.2.3). 

Das Bemühen um eine differenziertere Diagnostik sollte ein wichtiges Anliegen sein. 
Bedeutsam ist eine gute Diagnostik auf zwei Ebenen: Zum einen können nur so Präven- 
tionsprogramme spezifisch auf verschiedene Zielgruppen zugeschnitten werden. Zum 
anderen handelt es sich angesichts der zahlreichen Anfragen von Familienangehörigen, 
Lehrern und anderen Personengruppen um eine im Präventionsalltag wichtige Kompe- 
tenz, die sowohl vor ungerechtfertigten Verdacht schützt als auch sicherheitsrelevante 
Fälle erkennt und meldet. 

Mithilfe des Radikalisierungsmodells lassen sich einige grundsätzliche Merkmale des 
Phänomens im Zusammenhang mit Präventions- und Deradikalisierungsmaßnahmen 
näher bestimmen: 

 Radikalisierung beginnt nicht mit der Hinwendung zum gewaltbereiten Islamis- 
mus. Für ein gutes Verständnis von Radikalisierung ist es wichtig, auch frühe 
Formen oder – wenn man so will – Vorformen zu berücksichtigen. 

 Je weiter eine Radikalisierung vorangeschritten ist, desto höher ist die Wahr- 
scheinlichkeit, dass Straftaten begangen werden. Gleichzeitig steigt der Bedarf 
an Hilfe und Unterstützung für die radikalisierte Person und ihr Umfeld. Zudem 
wird in der Regel die Intensität der Intervention zunehmen. 

 Während Maßnahmen der primären Prävention überwiegend größere Bevölke- 
rungsgruppen adressieren, rücken mit steigendem Radikalisierungsgrad eher 
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kleine Gruppen und einzelne Personen in den Fokus. 

 Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass sich nicht nur einzelne Personen, sondern 
auch größere Gruppen radikalisieren können. Insbesondere bei den Stufen 1 – 3 
ist dies bedeutsam, da mit dem Anwachsen radikalisierter Gruppen auch die 
Wahrscheinlichkeit individueller Radikalisierung zunimmt. 

 In Bezug auf die sozialen Kontexte von Radikalisierung ist zu bedenken, dass in 
jedem Kontext alle Radikalisierungsstufen vorkommen. So finden sich zum Bei- 
spiel in Justizvollzugsanstalten selbstverständlich nicht nur bereits straffällig ge- 
wordene Islamisten, sondern auch Strafgefangene bspw. der Stufen 1 oder 2. 
Mithilfe des Modells im Zusammenhang mit dem Konzept des Kontextes lässt 
sich also prüfen, ob das gesamte Spektrum der notwendigen Maßnahmen je- 
weils abgedeckt ist. Damit sollte zudem eine genauere Bestimmung der jeweils 
wirksamen Radikalisierungsfaktoren möglich sein. 

 

 

Abbildung 2: Radikalisierungsmodell7
 

 

3.4 Schlussfolgerungen 

Ganz allgemein lassen sich für die verschiedenen Radikalisierungsstufen folgende Fak- 
toren und allgemeine Präventions- bzw. Deradikalisierungsansätze identifizieren: 

 Stufe 0: Weiter oben wurde gezeigt, dass es zahlreiche Faktoren gibt, die zu ei- 
nem Interesse an islamistischen Angeboten führen können. Als ein übergreifen- 
der Bezugspunkt kann die Rolle des Islam in der Gesellschaft und der soziale 
Status als Moslem genannt werden. Der – wahrgenommenen – Diskriminierung 
von Moslems kann am ehesten durch deren Empowerment begegnet werden. 
Moslems sollten das Gefühl haben, ihren Platz in der Gesellschaft zu haben. Die 
Resilienz sollte gestärkt werden, indem man die Auseinandersetzung mit is- 
lamistischen Narrativen sucht und dabei die Reflexionsfähigkeit erhöht. Neben 
dieser allgemeinen gesellschaftlichen Kontextbedingung disponieren auf der in- 
dividuellen Ebene weitere Faktoren, die weitgehend unspezifisch in Bezug auf 
Islamismus sind. Dazu gehören das Gefühl der Exklusion oder auch psycho-sozi- 
ale Krisen. Zu bedenken sind in dieser Hinsicht auch Ansätze zur Bekämpfung is- 
lamfeindlicher Einstellungen und Handlungen. 

 Stufe 1: Die Bedeutung der kritischen Auseinandersetzung mit islamistischen 
 

7 Das Modell ist auf verschiedene Kontexte anzuwenden, vgl. Tabelle 10 auf S. 69. 
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bzw. ganz allgemein radikalen Positionen erhöht sich auf dieser Stufe. Insbeson- 
dere jungen Menschen sollte die Möglichkeit gegeben werden, ihre Erfahrungen 
mit Diskriminierungen und gesellschaftlichen Frustrationen – egal welcher Art – 
thematisieren zu können. Psycho-soziale Angebote können wichtige Unterstüt- 
zung bieten. 

 Stufe 2: Auch auf dieser Stufe sind Bildungsangebote und vor allem die Möglich- 
keit, sich über gesellschaftliche Themen auseinandersetzen zu können, wichtige 
Ansätze. Auf dieser Stufe sollten aber bereits Individuum bezogene Maßnah- 
men überlegt werden. So könnte z.B. auf alternative religiöse Angebote hinge- 
wiesen werden. 

 Stufen 3 - 4: Ab diesen Stufen gewinnt der Sicherheitsaspekt an Bedeutung. In- 
sofern gehört in diesem Bereich die Koordination zivilgesellschaftlicher Akteure 
und der Sicherheitsbehörden zu den zentralen Aufgaben. Die einzelnen Maß- 
nahmen sind stärker auf die einzelne Person und ihr Umfeld bezogen. Beglei- 
tend hierzu ist das unmittelbare soziale Umfeld der Personen einzubeziehen, 
d.h. Maßnahmen mit unterschiedlicher Interventionsintensität zu kombinieren. 
So könnte bei einer Radikalisierung, die vor allem an einer Schule stattfindet, 
geprüft werden, ob neben der unmittelbaren Deradikalisierung auch Maßnah- 
men der allgemeinen Prävention in der Klasse des Radikalisierten durchgeführt 
werden sollten. 

 Stufe 5 - 7: Ab Stufe 5 dominiert der Sicherheitsaspekt. Das Spektrum der Radi- 
kalisierungen entspricht in etwa den Einteilungen des Berliner Deradikalisie- 
rungsnetzwerks (DeRadNet) („erste bzw. bedrohliche Anzeichen“ sowie „Eil- 
fälle“), das für Radikalisierungen dieser Stufen zuständig ist (vgl. Abschnitt 
5.2.3). 
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4 Phänomenanalyse: Entwicklungen des Salafismus in Berlin unter Berück- 
sichtigung der Entwicklung in Deutschland insgesamt 

Der folgende Überblick zum Phänomen Islamismus fungiert als Hintergrund, auf den 
das Berliner Landesprogramm Radikalisierungsprävention bezogen werden muss. Es ist 
die Frage zu analysieren, ob und inwieweit das Programm angemessene Prioritäten 
setzt bzw. an welchen Stellen mittel- und längerfristig Korrekturbedarf bei der Prioritä- 
tensetzung angemahnt werden muss. 

Im Mittelpunkt der folgenden Überlegungen stehen Aktivisten, Gruppierungen und 
Verhaltensweisen des politischen und dschihadistischen Salafismus in Berlin und dar- 
über hinaus (vgl. 3.1). Die in der Extremismusforschung mittlerweile übliche, grund- 
sätzliche Unterscheidung in Einstellungen / Orientierungen / Meinungen einerseits und 
Verhaltensweisen andererseits muss auch hier berücksichtigt werden. Demnach ist zu 
fragen: Was wissen wir über salafistische Einstellungen und Orientierungen in der Be- 
völkerung, in welche Richtung bewegen sich solche Einstellungen, welche sozialen 
Gruppen sind davon betroffen, wie tief sitzen solche Einstellungen? Um es bereits hier 
vorwegzunehmen: Der empirische Forschungsstand gibt auf diese Fragen immer noch 
wenig valide Antworten, aber immerhin gibt es Hinweise, die zu beachten sind. Des 
Weiteren wäre auf der Verhaltensebene zu fragen: Wie agieren und rekrutieren salafis- 
tische Gruppen, wie und wo wird ihre Ideologie gelebt, nimmt der Salafismus den Cha- 
rakter einer sozialen Bewegung oder auch einer Jugendkultur an, welches sind Ziel- 
gruppen, welche Bedeutung haben soziale Kontexte wie Schulen, Moscheen, Freizeit- 
einrichtungen, Flüchtlingsunterkünfte? 

Die im Folgenden dokumentierten und analysierten Daten, Zahlen, Fakten beruhen zu 
einem großen Teil auf Angaben von Sicherheitsbehörden. Das macht sie auf der einen 
Seite zu offiziellen, eben „amtlichen“ Informationen. Auf der anderen Seite enthalten 
sie jedoch, methodologisch betrachtet, durchaus Schwächen, die ihre Validität ein- 
schränken. Zahlenangaben etwa von „Extremisten“, „Gefährdern“ oder auch „Islamis- 
ten“ beruhen überwiegend nicht auf Angaben der Betroffenen selbst und nachprüfba- 
ren Fakten. Dahinter verbergen sich Schätzwerte der Sicherheitsbehörden und subjek- 
tiv gefärbte Annahmen über das Verhalten von Personen. Auch wenn man einräumt, 
dass es sich um fach- und sachgerechte Einschätzungen und Wertungen handelt, bleibt 
es bei ungefähren Angaben. Gleichwohl muss hier mit diesen Zahlen gearbeitet wer- 
den, weil es zum einen keine Alternativen gibt und sie zu den „verlässlichsten heute 
vorliegenden Zahlenangaben“ gehören, wie Hummel/Kamp/Spielhaus in ihrem Über- 
blick über die empirische Forschung zum Salafismus in Deutschland bemerken (2016, S. 
IV). Zum anderen darf nicht verkannt werden, dass gerade der amtliche Charakter sol- 
cher Daten die Grundlagen bildet für vielfältige repressive und präventive Maßnahmen. 

Diese „amtlichen“ Daten wurden durch eigene Erhebungen ergänzt. Dabei handelt es 
sich um die bereits im Abschnitt 2.1 dargestellten Auswertungen einer Datei mit is- 
lamistisch motivierten Straftaten des Staatsschutzes, der Fälle des DeRadNet, der Straf- 
akten der Generalstaatsanwaltschaft sowie der Tagespresse. Somit ergibt sich wenigs- 
tens ansatzweise die Möglichkeit, die behördlichen Daten zu kontrastieren. Zu beach- 
ten ist, dass sich die Daten jeweils auf unterschiedliche Personenkreise und teilweise 
auch auf unterschiedliche Phänomene beziehen, die die Behörden in Abhängigkeit von 
ihrer Perspektive „konstruieren“. Im Vergleich dieser verschiedenen Befunde zeigen 
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sich zum einen die teilweise erheblichen Unsicherheiten im Hinblick auf die empiri- 
schen Grundlagen des Phänomens Islamismus, zum anderen ergibt sich aber auf diese 
Weise die Möglichkeit zu realistischeren Einschätzungen. 

Die verschiedenen Personenkreise werden im Folgenden jeweils angegeben, zur besse- 
ren Lesbarkeit aber meist abgekürzt. Wenn von „Syrienausreisenden“ gesprochen wird, 
handelt es sich um Daten des Verfassungsschutzes zu Personen, die aus „islamistischer 
Motivation aus Deutschland in Richtung Syrien oder Irak ausgereist sind“ (z.B. Bundes- 
kriminalamt et al. 2016). Die Begriffe des Verfassungsschutzes werden weitgehend 
übernommen. Entsprechend wird von Gefährdern, vom „salafistischen Spektrum“, der 
salafistischen Szene oder ganz allgemein von Salafisten gesprochen (z.B. Senatsverwal- 
tung für Inneres und Sport 2018). Wenn auf Befunde aus den eigenen Erhebungen ver- 
wiesen wird, wird von Staatsschutz-Fällen (LKA 5), den DeRadNet-Fällen bzw. den Fällen 
der Generalstaatsanwaltschaft gesprochen (s. 2.1). 

Die Grundstruktur dieses Kapitels ist der Vergleich zwischen dem Phänomen Islamis- 
mus auf Bundes- und Berlinebene. Im ersten Abschnitt werden zunächst basale Struk- 
turen und Entwicklungen dargestellt und analysiert. In den folgenden Abschnitten wer- 
den Berliner Spezifika zu Radikalisierungsfaktoren und –kontexten und zur „islamisti- 
schen Szene“ herausgearbeitet. Es folgen spezifischere Analysen zur Rolle von salafisti- 
schen Hilfs- und Moscheevereinen und zur staatlichen Reaktion auf das Phänomen. Im 
Abschnitt 4.6 wird der Versuch unternommen, das Sympathisantenumfeld einzuschät- 
zen. Zuletzt werden die Ergebnisse thesenförmig zugespitzt und Schlussfolgerungen da- 
raus gezogen. 

 
4.1 Allgemeine Strukturen und Entwicklungen 

 

4.1.1 Personenpotenzial 

Eine radikalislamische salafistische Szene entwickelt sich in Deutschland seit Ende der 
1990er Jahre. Auch in den Jahren und Jahrzehnten davor hatte sich eine islamistische 
Szene herausgebildet im Umfeld von Studierenden aus islamisch geprägten Ländern, 
die aber von deutlich anderen politischen Motiven geleitet war: 

„Bis in die 1990er Jahre prägten Moscheen von Exilanten oder auf die Türkei be- 
zogene Massenbewegungen wie Milli Görüs und die Kaplan-Gemeinschaft, wel- 
che die politischen Verhältnisse ihres jeweiligen Heimatlandes tiefgreifend ver- 
ändern wollten, das Bild eines radikalen Islam“ (Klevesath 2017, S. 12). 

Bis dahin feste Organisationsstrukturen machen zu Beginn der 2000er Jahre Platz für 
kleinere Zellen und lockere Verbünde, arabisch geprägte Milieus entwickeln sich paral- 
lel zu den türkisch dominierten. Die Exilanten der ersten radikalen Szenen werden ab- 
gelöst durch hier geborene und aufgewachsene junge Muslime. 

Nach einer Vorbereitungs- und Aufbauphase in den ersten Jahren beginnen etwa 2005 
der Aufbau eines salafistischen Netzwerkes und die Professionalisierung der Missionie- 
rung (vgl. Fuchs 2012, S. 24 ff.; Wiedl 2014; Steinberg 2014)8. Ein sprunghaftes Anwach- 
sen der Mitgliederzahlen setzt aber erst später, etwa ab 2012 ein, nachdem der IS in 

 

 
8 Eine breiter angelegte, auch Al-Quaida-Gruppen umfassende historische Darstellung findet sich bei 

Steinberg (2014). 
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Syrien und im Irak beachtliche militärische Erfolge erzielt und über intensive Interne- 
taktivitäten um Anhänger in Europa wirbt. Die von Sicherheitsbehörden genannten 
Zahlen des politischen und dschihadistischen verfassungsfeindlichen salafistischen Per- 
sonenpotenzials im Bund und in Berlin entwickeln sich, wie die folgende Tabelle zeigt, 
seitdem kontinuierlich nach oben. 

Tabelle 1: Salafistische Aktivisten im Bund und in Berlin9
 

 

 Berlin Bund 

2012 400 4.500 

2013 500 5.500 

2014 570 7.000 

2015 680 8.350 

2016 840 9.700 

 
 

Nach Angaben von Mitte 2017 geht der Innensenator in Berlin für das Jahr 2016 von 
840 dem Salafismus zuzurechnenden Personen aus (2015: 680 Personen), von denen 
380 als gewaltorientiert eingestuft sind (2015: 360 Personen ) (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport 2017, S. 57). Die Ausprägung der salafistischen Szene in Berlin ähnelt 
der bundesweiten Entwicklung. Auffällig ist das vor allem seit 2014 zu beobachtende 
Ansteigen des gewaltbereiten Personenpotenzials der Salafisten, das sich nach amtli- 
chen Angaben wie folgt entwickelt: 

Tabelle 2: Gewaltorientiertes Personenpotenzial von Salafisten in Berlin10
 

 

Jahr Personenzahl 

2012 200 

2013 200 

2014 330 

2015 360 

2016 380 

Bis 2. Quartal 2017 410 

 
 

Damit wird etwa der Hälfte der vom Berliner Verfassungsschutz gezählten Salafisten in 
Berlin Gewaltbereitschaft attestiert. Weiter oben wurde ausgeführt, dass dieses 

 

 
9 Zahlen für 2012 und 2013 aus: (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2014b, S. 59), für 2014: (Se- 

natsverwaltung für Inneres und Sport 2015b, S. 49); für 2015: (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 
2016, S. 49). Zahl für 2016 aus: (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2017, S. 32). Zahlen für den 
Bund:      http s://w ww.ver fa ssun gss chutz.de/de/arbeit sfe lder/af-islam ismus -und-isla mi stis c her-terroris-  
 mus/zah len -und-fakten - isla mi smu s/zu f-is -20 15- isla mi stisch es -personenpotenzial    (Zugriff:    17.12.2016). 
Zahl für 2016 aus: (Bundesministerium des Inneren 2017b, S. 161). 

10 Vgl. Abgeordnetenhaus v. Berlin (2017c, S. 1) 

https://www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfelder/af-islamismus-und-islamistischer-terrorismus/zahlen-und-fakten-islamismus/zuf-is-2015-islamistisches-personenpotenzial
https://www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfelder/af-islamismus-und-islamistischer-terrorismus/zahlen-und-fakten-islamismus/zuf-is-2015-islamistisches-personenpotenzial
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Personenpotenzial je nach zugrunde gelegten Definitionen erheblich variieren kann. 

Von etwa 870 bundesweit bis Ende 2016 nach Syrien/Irak ausgereisten Personen kom- 
men nach amtlichen Angaben mehr als 110 aus Berlin (Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport 2017, S. 55).11 Die Entwicklung stellt sich im Einzelnen wie folgt dar: 

Tabelle 3: Aus islamistischer Motivation nach Syrien und Irak ausgereiste Personen aus Berlin12
 

 

Jahr Personenzahl 

2012 17 

2013 36 

2014 29 

2015 10 

2016 13 

Bis 2. Quartal 2017 5 

 
 

Das BKA stuft Anfang September 2016 520 Personen als „Gefährder“ ein, sie verteilen 
sich „vor allem auf Ballungsgebiete wie Berlin, Nordrhein-Westfalen und das Rhein- 
Main-Gebiet“; daneben gebe es „360 so genannte relevante Personen“ (s. S. 28).13 In 
dieses Bild passt das bundesweite Anwachsen der angezeigten politisch motivierter 
Straftaten aus dem Bereich Islamismus: Im Jahr 2015 sind 680 bekannt geworden, 2017 
waren es 773; „dabei ist auffällig“, heißt es im Jahresbericht 2016 des Bundesinnenmi- 
nisters über politisch motivierte Kriminalität, „dass dieses Themenfeld wie kein anderes 
durch schwerste Delikte geprägt ist“, dazu gehören unter anderem die terroristischen 
Anschläge in einem Regionalzug nahe Würzburg und auf ein Musikfest in Ansbach 
(Bundesministerium des Inneren 2017a). 

Die aus den Daten hervorgehende Annahme eines Anwachsens des salafistischen Per- 
sonenkreises wird durch Hinweise der Justizministerien bekräftigt. Demnach befinden 
sich Ende des Jahres 2016 155 Islamisten in Deutschland wegen politischer Delikte in 
Haft, etwa 30 Prozent mehr als im Vorjahr; 51 von ihnen waren in Bayern inhaftiert, 35 
in Berlin und 34 in Nordrhein-Westfalen.14 

Parallel zu diesen Entwicklungen wächst die Anzahl von Ermittlungs- und Strafverfah- 
ren gegen islamistische Beschuldigte wegen politisch motivierter Delikte. Im Jahr 2017 
wurden von der Bundesanwaltschaft rund 1.000 Strafverfahren wegen islamistisch mo- 
tivierter terroristischer Delikte eingeleitet, dies ist eine Steigerung gegenüber dem 

 
11 Nach amtlichen Angaben sind 60 von ihnen zurückgekehrt (Stand 29. August 2017), vgl. Abgeordne- 

tenhaus v. Berlin (2017e, S. 1). 

12 Vgl. Abgeordnetenhaus v. Berlin (2017b, S. 1). 

13          http ://w ww.ta ge sspi egel.de/ politik/b ka -praesident-hol ger- muench -das -ri siko -fuer-rechten-terror-  
 steigt/ 1449 3668.ht ml (Zugriff: 21.12.2016). 

14 Islamisten im Gefängnis. Die Radikalisierung hinter Gittern, in: RP Online, 10 Dezember 2016 in: 
 http ://w ww.rp -online.de /suc he/Rad ikalisierung %20hinter %20 Gitt ern/ (Zugriff: 17.12.2016). Für Berlin 
vgl. auch den Bericht zum Freitagsgebet in Plötzensee, in: Der Tagesspiegel 18.6.2017, S. S7. Für die Si- 
tuation in bayerischen Haftanstalten vgl. Kienle (2016). 

http://www.tagesspiegel.de/politik/bka-praesident-holger-muench-das-risiko-fuer-rechten-terror-steigt/14493668.html
http://www.tagesspiegel.de/politik/bka-praesident-holger-muench-das-risiko-fuer-rechten-terror-steigt/14493668.html
http://www.rp-online.de/suche/Radikalisierung%20hinter%20Gittern/
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Vorjahr um ein Fünffaches.15 Auch die Zahl der wegen islamistischer Radikalisierung im 
sozialen Nahraum Betroffenen wächst Jahr für Jahr. Seit Gründung der „Beratungsstelle 
Radikalisierung“ beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) im Jahr 2014 
verzeichnet die Einrichtung 3.600 Ratsuchende.16 Die Entwicklung in Berlin folgt diesen 
Trends. Nach Auskunft von Polizeipräsident Kandt gibt es Ende 2017 „deutlich mehr Er- 
mittlungen und Einsätze gegen mutmaßliche Terroristen. Wir brauchen enorm viel Per- 
sonal, um die steigende Zahl islamistischer Gefährder zu beobachten. Dazu gehören 
Observationen, Telefonüberwachungen, Übersetzungen“.17 

Die Zunahme gewaltbereiter Salafisten spiegelt sich nicht unbedingt in den Staats- 
schutzdaten zu den islamistisch motivierten Straftaten in Berlin wider. Allerdings ist die 
Betrachtung eines Zeitraums von drei Jahren nicht besonders aussagekräftig. 

Tabelle 4: Islamistisch motivierte Straftaten in Berlin in den Jahren 2014 – 2016 (eigene Auswertung)18
 

 

Tatjahr Anzahl 

2014 76 

2015 95 

2016 66 

Gesamtergebnis 237 

 

4.1.2 Geschlecht und Alter 

Zur Struktur des salafistischen Personenkreises weist der Verfassungsschutz zwei Be- 
sonderheiten für Berlin aus. Zum einen ist der Anteil der Frauen niedriger und das Alter 
höher als im Bundesgebiet. 

In der Fortschreibung der Analyse zu den Radikalisierungshintergründen von Syrienaus- 
reisen berichtet der Verfassungsschutz für Deutschland von einem abnehmenden Frau- 
enanteil in den Jahren 2014 und 2016 von 36 auf 27 % (Bundeskriminalamt et al. 2016, 
S. 35). Die entsprechende Analyse für Berlin weist für das Jahr 2015 einen Anteil von 22 
% aus (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2015a, S. 9). Im aktuellsten Lagebericht 
des Berliner Verfassungsschutzes zur salafistischen Szene in Berlin wird von einem 
Frauenanteil von 11 % gesprochen (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 8). 
Der eher niedrige Anteil von Frauen in Berlin wird durch die Auswertung der Staats- 
schutzdaten bestätigt (s. Abschnitt 2.1)Unter den in Berlin wegen einer islamistischen 
Straftaten Beschuldigten findet sich lediglich ein Frauenanteil von 7 % (n = 15). 

Die grundsätzliche Bedeutung von Frauen in der salafistischen Szene zeigt sich anderer- 
seits u.a. durch salafistische Frauen-Netzwerke in Nordrhein-Westfalen, hervorgebracht 

 
15         http ://w ww. spie gel.de /politi k/d eutschlan d/karlsruhe -terror ver fah ren -b ei-bundesa nwal tschaft-fa st-  

 ver fuenffacht-a-1 1848 03.htm l (Zugriff: 29.12.2017). 

16 „Vertrauen gewinnen. Hotline hilft bei islamistischer Radikalisierung“, in: Der Tagesspiegel (Beilage „In- 
tegration von Flüchtlingen“), v. 19.8.2017, S. 3. 

17 Interview mit Polizeipräsident Kandt, in: Der Tagesspiegel 12.11.2017, S. 9. 

18 Die Zahlen stimmen nicht mit den veröffentlichten Daten überein, da die Statistik laufend aktualisiert 
wird, sodass sie lediglich eine „Momentaufnahme“ darstellt. Die Datei wurde im Juni 2017 zugestellt 
und spiegelt entsprechend den Ermittlungsstand zu diesem Zeitpunkt wider. 

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/karlsruhe-terrorverfahren-bei-bundesanwaltschaft-fast-verfuenffacht-a-1184803.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/karlsruhe-terrorverfahren-bei-bundesanwaltschaft-fast-verfuenffacht-a-1184803.html
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durch Rückkehrerinnen aus Syrien, die Inhaftierung zahlreicher männlicher islamisti- 
scher Straftäter und auch die Netzwerk-Kompetenzen der Frauen. Der Leiter des Ver- 
fassungsschutz‘ NRW, Freier, berichtete, „40 ‚Schwestern‘ hätten ein komplettes salafis- 
tisches Programm im Angebot – von der Kindererziehung über das Kochen und die In- 
terpretation von Religionsvorschriften bis zur Hetze gegen ‚Nichtgläubige‘. Das Salafis- 
tinnen-Netzwerk werbe und missioniere aggressiv im Netz“.19 Heubrock (2017) stellt 
fest, dass die tragende Rolle von Frauen im IS selbst, aber auch in salafistischen Grup- 
pen in Deutschland lange unterschätzt wurde. Ihre Bedeutung nimmt im Zusammen- 
hang mit den Verlusten des IS im Irak und in Syrien offenbar noch zu.20 Für Berlin liegen 
keine Informationen zu islamistischen Frauengruppen vor. 

In der Literatur wird davon ausgegangen, dass salafistisch-islamistische Deutungsange- 
bote und Strukturen vor allem für Jugendliche attraktiv sind. Dies bestätigt sich zu- 
nächst auch in den Daten des Verfassungsschutzes. So sank der Altersdurchschnitt der 
„Syrienausreisenden“ bundesweit in den Jahren vor Ausrufung des „Kalifats“ (2014) bis 
Mitte 2016 von 26,7 auf 23,5 Jahre. Im selben Zeitraum stieg der Anteil der minderjäh- 
rigen Ausreisenden von fünf auf 16 % (Bundeskriminalamt et al. 2016, S. 36). Die Zah- 
len für Berlin weisen tendenziell in eine andere Richtung, auch wenn die Zahlenanga- 
ben nicht unmittelbar vergleichbar sind. In einer Analyse zu Syrienausreisenden aus 
Berlin aus dem Jahre 2015 waren die 19 bis 30jährigen die dominierende Altersgruppe. 
Der Anteil der ausreisenden Minderjährigen lag bei 7 % (Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport 2015a, S. 9). Im aktuellsten Bericht fallen knapp 50 % der Salafisten in die Al- 
tersspanne zwischen 26 und 37 Jahren. Der Anteil der Minderjährigen liegt weiter bei 7 
% (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 10). Nach Einschätzung des Verfas- 
sungsschutzes ist das Durchschnittsalter in der Berliner salafistischen Szene höher als in 
anderen Bundesländern. Dies wird aber lediglich als Vermutung geäußert, da aus ande- 
ren Bundesländern hierzu keine Zahlen vorliegen (Senatsverwaltung für Inneres und 
Sport 2018, S. 9). Im Hinblick auf das Alter ist kein direkter Vergleich mit den Daten des 
Berliner Staatsschutzes möglich, da das Alter dort nur kategorial (jugendlich, heran- 
wachsend, erwachsen) ausgewiesen wird. Immerhin fallen 17 % in die Kategorien ju- 
gendlich bzw. heranwachsend. Die zehn Beschuldigten in den Fällen der Generalstaats- 
anwaltschaft fielen bis auf eine Ausnahme in die Altersspanne zwischen 20 und 30 
Jahre. Ein Beschuldigter war erst 18 Jahre alt. 

Entscheidend scheint zu sein, woraus die Befunde abgeleitet werden. So bezieht sich 
Schirrmacher (2017), wenn sie von der „Attraktivität des Dschihadismus für Jugendli- 
che“ spricht, vor allem auf Einstellungen (s.u.) und Herding (2013), die hierzu einen 
Forschungsüberblick gibt, nennt keine Zahlen, sondern verweist auf das bestehende 
Desiderat. In der Literatur würde häufig von „jungen Islamisten“ gesprochen, das Alter 
würde aber nicht weiter thematisiert werden (ebd.: 23 f.). 

Die divergierenden Befunde zum Alter und dem Frauenanteil könnten auf die Hetero- 
genität der islamistischen Szene zurückzuführen sein. Der Verfassungsschutz verweist 
darauf, dass die Berliner Gruppierungen teilweise bereits eine längere Geschichte 

 

 
19      http ://w ww.faz.net/aktu ell/politik/inlan d/der-salafi smu s- w ird -im mer- weiblicher- 1535 90 62.html    (Zu- 

griff: 29.12.2017). 

20          http s://w ww. morgenpost.de/ politik/article2128 1421 3/Islamistinnen -bilden -Netzwer ke -in-der-Salafi s-  
 ten -Szene.htm l (Zugriff: 10.1.2017) 

http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/der-salafismus-wird-immer-weiblicher-15359062.html
https://www.morgenpost.de/politik/article212814213/Islamistinnen-bilden-Netzwerke-in-der-Salafisten-Szene.html
https://www.morgenpost.de/politik/article212814213/Islamistinnen-bilden-Netzwerke-in-der-Salafisten-Szene.html
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haben und der entsprechende Personenkreis schlicht älter geworden ist. Geht man, 
wie oben dargestellt, von einer Vergrößerung des relevanten Personenkreises aus, soll- 
ten die entstanden Lücken aber mit Jüngeren aufgefüllt worden sein. Ein weiterer Er- 
klärungsansatz bietet sich über ein Spezifikum der Berliner islamistischen Szene. Diese 
ist sehr stark durch eine russisch-sprachige Gruppierung von kaukasusstämmigen Is- 
lamisten geprägt, die eher älter zu sein scheint. 

 

4.1.3 Bildung 

Über die Hälfte der von Berlin nach Syrien ausgereisten Personen verfügt über keinen 
Schulabschluss. Das gesamte Sample weist einen unterdurchschnittlichen formalen Bil- 
dungsstand auf, so dass die Vermutung besteht, dass die Berliner Ausgereisten ver- 
gleichsweise stärkere gesellschaftliche Integrationsprobleme aufweisen. 

Tabelle 5: Ausgereiste Personen nach Syrien aus islamistischen Gründen. Vergleich Bund-Berlin21
 

 

Abitur/Fach- 
hochschul- 
reife 

Realschule Haupt- 
schule 

Ohne Schulab- 
schluss 

Sonstige 
Abschlüsse 

Bund 

(n= 232) 

 
 

36 % 

 
 

24 % 

 
 

27 % 

 
 

8 % 

 
 

5 % 

Berlin 

(n= 36) 

 
 

27 % 

 
 

11 % 

 
 

8 % 

 
 

52 % 

 
 

2 % 

 
 

Die Schlussfolgerung einer Berliner Sonderentwicklung in die Richtung eines niedrigen 
Bildungsstandes ist jedoch verfrüht. Eine weitere empirische Auswertung auf breiterer 
Basis, nämlich von 784 nach Syrien/Irak bundesweit ausgereisten Islamisten ergibt ein 
anderes Bild. Für diese Gruppe wird in dem Bericht ein deutlich niedrigerer Bildungs- 
stand festgestellt, so dass hier Hinweise vorliegen, dass nicht nur die Berliner, sondern 
die bundesweit Ausgereisten über einen vergleichsweise eher niedrigen Bildungsstand 
verfügten (Bundeskriminalamt et al. 2016, S. 44). 

 

4.1.4 Migrationshintergrund, Nationalität und regionale Verteilung 

Der Anteil von Personen ohne Migrationshintergrund unter den nach Syrien Ausgereis- 
ten ist für Berlin auffallend klein. Bundesweit liegt der Anteil bei 82 %, in Berlin hinge- 
gen bei 93 % – nur vier Syrienausreisende haben keinen Migrationshintergrund. Salafis- 
tische Agitation und die Rekrutierung zum militanten Islamismus in Berlin spricht folg- 
lich vornehmlich Menschen mit Migrationshintergrund im Wedding, Neukölln, Kreuz- 
berg an, die große Probleme sozialer Integration aufweisen und einen niedrigen Bil- 
dungshintergrund haben. So ist es denn auch kein Zufall, dass von 60 nach Syrien/Irak 
Ausgereisten zwölf aus Neukölln stammten, elf aus dem Wedding, zehn aus Reinicken- 
dorf und acht aus Kreuzberg. Diese regionale Verteilung bestätigt sich auch in den 
Staatsschutzfällen. Hier zeichnet sich mit 23 Fällen ein weiterer regionaler Schwerpunkt 
in Spandau ab. Auf Basis der Staatsschutzdaten kann zum Migrationshintergrund keine 

 
21 Daten für Bund: Bundeskriminalamt et al. (2015, S. 15), Daten für Berlin: Senatsverwaltung für Inneres 

und Sport (2015a, S. 12). 
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Aussage getroffen werden, aber zur Nationalität: 65 der 209 Beschuldigten haben die 
deutsche Staatsangehörigkeit (31 %). Prominent vertreten sind zudem Beschuldigte mit 
türkischer (16 %, n = 34), syrischer (10 %, n = 20), russischer (9 %, n = 18), irakischer (7 
%, n = 14) und tunesischer (5 %, n = 11) Nationalität. Im aktuellsten Lagebericht des 
Verfassungsschutzes ergeben sich ähnliche Anteile für die verschiedenen Nationalitä- 
ten, allerdings liegt dort der Anteil russischer Staatsbürger noch vor dem der türki- 
schen (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 13). 

 

Abbildung 3: Verteilung des Berliner "salafistischen Spektrums" nach Stadtteilen - Wohnorte (Senats- 
verwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 15) 

 

4.1.5 Radikalisierungsdauer 

Eine weitere Besonderheit Berlins betrifft die Dauer der Radikalisierung bis zur Aus- 
reise nach Syrien/Irak. Der Berliner Verfassungsschutzbericht für 2015 verweist auf 
langanhaltende Radikalisierungsprozesse: 

„Eine binnen weniger Monate verlaufende Radikalisierung, die primär über das 
Internet erfolgt (‚Turbo- / Blitzradikalisierung‘), ist für die Berliner Syrienreisen- 
den nicht belegbar. Vielmehr unterhielt die deutliche Mehrheit der betrachte- 
ten Personen z.T. langjährige Kontakte zu dem Verfassungsschutz einschlägig be- 
kannten Moscheen und anderen von Islamisten genutzten Trefforten. Ein Viertel 
der Personen ist ihren dschihadistischen Überzeugungen über Jahre treu geblie- 
ben und hat sich zudem in der Vergangenheit am Jihad an anderen Schauplät- 
zen, wie z.B. Afghanistan oder Bosnien, beteiligt.“ (Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport 2016, S. 44 f.). 

Für die aus der Bundesrepublik insgesamt Ausgereisten verzeichnen BKA/BfV und HKE 
gegenläufige Befunde: 

„Für etwas weniger als die Hälfte (46%) aller Ausgereisten kann nachvollzogen 
werden, wie lange es vom Beginn ihrer Radikalisierung bis zur Ausreise dauerte. 



Bericht der wiss. Begleitung zum Berliner Landesprogramm Radikalisierungsprävention 40 von 102  

Innerhalb von sechs Monaten radikalisierten sich mehr als ein Fünftel (22 %) so- 
weit, dass sie ausreisten. Nahezu jede zweite Person reiste innerhalb des ersten 
Jahres nach Radikalisierungsbeginn aus (46 %). Etwa zwei Drittel (68 %) haben 
sich innerhalb von zwei Jahren bis zur Ausreise radikalisiert.“ (Bundeskriminal- 
amt et al. 2016, S. 23 f.). 

 

4.2 Radikalisierungsfaktoren und soziale Kontexte 

Mangelnde soziale Integration, familiäre Belastungen, schlechte Bildungsabschlüsse, 
ein hohes Ausmaß subjektiv wahrgenommener Diskriminierung und Entfremdung – 
dies sind in der Forschung übereinstimmend immer wieder betonte dominante Risiko- 
faktoren für den Weg in den Salafismus und die Gewaltbereitschaft.22 Es ist davon aus- 
zugehen, dass eine Mischung aus diesen und weiteren, eher akzidentellen Faktoren die 
Bereitschaft begründet, islamistische Orientierungen und Verhaltensweisen zu über- 
nehmen. Die verschiedenen Faktoren werden im Rahmen sozialer Kontexte (Internet, 
Justizvollzug usw.) auf spezifische Weise wirksam und erhalten darüber ihre konkrete 
Gestalt. So variieren bspw. die verschiedenen Anwerbungsversuche über die Kontexte 
hinweg. Die Radikalisierungskontexte bieten zudem unterschiedliche Gewinne (vgl. Ab- 
schnitt 3.2). Im Folgenden wird versucht, die Bedeutung der verschiedenen Kontexte 
genauer zu bestimmen. 

Zu Syrienausreisenden liegen Daten vor, die als Ausgangsbasis für die Analyse der be- 
deutsamen Radikalisierungskontexte dienen können. In einer Untersuchung der Sicher- 
heitsbehörden an einem Sample von immerhin 572 Befragten ergaben sich folgende 
Kontexte (in der Untersuchung selbst wird von Faktoren gesprochen): 

Tabelle 6: Radikalisierungsfaktoren (bzw. –kontexte) bei nach Syrien/Irak ausgereisten Personen (n = 
572)23

 
 

Freunde 54 % 

Kontakte zu einschlägigen Moscheen 48 % 

Internet 44 % 

Islamseminare 27 % 

Koran-Verteilaktionen 24 % 

Die Familie 21 % 

Benefizveranstaltungen 6 % 

Kontakte in der Schule 3 % 

Kontakte in Justizvollzugsanstalten 2 % 

 
 

Es ist nicht bekannt, wie die Befragungen durchgeführt wurden und wie vertrauens- 
würdig die Antworten sind. Insofern muss bei der Interpretation vorsichtig vorgegan- 
gen werden. Da es die Möglichkeit gab, mehrere Kontexte anzugeben, addieren sich 
die Antworten in Tabelle 6 nicht zu 100 %. Bereits die Kontexte „Moscheen“ und „Inter- 
net“ decken fast 100 % ab. Zudem überschneiden sich die verschiedenen Kontexte: So 

 

 
22 Die drei zuerst genannten Faktoren sind zudem ganz allgemein relevant für die Entstehung von Krimi- 

nalität. 

23  Vgl. Bundeskriminalamt et al. (2016, S. 20) 
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können Islam-Seminare in Moscheen gehalten werden und sowohl Koranverteilungen 
als auch Benefizveranstaltungen können im öffentlichen Raum stattfinden. Daran ist 
abzulesen, dass es meist keinen allein dominierenden Kontext sondern offenbar ein 
Miteinander verschiedener sozialer Kontexte gibt, die für den Weg in eine salafistische, 
extremistische Karriere relevant sind. Das bedeutet für präventive Konzepte die Not- 
wendigkeit, an heterogenen Kontexten anzusetzen und Wechselwirkungen zu beach- 
ten. 

Bei der Betrachtung einzelner Kontexte fällt zunächst auf, dass Kontakte in der Schule 
offenbar einen sehr geringen Stellenwert hatten. Auch in den Staatsschutzfällen wird 
der Kontext Schule selten erwähnt (3%, n = 8). Im Unterschied zu den Staatsschutzfäl- 
len gibt es in den DeRadNet-Fällen einen deutlichen Bezug zum Kontext Schule: Von 
den 21 dort behandelten Personen besuchen vier eine Schule (19 %). Bei drei weiteren 
Personen handelt es sich um Studenten. Im aktuellen Lagebericht des Berliner Verfas- 
sungsschutzes wird zudem darauf hingewiesen, dass sich bei einem Drittel der Fälle (37 
%) von Syrien ausreisenden Schülern radikalisierte Freunde und Mitschüler fanden (Se- 
natsverwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 25). Für diesen Kontext ist anzunehmen, 
dass er zwar selten zentrale Bedeutung hat, aber durchaus häufiger bedeutsam ist als 
es sich in den Daten widerspiegelt (vgl. 5.2.1). 

Folgt man der Untersuchung der Sicherheitsbehörden, kommt dem Kontext „Moschee- 
gemeinde“ mit einem Anteil von 48 % herausragende Bedeutung für die Radikalisie- 
rung zu. Dies wird durch die Befunde aus den DeRadNet-Fällen bestätigt. Bei acht von 
insgesamt 21 Personen wurde der Besuch einschlägiger Moscheen in den Falldarstel- 
lungen erwähnt. Ein völlig andres Bild ergibt sich aus den Staatsschutzdaten. Dort er- 
scheinen Moscheevereine und andere muslimische Organisationen recht selten (3 %, n 
= 8). Diese eher geringe Bedeutung entspricht im Übrigen den in der Literatur darge- 
stellten Befunden im Zusammenhang mit neueren Entwicklungen. Schirrmacher 
kommt zur Einschätzung, dass aufgrund des vermehrten Drucks der Sicherheitsbehör- 
den sich die Orte der „Anwerbung und Indoktrinierung“ von den Moscheen auf „infor- 
mellere“ Orte: „Buchläden, Telefonshops, Schulen, Universitäten, das eigene Wohnzim- 
mer und auch Strafanstalten“ verlagert haben (Schirrmacher 2017, S. 58 f.) Betrachtet 
man aber andererseits die in den Staatsschutzdaten enthaltenen Verstöße gegen das 
Vereinsgesetz (7 %, n = 16; § 20 VereinsG) in den Staatsschutzdaten, zeigt sich, dass 
Moscheegemeinden zumindest indirekt von Bedeutung sind. Vergleichsweise häufig ist 
die logistische, meist finanzielle Unterstützung von islamistischen Organisationen oder 
Personengruppen (13 %, n = 31). In einigen Fällen handelt es sich um die Unterstützung 
von Gruppen, die nach Syrien ausreisen. Diese Ausreisen scheinen häufiger gut organi- 
siert zu sein und von einem breiteren Umfeld unterstützt zu werden (vgl. hierzu auch 
4.4, zur Einbindung von Moscheegemeinden in die Prävention bzw. Deradikalisierung 
vgl. 5.2.2). 

In der Untersuchung der Sicherheitsbehörden spielen Justizvollzugsanstalten als Kon- 
texte der Radikalisierung keine Rolle. Auch im letzten Verfassungsschutzbericht werden 
lediglich 2 % der Syrienausreisenden ausgewiesen, die durch Kontakte in Justizvollzugs- 
anstalten radikalisiert wurden (Bundeskriminalamt et al. 2016, S. 20; vgl. a. Hoffmann 
et al. 2017, S. 27 ff.). In den Staatsschutzdaten gibt es nur in einem Fall einen Bezug zu 
einer Justizvollzugsanstalt. Im aktuellsten Bericht des Berliner Verfassungsschutzes wird 
von einer „Stichprobe“ von 43 salafistischen Personen gesprochen (6 %), die in Berliner 
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Justizvollzugsanstalten untergebracht waren oder sind. (vgl. Senatsverwaltung für Inne- 
res und Sport 2018, S. 24 f. u. 25 f.). Diese eher niedrigen Zahlen widersprechen der 
Darstellung in der Literatur. Taam et al. (2016, S. 28) sprechen von Gefängnissen als 
„Brutstätten für künftige Salafistinnen und Salafisten“, die ein „ideales Umfeld für reli- 
giöse Konversion und Radikalisierung“ bieten (s. Abschnitt 3.2). Die eigenen Recher- 
chen, insbesondere die Auswertung der DeRadNet-Fälle und ein Interview mit Mitar- 
beiter/innen einer Justizvollzugsanstalt, zeigten, dass in Berliner Justizvollzugsanstalten 
islamistische Anwerbungsversuche durchaus eine Rolle spielen. Neun Personen (39 %) 
befanden sich während der Zeit ihrer „Betreuung“ durch das DeRadNet in Strafanstal- 
ten. Dies mag allerdings auch auf eher zufällige Umstände zurückzuführen sein, insbe- 
sondere auf die Inhaftierung einer offenbar charismatischen Person, in deren Umfeld 
sich in der Justizvollzugsanstalt ein islamistischer Zirkel entwickelt hat. Die Berliner Jus- 
tizverwaltung hat auf diese Vorkommnisse reagiert: Im Jahr 2015 gab es in Berliner 
Haftanstalten neun Einzel-Deradikalisierungsmaßnahmen, 2016 waren es 11 und 2017 
bis Ende August bereits 10 (vgl. Abgeordnetenhaus von Berlin 2017d, S. 2). 

Der Kontext „Geflüchtete“ wird in der Untersuchung der Sicherheitsbehörden nicht er- 
wähnt. In den Daten des Staatsschutzes kommt er recht selten vor (5 %, n= 12); Auch in 
den Fällen des DeRadNet spielen Flüchtlinge und Flüchtlingsunterkünfte keine Rolle. 
Vom Berliner Verfassungsschutz wird für das Jahr 2015 ebenfalls kein „signifikanter An- 
teil“ von Islamisten unter den Geflüchteten gesehen. Er weist aber darauf hin, dass sich 
„islamistische Organisationen […] als Akteure in der Flüchtlingshilfe positioniert“ haben 
(Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2016, S. 70). Im aktuellsten Lagebericht des 
Berliner Verfassungsschutzes werden 27 Flüchtlinge dem aus 748 Personen bestehen- 
dem „salafistischen Spektrum“ zugeordnet (4 %). 

Auf die Kontexte „Internet“ und „öffentlicher Raum“ wird im Zusammenhang mit An- 
werbungsorten und –strategien im Abschnitt 4.3 genauer eingegangen. 

Auf Basis der Analyse biografischer Entwicklungen lässt sich auf die Bedeutung krimi- 
neller Milieus als weiteren relevanten Kontext schließen. Der weitaus größte Teil der 
nach Syrien Ausgereisten beging bereits vor der Radikalisierung Straftaten: Von 778 
ausgereisten Personen (Stand: 4.10.2016) hatten zwei Drittel polizeiliche Vorerkennt- 
nisse (Bundeskriminalamt et al. 2016, S. 18). Bezogen auf diese Gruppe handelte es 
sich unter anderem um Gewaltdelikte (26 %), Eigentumsdelikte (24 %) und solche aus 
dem Bereich Politisch Motivierte Kriminalität (18 %, ebd.). Bei mehr als der Hälfte der 
Personen mit polizeilichen Vorerkenntnissen handelte es sich um Mehrfachtäter. Dieser 
Befund ist nicht überraschend, denn andere aktuelle empirische Studien kommen zu 
ähnlichen Ergebnissen. Eine Forschergruppe am Londoner Kings College kommt zu der 
These eines neuartigen „Crime-Terror-Nexus“, bei dem soziale Netzwerke und Milieus 
unterhalb der Ebene von Organisationen zunehmend verschmelzen: 

„The presence of former criminals in terrorist groups is neither new nor unprec- 
edented. But with Islamic State and the ongoing mobilisation of European ji- 
hadists, the phenomenon has become more pronounced, more visible, and 
more relevant to the ways in which jihadist groups operate. In many European 
countries, the majority of jihadist foreign fighters are former criminals. […] 
What we have found is not the merging of criminals and terrorists as organisa- 
tions but of their social networks, environments, or milieus. Criminal and terror- 
ist groups have come to recruit from the same pool of people, creating (often 
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unintended) synergies and overlaps that have consequences for how individuals 
radicalise and operate. This is what we call the new crime-terror nexus“ (Basra 
et al. 2016, S. 3)24 

Die These eines engen biografischen und milieubezogenen Zusammenhangs von Allge- 
meinkriminalität und islamistischem Terrorismus wird durch eine vergleichende Studie 
bestätigt, bei der Biografien von 65 Tätern untersucht wurden, die zwischen Juni 2014 
und Juni 2017 terroristische Anschläge in Europa und Nordamerika verübt hatten. 57 
Prozent verfügten über einen kriminellen Hintergrund, 34 Prozent hatten Haft-Erfah- 
rung (Vidino et al. 2017, S. 58 u. 80). 

Bestätigung findet diese These auch in den Staatsschutzdaten. Lediglich ein Viertel der 
dort aufgeführten Beschuldigten hatte keine polizeilichen Vorerkenntnisse (51 Perso- 
nen). 34 % hatten ausschließlich Vorerkenntnisse im Bereich der Allgemeinkriminalität 
(71 Personen), 32 % wiesen sowohl Vorerkenntnisse im Bereich der Allgemein- als auch 
in der politischen Kriminalität auf (67 Personen) und 9 % hatten ausschließlich Vorer- 
kenntnisse im Bereich der politischen Kriminalität (19 Personen). 

 

4.3 Islamistische Infrastruktur: Werbung, Rekrutierung, Internet 

Der Berliner Verfassungsschutz spricht in seinem Bericht für 2016 von einer „salafisti- 
schen Infrastruktur“, die „entsprechende Kleidung, Bücher und Lebensmittel zur Verfü- 
gung stellt“ (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2017, S. 59). Über dieses Milieu 
ist von Seiten der Forschung bislang wenig bekannt, obwohl salafistische Gruppen be- 
reits zu Beginn der 2000er Jahre in Berlin aktiv sind. Die Berliner Polizei führte bereits 
2006 Fortbildungsveranstaltungen zum Thema „Salafismus“ durch, seit 2008 informiert 
der Verfassungsschutz über salafistische Aktivitäten in Berlin (Feix 2017, S. 8). Seit 2008 
veranstalten Salafisten in Berlin aktiv Werbung bei überwiegend männlichen muslimi- 
schen Jugendlichen an U-Bahnhöfen, Sportplätzen und anderen öffentlichen Plätzen, 
wo sie dann zu „Islam-Seminaren“ eingeladen werden (Abou Taam et al. 2016, S. 19). 
2012 und 2014 registriert der Verfassungsschutz sogenannte „Street Dawah“-Missio- 
nierungen mit dem bekannten Prediger und Konvertiten Pierre Vogel in Neukölln (Se- 
natsverwaltung für Inneres und Sport 2014b, S. 64, 2015b, S. 52 f.). In diesem Jahr be- 
ginnen auch die kostenlosen Verteil-Aktionen des Korans der „Lies!“-Kampagne. 2014 
gab es zwei Info-Stände im Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf. Am Joachimstaler Platz 
findet wöchentlich samstags ein solcher Info-Stand statt (Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport 2015b, S. 54). In der Verbotsverfügung des Vereins „Die wahre Religion“, des 
Träger der „Lies!“-Kampagne, vom 15. November 2016 bekräftigt der Bundesminister 
des Innern die gesellschaftliche Wirkung dieser Aktionen: 

„Tausende von Videos dieser Aktionen wurden über das Internet veröffentlicht. 
Durch sie wird eine verfassungsfeindliche Einstellung und kämpferisch-aggres- 
sive Grundhaltung bei den überwiegend jungen, zum Teil minderjährigen Anhä- 
ngern geschaffen und geschürt.25 

 
 
 

24 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt die Berliner Dissertation von Dienstbühl (2014). 

25 Presseerklärung des Bundesinnenministeriums: “Organisationsverbot des Bundesministeriums des 

Innern gegen die Vereinigung ‚Die wahre Religion‘ alias ‚LIES! Stiftung‘ / ‚Stiftung LIES‘“ vom 15.11.2016, 

 http s://w ww.b mi.bund.de/Sh aredDocs/download s/DE/ veroeffentli chungen/20 16/eckp u nkte -  

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2016/eckpunkte-verbotsverfuegung-dwr_de.html
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Diese These wird in der neueren sozialwissenschaftlichen Debatte ähnlich gesehen, al- 
lerdings nicht nur bezogen auf die salafistische Szene, sondern vor allem auch die 
rechtsextremistische (Dienstbühl und Weber 2014). 

„Street Dawahs“ in Berlin sind auf der Plattform Youtube öffentlich zugänglich. Es gibt 
unter anderem Berichte über eine Konvertierung mit Pierre Vogel im Jahr 201126 sowie 
Street Dawahs aus Neukölln 201327 und aus dem Wedding 201428. Die Videos sind pro- 
fessionell gemacht und verbinden einen sachlichen Ton mit religiös-inspirierendem 
Auftreten.29. 

In den Fällen des Staatsschutzes finden sich 53 Fälle (22 %) mit Bezug zu Missionierun- 
gen. In 27 Fällen fand diese über das Internet statt. Das Spektrum dieser Fälle ist breit: 
von Schulungen in Privatwohnungen über das Sprayen von IS-Parolen bis zu Missionie- 
rungsständen in der Öffentlichkeit. 

Am Beispiel des Rhein-Main-Gebietes haben Kulaçatan et al. (2017, S. 5 ff.) die salafisti- 
schen Rekrutierungsansätze systematisiert, indem sie eine zeitliche Abfolge feststellen. 
Zunächst wird auf der Beziehungsebene Vertrauen hergestellt, es folgen das Ansetzen 
an Diskriminierungserfahrungen, die Einteilung der Welt in „Gut“ und „Böse“, „Wir“ 
und „die anderen“ und die Konstruktion einer feindseligen Umgebung. Jetzt beginnen 
Narrative aus der Geschichte des Islam, flankiert von der Vermittlung von Anerken- 
nung, dem Gefühl des Gebrauchtwerdens und der Aufwertung. Es folgt die Übertra- 
gung fester Aufgaben, um die Kandidaten an die Gemeinschaft zu binden und die Ein- 
forderung umfassender Verhaltensänderungen, vor allem auch den Abbruch von Bezie- 
hungen zu Elternhaus und bisherigem Freundes- und Bekanntenkreis. In diesem Kon- 
text ergänzen die in Youtube gezeigten Street Dawahs und andere Internet-Angebote 
den systematischen Rekrutierungsprozess. 

Die islamistischen und salafistischen Aktionen im Internet begannen Ende der 1990er 
Jahre, als Bilder und Videos aus dem zerstörten Grosny im Rahmen des zweiten Tschet- 
schenien-Krieges emotionalisierten und mobilisierten (Frohneberg und Steinberg 
2012). Heute umfassen sie ein zunehmend professionalisiertes, breites Spektrum. 
Suchanfragen und Angebote stiften Kommunikation, Erlebnisangebote werden als Kö- 
der ausgelegt, Bildpropaganda und Schockdarstellungen haben eine beträchtliche 
Reichweite (Frankenberger et al. 2016). 

Jugendschutz.net registrierte von Anfang 2012 bis Mitte 2015 1.050 Straftaten im Inter- 
net. 37% entfielen davon auf das Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Or- 
ganisationen. 29 % entfielen auf Gewaltinhalte, die in den Beiträgen verherrlicht oder 

 
 

 verbotsverfue gung-dwr _de.ht ml , (Zugriff am 31.1.2018) 

26 Vgl. http s:// ww w.youtu be.co m/watch? v=6 1aaztXe -4w (Zugriff am 12.11.2017). 

27 Vgl. http s:// ww w.youtu be.co m/watch? v= HXDHZ3s-oic (Zugriff am 12.11.2017). 

28 Vgl. http s:// ww w.youtu be.co m/watch? vEOmCb9 MOjZY (Zugriff am 12.11.2017). 

29 Die Auftritte des „Vordenkers“ Pierre Vogel in Berlin sind auf Youtube vielfach dokumentiert. Es han- 
delt sich um Street-Dawahs, aber auch um Besuche bei „Brüdern“. Vgl. Vogel in einer Shisha-Bar: 
 http s://w ww.youtu be.co m/ watch?v=34WshyVQ Amg , am Alexanderplatz: http s://w ww.y-  
 outu be.com/ watch? v= QV8 v8 kjruRE , zu Besuch bei Brüdern im Wedding: http s:// w ww.y-  
 outu be.com/ watch? =vOglL3t WqoM und in Neukölln, beide 2017: http s:// w ww.y-  
 outu be.com/ watch? v= P6cg Fqad Rtc (Zugriff am 12.11.2017). 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2016/eckpunkte-verbotsverfuegung-dwr_de.html
https://www.youtube.com/watch?v=61aaztXe-4w
https://www.youtube.com/watch?v
https://www.youtube.com/watch?vEOmCb9MOjZY
https://www.youtube.com/watch?v=34WshyVQAmg
https://www.youtube.com/watch?v=QV8v8kjruRE
https://www.youtube.com/watch?v=QV8v8kjruRE
https://www.youtube.com/watch?=vOglL3tWqoM
https://www.youtube.com/watch?=vOglL3tWqoM
https://www.youtube.com/watch?v=P6cgFqadRtc
https://www.youtube.com/watch?v=P6cgFqadRtc
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verharmlost wurden. In 22 % der Fälle wurde Krieg in Form des Dschihad verherrlicht 
und in 8 % der Fälle handelte es sich um volksverhetzende Äußerungen gegen Juden, 
Nicht-Muslime und Homosexuelle (Frankenberger et al. 2016, S. 19). Die großen Inter- 
netplattformen würden auf derartige Hinweise meist reagieren und die Inhalte lö- 
schen.30 

Frindte und Kollegen (2011, S. 617) berichten, dass circa 4 Prozent der deutschen und 
circa 14 Prozent der nicht-deutschen Muslime häufig beziehungsweise sehr häufig 
Websites besuchen, die landläufig als „fundamentalistisch“ beurteilt werden. 

Auch der besonders jugendaffine sogenannte „Pop-Jihadismus“, bei dem „Stars“ der 
Szene wie der Berliner Ex-Rapper Denis Cuspert auftreten und ihre Botschaften verkün- 
den, wird wesentlich auf Internet-Plattformen verbreitet (Abou Taam et al. 2016, S. 15 
ff.). Denis Cuspert, ein Berliner Kleinkrimineller, der zu Beginn der 2000er Jahre als 
„Gangsta-Rapper“ („Deso Dogg“) mit mäßigem Erfolg auftrat, ist seit 2010 im Berliner 
salafistischen Milieu aktiv. Ein Video, aufgenommen in der Neuköllner Al-Nur-Moschee, 
zeigt ihn mit dem Prediger Pierre Vogel, beide rufen zur Teilnahme an einem deutsch- 
sprachigen Islam-Seminar in der Al-Nur-Moschee auf.31 Cusperts Verbindungen in die 
Berliner Rap-Szene und sein lokaler Bekanntheitsgrad machten ihn für die salafistische 
Szene zu einem wichtigen Multiplikator. Cuspert verfügte über eine ähnliche Biografie 
wie die Umworbenen und galt deshalb als besonders authentisch. „So wurde aus dem 
Gangsta-Rapper Deso Dogg“, notiert Dantschke (2015, S. 47), … 

„zunächst der Nashreed-Sänger Abou Maleeq, der in seinen Liedern und Vorträ- 
gen die eigenen Lebenserfahrungen der Ausgrenzung und sozialen Marginalisie- 
rung mit Diskriminierungs- und Ausgrenzungserfahrungen von Muslimen in 
Deutschland und dem Leid der Muslime weltweit verknüpft, um daraus das Bild 
einer globalen Opfergemeinschaft zu stricken. Jungen Salafisten wie ihm obliege 
es nun, diese große Gemeinschaft auch unter Einsatz ihres Lebens von Leid und 
Unterdrückung zu befreien, wofür ihnen der Status eines Märtyrers sicher sei.“ 

Nach dem Verbot der Organisation Milatu Ibrahim im Jahr 2012, die Cuspert 2011 in 
Berlin mitbegründet hatte, reiste er 2012 über Ägypten aus nach Syrien und wirkt dort 
seitdem über das Internet als IS-Funktionär und als Propagandist und Anwerber für die 
Sache des IS. 

Der Verbreitung von salafistischen Inhalten über das Internet wird auch vom Berliner 
Verfassungsschutz große Bedeutung beigemessen. Hingewiesen wird auf Facebook-Sei- 
ten, Youtube-Kanäle, geschlossene WhatsApp-Gruppen und Twitter. Von Herbst 2013 
bis zur Abschaltung im September 2014  „wurde in einem sozialen Netzwerk die Seite 
‚Islamischer Staat Berlin‘ (ISB) als virtuelles Netzwerk dschihad-salafistisch orientierter 
Personen eingerichtet […] In den eingestellten Veröffentlichungen wurde wiederholt 
die Teilnahme am ‚Jihad‘ als für Muslime obligatorisch bezeichnet und der in diesem 

 

 
30 Seit dem 1. Januar 2018 ist das umstrittene Netzwerkdurchsetzungsgesetz DG in Kraft („Gesetz zur 

Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken“). Es verpflichtet die Anbieter, auf Be- 
schwerden der Betroffenen hin Straftaten wie Beleidigungen, Volksverhetzung usw. zu löschen. Dies 
betrifft auch obszöne Gewaltdarstellungen, wie sie der IS propagiert. 

31 Senatsverwaltung f. Inneres und Sport (2014a, S. 12 f.); zu Cuspert vgl. auch Palm (2017) und die dort 
angegebene Literatur. 
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Zusammenhang erlittene ‚Märtyrertod‘ als in höchstem Maße erstrebenswerte und 
‚gottgefällige‘ Handlung glorifiziert“ (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2015b, S. 
55). 

Bei den Fällen des Berliner Staatsschutzes mit Internetbezug handelt es sich zu einem 
größeren Teil um Kommentare auf Facebook. Sie weisen deutliche Überschneidungen 
zur Hassgewalt im Internet auf (Coester 2008; Ohder und Tausendteufel 2017, S. 100 
ff.): Die Beleidigungen sind (mit meist schlechter Rechtschreibung) voller Obszönitäten. 
Die Verdammung der Ungläubigen ist eng mit einem Deutschenhass verbunden ("Icj 
fick euch ihr scheiß almans" [!]). Bei knapp der Hälfte der Internettaten handelt es sich 
um Propaganda bzw. Missionierung. Propagandadelikte im strafrechtlichen Sinn (§ 86 
und 86a StGB) finden sich aber nur wenige (n = 3). In dem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass bspw. Hinrichtungsvideos des IS unter Jugendlichen offenbar relativ 
weit verbreitet sind. Im Interview meint ein Polizist (P 82), dass derartige Filme zusam- 
men mit pornografischen Filmen im Rahmen von Ermittlungen häufiger auf den Handys 
gefunden werden. 

Die Bedeutung des Internets bzw. Sozialer Medien zeigt sich auch in der Auswertung 
der Fälle der Generalstaatsanwaltschaft. Einige der angeklagten Personen haben sich 
vor der Begehung von Straftaten u.a. auf einschlägigen Facebookseiten geäußert und 
sind damit den Behörden aufgefallen. Bedeutsam hinsichtlich der Logistik sind zudem 
Messenger-Dienste wie Whatsapp, Signal oder Telegramm. 

 

4.4 Zur Rolle von Hilfsvereinen und salafistischen Moscheen in Berlin – Das 
Beispiel Fussilet 33 

Hilfsvereine sind ein Instrument zur Unterstützung bei der Bewältigung alltäglicher 
Probleme, aber auch zur Rekrutierung und Radikalisierung. Zu den Hilfsvereinen bzw. – 
angeboten werden vom Berliner Verfassungsschutz gezählt: 

 Berliner Muslime e.V. (Bildungsprojekte, Info-Stände, Freizeit, Flüchtlingshilfe) 
 Ansar International, Medizin mit Herz, Helfen in Not (Hilfsvereine) (vgl. Senats- 

verwaltung für Inneres - Amt. f. Verfassungsschutz 2015, S. 10 ff.) 

 Verschiedene Gefangenen-Hilfsvereine. (vgl. Abou Taam et al. 2016, S. 27 ff.) 
 

Sie bieten eine Verknüpfung von Alltagsproblemen und –sichtweisen mit politischen 
Ideologien. Insoweit sind sie herausragende Instrumente, um auf verschiedene Stufen 
der Radikalisierung flexibel einzugehen: Vom „Anfänger“, der mit lebenspraktischer 
Hilfe und solidarischem Verhalten „geködert“ wird bis hin zum langjährigen überzeug- 
ten und gewaltbereiten Funktionär, dem die Hilfsvereine Unterstützung bei spezifi- 
schen Problemen anbieten. 

Salafistische Moscheen sind Treffpunkte für entsprechend ausgerichtete Szenen, denn 
hier erfolgt die Bindung und Vertiefung der religiösen und politischen Überzeugungen 
an einem feststehenden Ort, hier werden kontinuierlich Kontakte geknüpft und ver- 
tieft, Ziele und Strategien abgesprochen, hier sind aber auch Abgrenzungen gegen die 
als feindlich empfundene soziale Umwelt möglich. Die Moschee steht symbolisch für 
die Umma, die Gemeinschaft der Muslime, für eine bessere Welt im Meer der Deka- 
denz und des Unglaubens. Der Berliner Verfassungsschutz nennt als Trefforte Berliner 
Salafisten (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 16 ff.): 
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 „Al-Nur-Moschee“ in Neukölln 

 „Ibrahim al-Khalil-Moschee“ in Tempelhof 

 „as-Sahaba-Moschee in Wedding 

 Die Moschee des Vereins „Fussilet 33 e.V.“ in Moabit (bis zum Verbot 2017) 
 

Neben der Beobachtung durch den Verfassungsschutz und den Staatsschutz sind in der 
Zeit zwischen 2010 und 2015 auch repressive Maßnahmen zu verzeichnen: Gegen ei- 
nen Prediger wurde strafrechtlich ermittelt und er wurde ausgewiesen, nachdem er 
terroristische Mittel gegen Israel gutgeheißen hatte; ein dänischer Prediger wurde in 
erster Instanz wegen Volksverhetzung verurteilt (vgl. Abgeordnetenhaus von Berlin 
2017f, S. 2). 

Eine Berliner Besonderheit ist die Entwicklung einer kleinen, aber radikalen Szene von 
Salafisten aus dem Kaukasus. Dazu vermerkt der Berliner Verfassungsschutz: „Einen im 
Vergleich mit dem Bundesdurchschnitt überproportional großen Anteil haben in Berlin 
Personen mit Bezug zum Kaukasus, insbesondere Tschetschenen und Dagestaner“ (Se- 
natsverwaltung für Inneres und Sport 2015a, S. 22). Die Bedeutung dieser, vom Verfas- 
sungsschutz wegen des Gebrauchs der russischen Sprache und der ethnischen Her- 
kunft als „Sondergruppe“ bezeichnete Szene, hat seitdem sogar noch zugenommen 
(Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 13). Hintergrund für die Entstehung 
dieser Szene in Berlin ist die Flucht vieler Tschetschenen vor den kriegsähnlichen Zu- 
ständen in ihrer Heimat Ende der 90er Jahre. Einige der im Kaukasus kämpfenden „Mu- 
jaheddin“ reisten teilweise mit gefälschten Papieren ein und ließen sich in Berlin nie- 
der, u.a. um sich medizinisch versorgen zu lassen (Ringelmann 2017, S. 22 ff.). In Wien, 
wo es ebenfalls eine große tschetschenische „community“ und eine größere Zahl sa- 
lafistischer Tschetschenen gibt, wurden zu dieser Gruppe spezifische Präventionsange- 
bote entwickelt (Hofinger und Schmidinger 2017, S. 134). 

Der Verein „Fussilet 33“ mit seiner Moschee in Moabit galt bis zum Verbot 2017 als ein 
zentraler Treffpunkt dieser Szene. Im Januar 2015 wurden an elf Objekten Durchsu- 
chungsmaßnahmen gegen Funktionäre des Vereins durchgeführt (Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport 2016, S. 49). Der Imam der Moschee, Gadzhimurad K., wurde im Juni 
2016 – noch nicht rechtskräftig – zu zwei Jahren und sechs Monaten Haft wegen Unter- 
stützung des Islamischen Staates verurteilt; Ende Dezember liefen fünf Strafverfahren 
im Zusammenhang mit der Moschee; der mutmaßliche Attentäter vom Breit- 
scheidplatz, als 12 Personen durch einen in den Weihnachtsmarkt rasenden LKW getö- 
tet wurden, verkehrte im Umfeld dieser Moschee (vgl. Heine et al. 2016). Ein stichwort- 
artiger Blick auf die politischen Biografien von Gadzhimurad K. und zwei weiteren Funk- 
tionären verdeutlicht die Intensität der islamistischen Radikalisierung dieser ethnischen 
Gruppe. 
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Gadzhimurad K. alias Murat A., alias Imam Murad Atajev: Der 1985 geborene Russe ist da- 
gestanischer Herkunft. Mit 17 Jahren reist er 2002 illegal in Deutschland ein. Sein Asylan- 
trag, den er mit falschen Personalien stellt, wird als unbegründet abgelehnt. Als er abge- 
schoben werden soll, taucht K. unter, bis die Polizei ihn im Juni 2015 festnimmt. 

Er fällt mit verschiedenen Aktionen auf: Als Imam wirbt er in der Moschee Hicret Camii in 
Moabit für Mitglieder und Unterstützer des IS. Als Administrator des Online Portals „Sham- 
today“ verbreitet er u.a. ein Video (“Härte im Jihad”), in dem er dem IS huldigt. Er ist Kon- 
taktperson des im Januar 2015 festgenommenen Präsidenten des Moscheevereins Fussilet 
33, Ismet D., und dessen „Weisenratspräsidenten“, Emin F. 

In der Gruppe, die sie im Umfeld der Moschee organisieren, sind überwiegend Türken und 
Kaukasier aktiv. Weitere Mitglieder stammen aus Pakistan und Tschetschenien. 

Zu den Taten, die den drei vorgeworfen werden, gehören: Beschaffung von Waffenzubehör 
(Nachtsichtgeräte und Zielfernrohre), Vorbereitung schwerer staatsgefährdender Gewaltta- 
ten in Syrien, Geldwäsche, zudem unterstützen sie 2013 vier Russen tschetschenischer Her- 
kunft bei der Ausreise in den syrischen Bürgerkrieg. In einem Interview im Mai 2015 mit 
dem russisch sprachigen Online-Magazin Meduza rechtfertigt Gadzhimurad K. die Tötung 
eines US-amerikanischen Journalisten und jordanischen Piloten. 

 

 

Die Fälle belegen eine sehr weitreichende Verstrickung in den radikalen, gewaltberei- 
ten, dem IS verbundenen Salafismus in Kombination mit allgemeinkriminellen Strafta- 
ten wie Geldwäsche und illegale Beschaffung von Waffen und stellen insoweit einen 
Endpunkt der politischen Radikalisierung dar32. Über welchen personellen, strategi- 
schen und logistischen Umfang diese Szene in Berlin und darüber hinaus verfügt, ist 
nicht bekannt. 

 
4.5 Staatliche Repression 

Die Aktivitäten der Salafisten im Rahmen der verschiedenen Kontexte, wie Moscheen, 
öffentlicher Raum (Street Dawahs), im Internet und darüber hinaus, folgen nicht nur 
einer eigendynamischen Logik. Sie werden begrenzt, strukturiert und unter Druck ge- 
setzt durch repressive staatliche Maßnahmen. Von daher befinden sich extremistische 
Gruppen ganz allgemein und staatliche Akteure in einer Art Interaktion, die zu Eskalati- 
onen führen kann und wechselseitig Verhaltensweisen beeinflusst. Für die Handlungs- 
perspektiven extremistischer Akteure gilt, was Maurer (2017, S. 72) wie folgt beschrie- 
ben hat: 

„Denn die eigene Handlungs- und Legitimationsstrategie wird beständig den 
vom Staat ausgehenden Impulsen angepasst und es wird versucht, mit eigenen 
Maßnahmen vorauseilend zu handeln.“ 

Dabei ist unter Gesichtspunkten der Interaktion davon auszugehen, dass zunehmende 
Repression klandestine Verhaltensweisen begünstigt, die sich zeigen können in der Ver- 
lagerung der Szenen in private Alltagswelten, Wohnungen und andere private Räume. 
Staatlicher Druck kann aber auch die Dynamik der salafistischen Szenen und Milieus 
behindern, Rekrutierungsbemühungen erschweren und letztlich auch Gewaltbereit- 
schaft verstärken. Die Betrachtung der salafistischen Handlungskontexte muss immer 
auch das Ausmaß an vorhandener und wahrgenommener Repression in die 

 

 
32 Vgl. hierzu auch: http ://w ww.tages spie ge l.de/th e men/reportage/t schetsch enisch e - moral waechter-in -  

 berlin-sa g-nicht-du- sei st-nicht-ge warnt-word en/2001 8744.html, Zugriff am 23.1.2018 

http://www.tagesspiegel.de/themen/reportage/tschetschenische-moralwaechter-in-berlin-sag-nicht-du-seist-nicht-gewarnt-worden/20018744.html
http://www.tagesspiegel.de/themen/reportage/tschetschenische-moralwaechter-in-berlin-sag-nicht-du-seist-nicht-gewarnt-worden/20018744.html
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Überlegungen einbeziehen. 

Die salafistischen Szenen in Deutschland insgesamt können zwar seit etwa 2012 be- 
achtliche Erfolge bei der Rekrutierung vorweisen, sie sind aber auch einem zunehmen- 
den politischen Druck und verstärkter Aufmerksamkeit der Sicherheitsbehörden unter- 
worfen. Die oben skizzierten Vorgänge um die Fussilet-Moschee belegen dies nach- 
drücklich. Militante Anschläge im Jahr 2016 (vgl. Tabelle 5) verleihen öffentlichen For- 
derungen nach mehr Repression Nachdruck. 

 
 
 

Tabelle 7: Islamistische terroristische Anschläge in Deutschland 2016/17 
 

Datum Täter/Täterin Tat Besonderheit 

02/2016 Safia S., 16 Jahre Messer-Angriff auf Bundes- 
polizisten in Hannover, Opfer 
überlebt schwerverletzt 

Handelt im Auftrag des IS. 
6 Jahre Haft 

04/2016 2 junge Islamisten, 16 
Jahre, Migrationshinter- 
grund 

Sprengstoffattentat auf Sikh- 
Tempel in Essen, 3 Verletzte 

7 und 6 ½ Jahre Haft 

07/2016 Pakistanischer Flüchtling Axt-Angriff in Regional-Bahn 
nahe Würzburg; bei Fest- 
nahme durch Polizei getötet 

Unbegleiteter Minderjäh- 
riger handelt im Auftrag 
des IS 

07/2016 Syrischer Flüchtling, 27 
Jahre 

Rucksackbombe vor Weinlo- 
kal, 15 Verletzte, Täter 
kommt ums Leben 

Handelt im Auftrag des IS 

12/2016 Anis Amri, tunesischer 
Flüchtling 

Anschlag auf Weihnachts- 
markt in Berlin mit LKW, 12 
Tote, Täter wird auf der 
Flucht nahe Mailand von Po- 
lizei erschossen 

 

07/2017 Palästinensischer Flücht- 
ling 

Messerangriff in Edeka- 
Markt in Hamburg. 1 Toter, 7 
Verletzte; Täter wird festge- 
nommen 

 

 

 
 

Der Gesetzgeber hat auf die islamistischen Entwicklungen in Deutschland reagiert. Zu 
nennen ist hier vor allem die Konzentration auf die Vorfeldstrafbarkeit. Die Anti-Terror- 
Gesetze von 2009 konzentrieren sich auf Vorbereitungshandlungen: § 89a („Vorberei- 
tung einer schweren staatsgefährdenden Straftat“), 89b („Aufnahme von Beziehungen 
zur Begehung einer schweren staatsgefährdenden Straftat“) und 91 („Anleitung zur Be- 
gehung einer schweren staatsgefährdenden Straftat“) sanktionieren das Vorfeld terro- 
ristischer Straftaten und setzen damit eine Politik fort, die auf institutioneller Ebene 
mit der Einrichtung gemeinsamer Zentren begonnen hatte. Das Gemeinsame Terroris- 
mus-Abwehrzentrum (2004), das Gemeinsame Internet-Zentrum (2007) und das Ge- 
meinsame Terrorismus- und Extremismus-Abwehrzentrum (2012) sind Bund-/Länder- 
übergreifende Einrichtungen unter Einschluss einer Vielzahl von Sicherheitsbehörden. 
Ziel ist es, durch Informationsgewinnung, -austausch und Analyse extremistische 
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Straftaten bereits im Vorfeld zu verhindern, um so Schaden für sensible Infrastrukturen 
abzuwehren. 

Islamistische und salafistische Organisationen sind, besonders seit 2012, mit einer wei- 
teren Spielart repressiver Politik konfrontiert: Organisationsverboten nach dem Ver- 
einsrecht. Unser Überblick zeigt, wie umfassend die Innenbehörden davon Gebrauch 
gemacht haben. 

Tabelle 8: Verbotene Islamistische Organisationen nach 201233
 

 

Jahr Organisation Verbotsgründe nach Angaben des 
Bundesamts für Verfassungsschutz 

Eigene Zusatzinformation 

2012 Millatu Ibrahim Gegen verfassungsmäßige Ord- 
nung, gegen Gedanken der Völker- 
verständigung 

Salafistische, vor allem in Nordrhein- 
Westfalen tätige Organisation 

2013 Dawa Team Islamische 
Audios 

Gegen verfassungsmäßige Ord- 
nung, gegen Gedanken der Völker- 
verständigung 

Salafistische Organisation mit 
Schwerpunkt in Südhessen 

2013 Dawa Ffm Gegen verfassungsmäßige Ord- 
nung, gegen Gedanken der Völker- 
verständigung 

2008 in Frankfurt/Main gegründete 
salafistische Organisation 

2013 an-Nussrah Teilorganisation des 2012 verbote- 
nen Millatu Ibrahim 

Salafistische Organisation 

2014 Islamischer Staat Verfassungsfeindliche Organisation Terroristische Gruppe in Syrien/Irak, 
Selbstverständnis als „Kalifat“ 

2014 Waisenkinderprojekt 
Libanon e.V. 

Verstoß gegen den Gedanken der 
Völkerverständigung 

Unterstützer der libanesischen, das 
Existenzrecht Israels bestreitenden 
Hizb Allah 

2015 Tauhid Germany Ersatzorganisation der 2012 verbo- 
tenen Vereinigung „Millatu Ibra- 
him“ 

Salafistische Organisation 

2016 Die wahre Religion 

LIES! Stiftung 

Gegen verfassungsmäßige Ord- 
nung, gegen Gedanken der Völker- 
verständigung 

Salafistische Organisation 

2017 Fussilet 33 e.V. Verbot durch den Berliner Innense- 
nator 

Salafistische Organisation. Maßgebli- 
che Akteure sind wegen Unterstüt- 
zung des Terrorismus inhaftiert oder 
angeklagt 

2017 Deutschsprachiger Is- 
lamkreis Hildesheim 

Verbot durch niedersächsischen Salafistische Organisation. Maßgebli- 
che Akteure sind wegen 

 
33 Vgl. Angaben bis 2015: http s: //w ww.verfa s sungsschutz.de/ de/arbeitsfelder/af-i slam ismu s-und-i slami s -  
 tischer-terrorismus/ verboten e-organ isationen -isla mi smu s (Zugriff: 22.12.2016). Angaben für 2016: 
 http ://w ww.b mi.bund.de/SharedDocs/ Pre ss emitteilungen/ DE/2016/ 11/ vereinsverbot -d wr.html      (Zu- 
griff: 22.12.2016). Zu Fussilet 33: Pressemitteilung Senatsverwaltung für Inneres Berlin vom 28.2.2017: 
 http s://w ww.b erlin.de/rb msk zl/aktu elles/pre ss emitteilungen/2017 /pres se mitte ilun g.56 5811.php       (Zu- 
griff am 31.1.2018); zum Deutschsprachigen Islamkreis Hildesheim: Tagesspiegel v. 14.3.2017: 
 http ://w ww.ta ge sspi egel.de/p olitik/kontakt-zu-berlin-attentaeter-an is-a mri -salafi stenorga nisation -i s-  
 lamkrei s-hilde shei m -verboten /19513 388.ht ml  

https://www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfelder/af-islamismus-und-islamistischer-terrorismus/verbotene-organisationen-islamismus
https://www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfelder/af-islamismus-und-islamistischer-terrorismus/verbotene-organisationen-islamismus
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2016/11/vereinsverbot-dwr.html
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2017/pressemitteilung.565811.php
http://www.tagesspiegel.de/politik/kontakt-zu-berlin-attentaeter-anis-amri-salafistenorganisation-islamkreis-hildesheim-verboten/19513388.html
http://www.tagesspiegel.de/politik/kontakt-zu-berlin-attentaeter-anis-amri-salafistenorganisation-islamkreis-hildesheim-verboten/19513388.html
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 e.V. Innenminister Unterstützung des Terrorismus inhaf- 
tiert oder angeklagt 

 

 
 

Über die Wirkungen solcher Verbote ist wenig bekannt. Denkbar sind Schwächungen 
von Organisationen, ebenso aber auch ein vertieftes Nebeneinander von geführten 
und führerlosen Strukturen sowie weitere Radikalisierungen der Aktivisten und Sympa- 
thisanten. Das Verbot von Pierre Vogels „Die wahre Religion“, vom Bundesinnenminis- 
ter am 15. November 2016 verkündet, umfasste in Berlin polizeiliche Durchsuchungs- 
maßnahmen, von denen 17 Personen betroffen waren als Anmelder, Verantwortliche 
oder Betreuer von „Lies!“-Veranstaltungen.34 Hier wird recht anschaulich deutlich, wie 
staatliche Repression vor Ort vollzogen wird und originäre Narrative von Verfolgung in 
Gang gesetzt werden, wobei offen bleibt, ob Einschüchterung oder Trotzreaktionen do- 
minierende Deutungsmuster werden. Möglich ist aber auch die proaktive Reaktion, 
wenn mit Repressionen gerechnet wird: Wenige Tage vor dem Verbot von „Die wahre 
Religion“ im Jahr 2016 wurde „We love Muhammad“ gegründet, eine salafistische 
Gruppierung, die im Internet und in Fußgängerzonen aktiv ist und große Ähnlichkeiten 
aufweist mit „Die wahre Religion“. Das betrifft das Selbstverständnis und reicht bis hin 
zu den Aktivisten, unter denen auch Pierre Vogel ist.35 

Eine wichtige Wirkung von Verboten besteht in der symbolischen Botschaft der Innen- 
behörden: Stärke, Kontrolle und Handlungsfähigkeit des Staates werden nachdrücklich 
demonstriert. Die öffentlich bekannt gewordene Planung des Berliner Senats, noch im 
Sommer 2017 eine Abschiebeanstalt für islamistische Gefährder einzurichten,36 ist ein 
Signal an die Szene, dass der Staat abwehrbereit ist. Führenden Funktionären des Sa- 
lafismus ist der politische Druck offensichtlich bewusst und sie verhalten sich entspre- 
chend: „Salafistische Prediger wie Pierre Vogel, Sven Lau und Ibrahim Abou Nagie legen 
in ihren onlinebasierten Videovorträgen, öffentlichen Reden und Texten Wert auf die 
Undurchdringlichkeit der von ihnen getroffenen Aussagen. Sie vermeiden häufig be- 
wusst die Überschreitung der Schwelle zur Strafbarkeit und werden nicht zuletzt von 
Rechtsanwälten in diesem Sinne juristisch beraten“ (Sarhan und Rudolph 2015, S. 185). 
Im Juli 2017 wurde Sven Lau, ein szenebekannter Konvertit und Prediger, wegen Unter- 
stützung des islamistischen Terrorismus erstinstanzlich zu fünfeinhalb Jahren Haft ver- 
urteilt.37 Die Botschaft dieses Urteils lautet: Der Rechtsstaat wehrt sich, der Verfol- 
gungsdruck auf die gewaltbereite islamistische Szene und ihr Umfeld wächst. 

 

 
 
 
 
 

34 Vgl. Abgeordnetenhaus v. Berlin (2017c, S. 2). 

35 Vgl. Klaiber: „Die Gotteskrieger aus der Fußgängerzone: Die Salafisten von ‚We love Muhammad‘“, in: 
 http ://w ww.huffingtonpost.d e/201 7/06/ 09/ we -love- muha mmad - salafi sten_n _170 1668 4.html      (Zugriff: 
14.8.2017). 

36 Vgl. Heine: „Gewahrsam für islamistische Gefährder“, in: Der Tagesspiegel v. 20.7.2017, http ://w ww.ta -  
 ge sspi egel.de/ber lin/ab schieb ean stalt-in -ber lin -gewah rsa m-fuer-i slami sti sche -gefaehr-  
 der/2008 2084.ht ml, (Zugriff am 31.1.2018) 

37 Vgl. „Salafist Sven Lau muss ins Gefängnis“, in: Der Tagesspiegel v. 27.7.2017, http s:// w w w.pres srea -  
 der.com/germa ny/der-tagess piege l/201 7072 7/28 16167 15 437323 , (Zugriff am 31.1.2018) 

http://www.huffingtonpost.de/2017/06/09/we-love-muhammad-salafisten_n_17016684.html
http://www.tagesspiegel.de/berlin/abschiebeanstalt-in-berlin-gewahrsam-fuer-islamistische-gefaehrder/20082084.html
http://www.tagesspiegel.de/berlin/abschiebeanstalt-in-berlin-gewahrsam-fuer-islamistische-gefaehrder/20082084.html
http://www.tagesspiegel.de/berlin/abschiebeanstalt-in-berlin-gewahrsam-fuer-islamistische-gefaehrder/20082084.html
https://www.pressreader.com/germany/der-tagesspiegel/20170727/281616715437323
https://www.pressreader.com/germany/der-tagesspiegel/20170727/281616715437323
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4.6 Soziale Basis 

Bislang bezog sich die Analyse auf fortgeschritten radikalisierte Personen. Es ist offen, 
inwieweit die offensichtlich ansteigende Attraktivität des politischen und dschihadisti- 
schen Salafismus begleitet wird durch ein wachsendes Umfeld an Sympathisanten, d.h. 
von Personen, die zumindest partiell mit fundamentalistischen bzw. radikalen Haltun- 
gen sympathisieren. Weiter oben wurde ausgeführt, dass Personen mit einer gewissen 
Affinität für islamistische Inhalte auf den Stufen 1 und 2 des vorgeschlagenen Radikali- 
sierungsmodells anzusiedeln sind. Zudem sind Szenen und Milieus, in denen islamisti- 
sche Einstellungen verbreitet sind, als eigenständige Radikalisierungsfaktoren bzw. – 
kontexte zu betrachten (vgl. Malthaner und Waldmann 2012). 

Während über rechtsextreme Einstellungen in der Bevölkerung ein langjähriges, bis in 
die Anfänge des Allensbacher Instituts für Demoskopie Ende der 1940er Jahre zurück- 
reichendes empirisches Forschungsfeld begründet und stetig ausgeweitet wurde, man- 
gelt es an nachhaltigen Erkenntnissen über islamistische Einstellungen in der Bevölke- 
rung. Eine der ersten empirischen Studien wurde von Heitmeyer/Müller/Schröder aller- 
dings lange vor der Attraktivität salafistischer Orientierungen vorgelegt. Die repräsenta- 
tive Befragung von 1221 türkischstämmigen Jugendlichen ergab, „dass es ein erhebli- 
ches Ausmaß an islamzentriertem Überlegenheitsanspruch und religiös fundierter Ge- 
waltbereitschaft zu registrieren gibt“ (Heitmeyer et al. 1997, S. 183). Die Autoren ma- 
chen vor allem Diskriminierungserfahrungen, verweigerte Anerkennung und auch Re- 
aktionen auf fremdenfeindliche Gewalt verantwortlich für diese Entwicklungen und 
warnen, „dass das Zusammenleben vor schweren Belastungen stehen wird, wenn zum 
einen keine weitreichenden politischen Initiativen zur sozialen Integration und zum an- 
deren keine ebenso deutlichen Markierungen universal geltender demokratischer 
Wertvorstellungen erfolgen“ (ebd.: 191). 

Daten über die Bindung von Muslimen an demokratische und rechtsstaatliche Werte 
können weitere Aufschlüsse über das mögliche Sympathisantenumfeld für den Salafis- 
mus geben. Die repräsentative Untersuchung von Brettfeld und Wetzels von 2007, ei- 
nige Jahre vor dem Aufstieg des Salafismus in Deutschland, fördert einige bemerkens- 
werte Ergebnisse zutage: Demnach haben etwa 

„10 Prozent der in Deutschland lebenden Muslime […] eine ausgeprägte Distanz 
zu Grundprinzipien von Demokratie und Rechtsstaat […] Eine Kombination von 
hoher Demokratiedistanz mit einer starken Aufwertung der islamischen Eigen- 
gruppe einerseits und einer deutlichen Abwertung westlicher Gesellschaften 
andererseits findet sich bei einer qualifizierten Minderheit von 5,4 % der Mus- 
lime“ (Brettfeld und Wetzels 2008, S. 173 f.). 

Solche Befunde überraschen nicht, denn auch in der deutschstämmigen Mehrheitsge- 
sellschaft sind Distanz zu und Ablehnung von demokratischen Werten seit Jahren zu 
beobachten. Andererseits weisen sie aber darauf hin, dass mit einem Rekrutierungspo- 
tenzial für den Salafismus in der muslimischen Minderheit durchaus gerechnet werden 
muss. Die Forschung ist sich weitgehend einig darüber, dass mangelnde soziale Integra- 
tion und ein schlechtes Bildungsniveau maßgebliche Risikofaktoren sind (vgl. Brettfeld 
und Wetzels 2008; Uslucan et al. 2011; Herding 2013).38 Einige neuere empirische 

 

 
38 Vgl. auch die von Nina Käsehage betreute Website www.salafismus-forschung.de 

http://www.salafismus-forschung.de/
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Studien belegen eindrucksvoll das Potenzial für islamistische Radikalisierungen bei in 
Deutschland lebenden Muslimen. 

Die am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) durchgeführte verglei- 
chende Studie unter Muslimen in sechs europäischen Ländern zählt 47 Prozent der Be- 
fragten zu Vertretern einer fundamentalistischen Glaubensauffassung. Sie stellen die 
Regeln des Korans über die nationalen Gesetze und praktizieren deutliche mentale 
Ausgrenzungen von Minderheiten wie Juden und Homosexuelle (Koopmans 2015). Eine 
repräsentative Emnid-Befragung von 2016 bestätigt und erweitert die Befunde von Ko- 
opmans und auch von Brettfeld/Wetzels. Demnach ist religiöser Fundamentalismus in 
der Gruppe der in Deutschland lebenden Türkeistämmigen weit verbreitet, wie die Zu- 
stimmung zu folgenden Statements verdeutlicht. Zu beachten ist dabei, dass die State- 
ments dem salafistischen Selbstverständnis weitgehend entsprechen. 

Tabelle 9: Fundamentalistische Einstellungen unter Türkeistämmigen in Deutschland39
 

 

Statement Zustimmungsquote ins- 
gesamt (stark, eher) in 
% 

Zustimmung 
erste Generation 

Zustimmung 
2./3. Generation 

 

Die Befolgung der Gebote meiner 
Religion ist für mich wichtiger als 
die Gesetze des Staates, in dem 
ich lebe 

47 57 36 

 

Muslime sollten die Rückkehr zu 
einer Gesellschaftsordnung wie zu 
Zeiten des Propheten Moham- 
meds anstreben 

32 36 27 

 

Es gibt nur eine wahre Religion 50 54  46 

Nur der Islam ist in der Lage, die 
Probleme unserer Zeit zu lösen 

36 40 33 

Die Bedrohung des Islam durch 
die westliche Welt rechtfertigt, 
dass Muslime sich mit Gewalt ver- 
teidigen 

20 25 15 

Gewalt ist gerechtfertigt, wenn es 
um die Verbreitung und Durchset- 
zung des Islam geht 

7 7 6 

Diese Befunde belegen, dass es unter der Gruppe der Türkeistämmigen in Deutschland 
ein beachtliches Sympathisantenpotenzial für radikale islamistische Strömungen gibt 
(vgl. a. Uslucan et al. 2011). In dieses Bild passt ein weiterer Indikator: Das Wahlverhal- 
ten bei der Abstimmung über die Verfassungsänderung in der Türkei im April 2017. 
Hier haben über 60 Prozent den autoritären, antidemokratischen Kurs Erdogans unter- 
stützt, in Berlin haben 50 Prozent mit „ja“ gestimmt und sich damit gegen 

39 Vgl. Pollack et al. (2016, S. 14 f.). 
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demokratische Grundwerte wie Gewaltenteilung und Herrschaft auf Zeit entschieden.40 

Zu bemerkenswerten Einschätzungen kommen Frindte et al. (2016). Befragt wurden 
über 300 junge in Deutschland lebende Musliminnen und Muslime bezüglich ihrer In- 
tegrations- und Radikalisierungstendenzen. Fundamentalistische Tendenzen sind dem- 
nach vor allem geprägt durch eine Über-Identifikation mit der konstruierten Gemein- 
schaft der Muslime: 

„Durch das ausschließliche Bekenntnis hierzu wird scheinbar eine Last von den 
jeweiligen Individuen genommen: Man weiß wieder sicher, wer man ist und was 
von einem erwartet wird. … Darüber hinaus ist islamistischer Fundamentalis- 
mus als eine gewaltbereite Ideologie zu betrachten, welche zur Grundlage von 
Vorurteilen, negativen Gefühlen und Gewaltbereitschaft gegenüber all jenen 
werden kann, die diese Ideologie nicht befürworten“ (Frindte u.a. 2016: 134). 

Wenn man sich vor Augen hält, dass die islamistische Szene der Aktivisten in Deutsch- 
land bei etwas über 10.000 liegt, so wird vor dem Hintergrund der empirischen Be- 
funde deutlich, wie wenig bisher das islamistisch orientierte mögliche Potenzial mobili- 
siert und ausgeschöpft ist. Es ist davon auszugehen, dass zumindest ein kleinerer Teil 
der Berliner Muslime aufgrund ihrer Einstellungen Sympathien für islamistischen Terro- 
rismus haben. Diese Bereitschaft kann sich abgestuft durch Wegschauen zeigen, wenn 
bspw. Hinweise auf verdächtiges Verhalten nicht an die Polizei weitergegeben wird, o- 
der über verschiedene Formen der mittel- und unmittelbaren Unterstützung bspw. 
durch Geldspenden. 

Um eine Vorstellung davon zu bekommen, wie groß ein derartiges Sympathisantenum- 
feld und damit eine wichtige Zielgruppe der Radikalisierungsprävention sein könnte, 
soll im Folgenden ein grobe Schätzung auf Basis der eben zitierten Studien vorgenom- 
men werden. Geht man von 7 % Muslime in Berlin aus (245 Tsd.) (Bertelsmann Stiftung 
2016, S. 2; vgl. Mühe 2010, S. 40 f.) und schätzt konservativ, dass davon ca. 20 % funda- 
mentalistische und feindselige Einstellungen haben (49 Tsd.) und nimmt davon wiede- 
rum nur 10 %, von denen auszugehen ist, dass sich ihre Einstellungen wenigstens an- 
satzweise auch im Verhalten zeigen, erhält man knapp 5.000 Personen, die man als 
Sympathisanten bzw. Unterstützer einstufen kann. Dass es sich dabei um eine konser- 
vative Schätzung handelt, wird vor allem an einem von Koopmanns (2016) zitierten Be- 
fund aus einer dänischen Studie deutlich: Auf die Frage, ob sie einem Dschihadisten 
Unterschlupf gewähren würden, antworteten 17 % der befragten Muslime mit Ja und 
25 % gaben keine Antwort. Benutzt man diese Zahlen als – grobe – Schätzbasis wäre 
von einem mit islamistischen Ideen sympathisierenden Kreis von mindestens 10 bis 15 
Tsd. Personen in Berlin auszugehen. Selbstverständlich sagen diese Zahlen nichts zum 
Vorkommen gewaltbereiter Islamisten aus. Damit Einstellungen sich im Verhalten zei- 
gen, müssen weitere Faktoren hinzukommen. Bedeutsam ist dabei vor allem, ob es Mi- 
lieus und Subkulturen gibt, in denen derartige Einstellungen (Narrative) verbreitet und 
quasi alltäglich sind. 

Diese Befunde sind im Zusammenhang mit der Polarisierung der Gesellschaft in Bezug 
 

 
40 Vgl. “So haben die Türken in Deutschland gestimmt“ in RP-Online v. 17.4.2017: http :// w ww.rp -on-  
 line.de/politik/au slan d/tu erke i -referendum- so -hab en -di e-tu erken - in -deuts chla nd-ge waeh lt-aid -  
 1.67595 54, (Zugriff am 19.8.2017). 

http://www.rp-online.de/politik/ausland/tuerkei-referendum-so-haben-die-tuerken-in-deutschland-gewaehlt-aid-1.6759554
http://www.rp-online.de/politik/ausland/tuerkei-referendum-so-haben-die-tuerken-in-deutschland-gewaehlt-aid-1.6759554
http://www.rp-online.de/politik/ausland/tuerkei-referendum-so-haben-die-tuerken-in-deutschland-gewaehlt-aid-1.6759554
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auf den Islam zu sehen. In der bereits zitierten Studie der Universität Münster (Pollack 
u. a. 2016) werden die divergierenden Einschätzungen von in Deutschland lebenden 
Muslimen und Nicht-Muslimen zur Wahrnehmung des Islam herausgearbeitet. Wäh- 
rend die Muslime den Islam vor allem mit Werten wie „Toleranz“ und „Achtung der 
Menschenwürde“ verbinden, assoziieren die Nicht-Muslime eher „Gewaltbereitschaft“ 
und „Benachteiligung der Frau“ (S. 16 f.). Im Hinblick auf den Umgang mit Radikalisie- 
rungsprävention ist relevant, dass 83 % der Muslime der Aussage zustimmen, es mache 
sie wütend, wenn nach einem Terroranschlag als Erstes die Muslime verdächtigt wer- 
den (ebd.: 16). Muslime sehen sich also weitgehend als Angehörige einer „angegriffe- 
nen Religion“ – und dies unabhängig, ob sie eher fundamentalistische Glaubensvorstel- 
lungen haben oder nicht. Der Anschluss an eines der zentralen Ideologeme des Islamis- 
mus, dem „war on Islam“, ist nahe liegend. 

Zwangsläufig ist damit auf die Ebene des „home-grown-Terrorismus“ verwiesen, auf 
die Frage der sozialen Integration über einen langen Zeitraum in Deutschland und auf 
Fragen der Prävention. Immerhin kommen Pollack u.a. (2016) auch zu dem Ergebnis, 
dass die zweite und dritte Generation der Türkeistämmigen besser integriert ist und 
weniger fundamentalistische Auffassungen bevorzugt. 

 

4.7 Schlussfolgerungen 

Die Analyse zum Phänomen Islamismus in Berlin hat sehr unterschiedliche, teilweise 
sich widersprechende Befunde zutage gefördert. Die Gründe hierfür liegen zunächst 
auf der methodischen Ebene. Wie eingangs dargestellt, rekurrierte die Analyse auf un- 
terschiedliche Datenbestände, die jeweils von verschiedenen Behörden erstellt wur- 
den. Jede Behörde hat aber ihre eigene Perspektive auf das Phänomen und konstruiert 
es damit gewissermaßen auch in ihrem eigenen Blickwinkel. Insoweit zeigt sich auch 
hier, dass das Verständnis für das Phänomen Islamismus in hohem Maße von den zu- 
grunde gelegten Definitionen abhängt. Die Befunde verweisen darüber hinaus auf ei- 
ner inhaltlichen Ebene auf die Heterogenität des Phänomens. Es scheint tatsächlich so 
zu sein, dass sich islamistische Szenen in jeweils eigener Gestalt lokal ausbilden, dass 
also unter Berliner Salafisten bspw. der Anteil der Männer tatsächlich höher und der 
Anteil der jüngeren niedriger als im Bundesgebiet ist. Dies mag auf eine weitere Beson- 
derheit Berlins, der starken „kaukasischen Szene“ zurückzuführen sein. 

Indikatoren wie Aktivisten, Strafverfahren, Verurteilungen, Inhaftierte, Ausreisen nach 
Syrien/Irak, aber auch Internet-Aktivitäten deuten darauf hin, dass der politische und 
dschihadistische Salafismus in Deutschland unter den deutschen Muslimen zwar eine 
kleine Splittergruppe darstellt, aber, wie Steinberg schon vor einigen Jahren betont hat, 
„die am schnellsten wachsende“, die vor Nine-Eleven nur über wenige hundert Anhä- 
nger verfügte, dann aber auf mehrere Tausend angewachsen ist (Steinberg 2012, S. 6). 
Die neueren amtlichen Zahlen über die Mitglieder weisen nach oben. Der Anstieg des 
militanten Salafismus verläuft parallel zur Expansion des IS in Syrien und im Irak und 
den gleichzeitig immer ausgefeilter werdenden Rekrutierungsstrategien der Salafisten 
auch im Internet. Ob die militärische Defensive des IS zu einem Rückgang salafistischer 
Aktivitäten in Deutschland führen wird, ist offen. Wie dem auch sei, aus dem Anwach- 
sen der salafistischen Bewegung folgen Herausforderungen für Politik, Wissenschaft, 
Prävention und Repression. Zu beachten sind unter den Anhängern die in Deutschland 
geborenen Aktivisten mit Migrationshintergrund, darüber hinaus aber auch deutsche 
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Konvertiten und letztlich wohl auch ein beachtlicher Anteil von Frauen. 

Mehr als bisher zu beachten ist die tatsächliche und die mögliche soziale Basis des mili- 
tanten Salafismus. Empirisch untersuchte und belegte fundamentalistische Einstellun- 
gen unter Türkeistämmigen in Deutschland (Koopmans 2015; Pollack et al. 2016) und 
vereinzelte islamistisch auffällige Verhaltensweisen an Berliner Schulen  5.2.1 machen 
deutlich, dass es in der Bundesrepublik sehr wohl eine soziale Basis für radikale islamis- 
tische Positionen gibt, die aber noch kaum mobilisiert ist. Das könnte sich ändern, 
wenn mehrere dynamische Entwicklungen zusammentreffen: einerseits Diskriminie- 
rungserfahrungen von Migranten, objektiv verschlechterte Chancen auf dem Arbeits- 
und Wohnungsmarkt und die Ausbreitung islamischer Parallelgesellschaften und ande- 
rerseits geschickte Rekrutierungsstrategien islamistischer Gruppen. 

Die Anwerbungspraxis salafistischer Gruppen und der salafistische „Lebensstil“ bezie- 
hen sich auf unterschiedliche Phasen der Intensität und damit auf unterschiedliche Ra- 
dikalisierungsstufen. Taam u.a. (2016, S. 9 f.) unterscheiden drei Phasen: „Praktiken der 
Anwerbung“ für Einsteiger (Stufen 1 - 2), „Praktiken der Verdichtung“ (Stufen 3 - 4), die 
das Engagement verstärken und „Praktiken des Kampfes“ (Stufen 5 - 6), offensiv gegen 
die Mehrheitsgesellschaft gerichtete Aktionen. Solche zeitlichen Unterscheidungen 
müssen weiter ausdifferenziert werden. Prävention und Deradikalisierung sind aufge- 
fordert, ihre Angebote danach auszurichten, denn: Beides muss nicht nur zielgruppen- 
orientiert vorgehen, sondern auch mehr als bisher zeitliche Dynamiken der Radikalisie- 
rung und der Rekrutierung berücksichtigen. Dies setzt eine nachhaltige und präzise 
Auseinandersetzung mit dem organisierten Salafismus in Deutschland durch Akteure 
von Prävention und Deradikalisierung voraus. 

Die salafistische Szene steht unter großem Druck: Militärische Niederlagen und Ge- 
bietsverluste des IS, zurückgehende Ausreisen nach Syrien/Irak, Organisationsverbote 
und bevorstehende weitere repressive Maßnahmen nach dem Anschlag auf den Berli- 
ner Weihnachtsmarkt Ende 2016 bringen sie in Bedrängnis ebenso wie die Inhaftierung 
szenebekannter Führer wie Sven Lau. Seit 2013 verdoppelte sich die Zahl der Ermitt- 
lungsverfahren gegen Islamisten auf 780 mit rund 1000 Verdächtigen.41   Damit einher- 
gehend kletterte die Thematik Angst vor terroristischen Anschlägen Anfang 2016 auf 
Platz eins der Ängste der Deutschen (R+V Versicherung 2017), so dass von dieser Seite 
her der Legitimations- und Handlungsdruck für die politisch Verantwortlichen verstärkt 
wird. Prävention und Deradikalisierung sind besonders aufgefordert, den sich abzeich- 
nenden Primat der Repression durch intelligente und überzeugende Konzepte zurück- 
zudrängen und Akteure der Repression mehr als bisher in ihr professionelles Umfeld 
einzubeziehen. 

Die in der neueren Fachdebatte mehrfach betonte Herausbildung salafistischer Milieus 
in Deutschland insgesamt (Malthaner und Hummel 2012; Sirseloudi und Reinke 2016, 
S. 120 ff.; Goertz und Goertz-Neumann 2017) lässt sich für Berlin vorläufig empirisch 
nur unzureichend belegen, obwohl von unterstützenden sozialen Umfeldern der Akti- 
visten auszugehen ist. Anzunehmen ist, dass in West-Berliner Stadtteilen mit hohem 
Migrationsanteil solche Milieus sich am ehesten ausbilden können, weil hier Chancen 

 
41 Stand: März 2017, vgl. Ulrich: „Terrorismus – Bundeskriminalamt ist überlastet“, in: DER SPIEGEL 

11/2017, S. 26. und online: http ://w ww. spie ge l.de/pan ora ma/justiz/bundeskri minala mt -ueberla stu ng -  
 we gen -terrorer mittlungen -a-1 138208.ht ml, (Zugriff am 31.1.2018) 

http://www.spiegel.de/panorama/justiz/bundeskriminalamt-ueberlastung-wegen-terrorermittlungen-a-1138208.html
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/bundeskriminalamt-ueberlastung-wegen-terrorermittlungen-a-1138208.html
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auf eine Verbreiterung der sozialen Basis absehbar sind. Es gibt für Berlin auch keine 
Hinweise auf eigenständige, individuelle Radikalisierungen über das Internet. Wohl 
aber spielen soziale Netzwerke im Internet als Begleitung und Unterstützung eine be- 
deutsame Rolle. Insofern ist Medienkompetenz generell ein unerlässlicher Ansatz prä- 
ventiver Arbeit. Die neuerdings auch in Deutschland einsetzende Entwicklung von 
Counter-Narrativen gegen den Islamismus im Internet und die Diskussion um ihre Mög- 
lichkeiten und Grenzen (Frischlich et al. 2017) deutet ebenfalls in diese Richtung. 

Hinsichtlich des Spektrums islamistischer Straftaten fällt auf, dass es neben den elabo- 
riert islamistischen Taten, meist mit Bezug zum „Islamischen Staat“, auch solche gibt, 
die eher der Hass- bzw. Vorurteilskriminalität zuzuordnen sind. Diese Taten verweisen 
darauf, dass islamistische Versatzstücke so weit verbreitet sind, dass sie zur Legitima- 
tion von spontaner Gewalt und Hass genutzt werden können. Auch in dieser Hinsicht 
spielt das Internet eine wichtige Rolle. Ein größerer Teil dieser Taten besteht aus Hass- 
mails. 

Von Seiten der Sicherheitsbehörden sind nach 2001 das Sammeln und Speichern von 
Daten, Aktionismus und technologische Antworten die dominierenden Reaktionsfor- 
men (Schneckener 2011). Die seit 2011 erheblich ausgebauten repressiven Maßnah- 
men gegen Extremismus, Terrorismus und Salafismus und die pädagogisch/sozialarbei- 
terische Prävention und Deradikalisierung sind bislang zu wenig miteinander abge- 
stimmt. Daraus folgt die Notwendigkeit einer verbesserten Kooperation. 

Das vom Berliner Senat im Januar 2017 beschlossene Präventions- und Sicherheitspa- 
ket42 nennt unter anderem bessere Ausstattung der Polizei, soziale Integration von 
Flüchtlingen und Präventionsprogramme als Eckpfeiler des künftigen Umgangs mit is- 
lamistischem Terrorismus. In welcher Weise diese unterschiedlichen repressiven und 
präventiven Konzepte miteinander verzahnt werden sollen, bedarf weiterer Diskussion. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

42 Pressemitteilung der Senatskanzlei v. 10.1.2017: http s:// w ww.ber lin.de/rbm skzl/aktu elles/pre s se mit-  
 teilun gen/ 2017/pres se mitteil ung.549276.php  

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2017/pressemitteilung.549276.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2017/pressemitteilung.549276.php
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5 Darstellung und Analyse des Berliner Landesprogramms 

Die Auflage eines eigenständigen Landesprogramms Radikalisierungsprävention geht 
auf ein vom damaligen Innensenator Henkel (CDU) initiiertes Treffen von Vertreterin- 
nen und Vertretern der Berliner Senatsverwaltungen sowie Expertinnen und Experten 
Freier Träger aus dem Bereich Gewalt- und Extremismusprävention am 27.5.2015 zu- 
rück. Die Teilnehmer/innen waren sich einig, dass die unterschiedlichen „Handlungsan- 
sätze, Maßnahmen und Projekte [im Bereich islamistische Radikalisierungsprävention] 
intensiviert und zukünftig verstärkt aufeinander abgestimmt und koordiniert werden 
sollen.“ Das Ziel sollte sein, islamistischen bzw. salafistischen Radikalisierungsgefahren, 
insbesondere bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen, konzentriert entgegenzutre- 
ten“43  Die Landeskommission bzw. deren Geschäftsstelle arbeitete daraufhin Förder- 
richtlinien aus, auf deren Basis die Akquise geeigneter Träger und Projekte vorgenom- 
men wurde. 

Zentrale Zielsetzungen des Berliner Landesprogramms Radikalisierungsprävention sind 
erstens die finanzielle Förderung von Projekten und Maßnahmen Freier Träger und Ini- 
tiativen zur Radikalisierungsprävention und Deradikalisierung in Bezug auf Jugendliche 
und junge Erwachsene sowie zweitens die verstärkte Abstimmung und Bündelung der 
verschiedenen Maßnahmen, ihre Einbettung in eine berlinweite Gesamtstrategie und 
die Vernetzung der in diesem Bereich berlin- und bundesweit aktiven Akteure (Landes- 
kommission Berlin gegen Gewalt 2016, S. 6). 

Das Programm umfasst alle Stufen der Radikalisierung („Vermeidung, Früherkennung 
und Umkehr von Radikalisierungsprozessen“). Es geht also über das im Namen geführte 
Konzept der Prävention hinaus und beinhaltet darüber hinaus auch intervenierende 
Maßnahmen.  In den „Förderleitlinien“  werden die Ziele in dieser Hinsicht weiter präzi- 
siert. Es wird deutlich, dass es auch Berührungspunkte mit dem Bereich der Repression 
(„Deradikalisierung sicherheitsrelevanter Einzelfälle“)  gibt. 

Nach eigener Darstellung (Landeskommission Berlin gegen Gewalt 2016, S. 17 f.)44 

zeichnet sich das Landesprogramm durch folgende Merkmale aus: 

Die thematischen Schwerpunkte bzw. wichtige Zielgruppen liegen in den Bereichen: 

 Schule und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe; 

 Internet und soziale Medien; 

 Geflüchtete, mit einem besonderen Fokus auf unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge; 

 Mädchen werden als eigenständige Zielgruppe benannt; 
 Darüber hinaus soll sich das Programm u.a. an „Lehrkräfte, Sozialarbeiterinnen 

und Sozialarbeitern und Multiplikatoren im Bereich der Kinder- und Jugend- 
hilfe“ richten. 

 
Es handelt sich um ein „lernendes Programm“, „um auf aktuelle Entwicklungen 

 
43 http ://w ww.berl in.de/lb/lkbg g /lan desprogra mm/ (Zugriff am 9.2.2017) 

44 http ://w ww.berl in.de/lb/lkbg g /lan desprogra mm/ (Zugriff am 9.2.2017) und Förderleitlinien zum Berli- 
ner Landesprogramm Radikalisierungsprävention der Landeskommission Berlin gegen Gewalt (Stand: 
2.10.2015) als Download verfügbar: http ://w ww.ber lin.de/l b/lkbg g /lan desprogram m/ (Zugriff am 
9.2.2017) 

http://www.berlin.de/lb/lkbgg/landesprogramm/
http://www.berlin.de/lb/lkbgg/landesprogramm/
http://www.berlin.de/lb/lkbgg/landesprogramm/
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adäquat reagieren zu können.“ Zum Erreichen dieses Ziels wird eine wissen- 
schaftliche Begleitung eingerichtet. 

Die Ziele werden weiter differenziert (Landeskommission Berlin gegen Gewalt 2016, S. 
19): 

 „Spezialpräventive Ziele 
o Aufklärung über propagandistische Vorgehensweisen und Rekrutie- 

rungsmethoden radikaler Gruppierungen zur Gewinnung neuer Mitglie- 
der 

o Geschlechterspezifische Aufklärung über die Folgen von Radikalisierung 
und der Ausreise in Krisengebiete 

o Umkehr von Radikalisierungsprozessen und Gewaltverhalten 
o Deradikalisierung sicherheitsrelevanter Einzelfälle 

 
Neben den vorrangigen, hauptsächlich spezialpräventiven Zielsetzungen, gelten 
die folgenden Ziele mit generalpräventiver Wirkung ebenfalls als Förderziele: 

 Generalpräventive Ziele 
o Information zu und Abgrenzung zwischen Islam, Islamismus, Salafismus 

und Jihadismus 
o Entwicklung von Informationsmaterialien zu politischen, religiösen, sozi- 

alen und geschlechterspezifischen Themen 
o Förderung der Dialogfähigkeit zwischen Menschen mit unterschiedli- 

chen kulturellen und religiösen Identitäten 

o Förderung interreligiöser und interkultureller Kompetenzen 
o Förderung eines demokratischen Werteverständnisses 
o Abbau von Demokratie- und Menschenfeindlichkeit 
o Politische Bildung 
o Strategien zur Konflikt- und Problembewältigung 
o Identitätsstärkung durch Arbeit an Biografien“ 

 
Die Ziele sollen im Rahmen verschiedener „Förderschwerpunkte“ umgesetzt werden: 

 Aufklärungsworkshops an Schulen für Schüler/innen der Sek. I, der gymnasialen 
Oberstufe und der Berufsschulen sowie für Jugendliche in Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe. 

 Informations- und Aufklärungsveranstaltungen für Mädchen, junge Frauen und 
deren Eltern und Angehörige. 

 Mehrsprachige Online-Beratung / Präsenz im Internet und in Sozialen Netzwer- 
ken / Informationsmaterialien. 

 Deradikalisierung (Beratungsstelle KOMPASS) (Deradikalisierungsnetzwerk Se- 
nInnSport – DeRadNet). 

 Geflüchtete. 

 Allgemeine Projektförderung: Im Rahmen dieses Förderschwerpunkt können 
Freie Träger die Finanzierung ihrer Modellprojekte beantragen. 

 Wissenschaftliche Begleitung und Evaluation. Mit der wissenschaftlichen Be- 
gleitung wird von der Hochschule für Wirtschaft und Recht, mit der Evaluation 
die „Arbeitsstelle Jugendgewaltprävention“ betraut. 
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Es zeigt sich, dass das Landesprogramm hinsichtlich der Zielstellungen ein sehr breites 
Spektrum abdeckt. Es beinhaltet die gesamte Bandbreite möglicher Präventions- und 
Interventionsformen: von primärer Prävention über intervenierende Maßnahmen in 
unterschiedlichen Ausprägungen bis hin zu Maßnahmen im Umfeld von Repression. 
Gleichzeitig werden verschiedene Kontexte adressiert. Auch hier findet sich ein breites 
Spektrum: von Justizvollzugsanstalten über Flüchtlingsunterkünfte bis zu Schulen und 
allg. Jugendhilfe. Insofern lässt sich bereits für die Konzeptebene feststellen, dass die 
Reichweite des Programms grundsätzlich sehr weit ist. 

Entscheidungsgremium in Bezug auf das Landesprogramm ist die „Landeskommission 
Berlin gegen Gewalt“, der die Staatssekretär/innen der folgenden Senatsverwaltungen 
angehören: Inneres und Sport, Bildung, Jugend und Wissenschaft, Justiz und Verbrau- 
cherschutz, Gesundheit und Soziales und Arbeit, Integration und Frauen. Der Landes- 
kommission gehören aktuell zudem an: die Polizeivizepräsidentin, der Beauftragte des 
Senats von Berlin für Integration und Migration, der Opferbeauftragte des Landes Ber- 
lin sowie die Bürgermeisterinnen von Tempelhof-Schöneberg und Friedrichshain-Kreuz- 
berg als Vertretung des Rats der Bürgermeister. Mit dieser Besetzung sind die Voraus- 
setzungen für die Vernetzung und Abstimmung des Programms mit den verschiedenen 
Ressorts geschaffen, die tatsächlich kontinuierlich vorangetrieben wird. 

Die Geschäftsstelle der Landeskommission „Berlin gegen Gewalt“ ist für die operative 
Umsetzung des Berliner Landesprogramms Radikalisierungsprävention zuständig: 

„seine strategische Weiterentwicklung sowie die Einrichtung und Koordination 
der das Landesprogramm steuernden und beratenden Gremien (Landeskom- 
mission Berlin gegen Gewalt als Entscheidungsgremium, Koordinierungsgre- 
mium auf Verwaltungsebene, Fachaustauschgremium der geförderten Träger, 
Informations- und Beratungsgremium unter Einbeziehung von Vereinsvertre- 
ter/innen, Moscheegemeindenvertreter/innen und weiteren Praktikern, wissen- 
schaftsbasierter ressortübergreifender Qualitätszirkel). (Dokument der Ge- 
schäftsstelle der Berliner Landeskommission, P 53) 

Somit hat die Geschäftsstelle der Landeskommission eine ganze Reihe für das Funktio- 
nieren des Programms bedeutsamer Aufgaben. Aktuell betreuen zwei bis vier Mitarbei- 
ter der Geschäftsstelle das Landesprogramm. Nach eigenen Angaben binden die Tätig- 
keiten im Kontext der Zuwendungen (Finanzierung, Beantragung usw.) einen größeren 
Teil der Ressourcen. 45 

Nichtsdestotrotz wurde das Programm seit seinem Beginn bereits mehrfach verändert, 
ohne allerdings die Schwerpunkte grundsätzlich neu zu setzen. Bedeutsam ist vor allem 
die Splittung des Programms in unterschiedliche Zuständigkeiten. Im August 2017 
wurde beschlossen, dass die Projekte aus dem Bereich der primären Prävention Anfang 
2018 an die Landesantidiskriminierungsstelle übergeben werden sollen (Dokument der 
Geschäftsstelle der Landeskommission, P 77). 

 

 
 
 
 
 
 
 

45 Telefonische Auskunft eines Mitarbeiters der Geschäftsstelle der Landeskommission am 17.11.17 
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5.1 Überblick über die Projekte und Veranstaltungen 

Wie bereits ausgeführt, war es nicht möglich zu allen Projekten gleichermaßen eigen- 
ständig Daten zu erheben.46 Einige der Projekte befanden sich zum Zeitpunkt der Erhe- 
bungen in einem Anfangsstadium, sodass letztlich noch keine klaren Aussagen hierzu 
gemacht werden können. Zudem waren die Ressourcen der wissenschaftlichen Beglei- 
tung begrenzt, sodass nicht alle Projekte gleichermaßen befragt werden konnten. Die 
folgende Darstellung gibt insofern tatsächlich nur einen groben Überblick über die 
Struktur des Landesprogramms. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die geförderten Pro- 
jekte nur einen Ausschnitt der Projektlandschaft zur Radikalisierungsprävention dar- 
stellen. In einer von der Geschäftsstelle der Landeskommission erstellten Übersicht zu 
2016 werden insgesamt 60 Projekte gelistet, die Radikalisierungsprävention zum Inhalt 
haben und teils von Berliner Regelstrukturen, teils von Freien Trägern angeboten wer- 
den (P 9). Diese beziehen sich zwar nicht alle gleichermaßen auf das Phänomen Is- 
lamismus, tatsächlich lassen sich aber in dieser Hinsicht keine klaren Grenzen ziehen, 
da zum Beispiel Schülerworkshops, die ganz allgemein auf die Stärkung von Resilienz 
gegenüber demokratiefeindlichen Einstellungen zielen, auch islamistische Einstellun- 
gen einbeziehen. 

Die Projekte im Landesprogramm sind finanziell teilweise recht unterschiedlich ausge- 
stattet. Zudem hat sich die Finanzierung in der Zeit seit 2016 verändert. 2016 wurden 
13 Projekte durch die Landeskommission im Rahmen des Landesprogramms gefördert. 
In der Zwischenzeit wurden weitere Projekte aufgenommen. Aktuell (Januar 2018) wer- 
den 27 Projekte und Maßnahmen gefördert (s. Anhang auf S. 101). 

Auf Basis der Finanzierung und weiterer Merkmale lässt sich erkennen, dass das Lande- 
sprogramm seit seiner Gründung vor allem auf drei Projekten ruht. Die Gewichte unter 
ihnen haben sich in dieser Zeit aber bereits wieder etwas verändert. Die zentrale Ziel- 
gruppe „Junge Menschen“ wird über den Kontext Schule – teilweise auch über Einrich- 
tungen der Jugendhilfe - von den präventiv ausgerichteten Projekten Teach2Reach (Vi- 
olence Prevention Network / VPN) und „Wie wollen wir leben“ (Ufuq) adressiert. Die 
Projekte werden von erfahrenen Trägern umgesetzt. Sowohl bei VPN als auch bei Ufuq 
handelt es sich um Träger, die seit Jahren im Bereich Islamismusprävention aktiv und 
auch in anderen Bundesländern engagiert sind. Die Träger unterscheiden sich hinsicht- 
lich der Schwerpunktsetzungen: Während Ufuq ausschließlich im Bereich der primären 
Prävention tätig ist, deckt VPN neben dem präventiven Bereich mit dem dritten 
Schwerpunkprojekt KOMPASS auch den der Deradikalisierung ab. Zusammen mit dem 
kleineren Projekt Al Manara (VPN), das Geflüchtete als Zielgruppe hat, ist KOMPASS 
praktisch allein zuständig für den Bereich Deradikalisierung. 

Daneben gibt es Projekte, die Modellcharakter haben oder sich auf spezifische Ziel- 
gruppen beziehen. Hierzu gehört u.a. das Projekt des Trägers „Institut für Kulturana- 
lyse“, in dessen Rahmen mit einer Männer- und Frauengruppe von Geflüchteten gear- 
beitet wurde, um deren Probleme besser verstehen und damit adäquat darauf reagie- 
ren zu können. Modellcharakter hat auch das Projekt „Workshops gegen islamistische 
Radikalisierung“ des ebenfalls im Bereich Islamismus erfahrenen Trägers “ Kreuzberger 
Initiative gegen Antisemitismus (KIgA)“. Es richtet sich an junge Menschen im Kontext 

 
 

46 Ein Überblick zu den Projekten des Landesprogramms findet sich im Anhang auf S. 104. 
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Schule und entwickelt Module zur Auseinandersetzung mit dem Phänomen Islamis- 
mus. Ein Spezifikum dieses Projekts ist seine Kiezorientierung. Diese spielt auch in wei- 
teren Projekten eine wichtige Rolle. So wurden mit den Projekten der Träger „Multikul- 
turelles Jugend Integrationszentrum (MJI)“ und dem „Arabischen Kulturinstitut (AKI)“ 
zwei lokal gut verankerte Träger mit jeweils sehr spezifischen Ansätzen und Zielgruppen 
aufgenommen. Auch ihre Projekte haben experimentierenden, d.h. modellhaften Cha- 
rakter. Das Jugendzentrum hat, nachdem in dessen Umfeld zahlreiche Anwerbungsver- 
suche bekannt wurden, im Rahmen des Landesprogramms einen eigenen Ansatz zum 
Umgang mit dem Phänomen entwickelt. Das Arabische Kulturinstitut richtet sich – ba- 
sierend auf der eigenen Geschichte und Ausrichtung – an arabischsprachige Geflüch- 
tete und macht diesen Integrationsangebote. 

Neben Projekten mit starker Kiezorientierung finden sich im Landesprogramm einige 
Projekte mit ausgeprägtem Kontextbezug. So zielt „Zwischenwelten“ des Trägers 
„Gangway“ auf den Jugendstrafvollzug und adressiert dort insbesondere Geflüchtete. 
2016 wurden zudem zwei Projekte des Trägers VPN aufgenommen, die sich mit Präven- 
tion bzw. Deradikalisierung im Internet bzw. im Bereich soziale Medien beschäftigen. 

Das Landesprogramm wurde 2017 und 2018 kontinuierlich weiterentwickelt. Diese Ent- 
wicklungen können hier nicht im Einzelnen dargestellt werden. Beim aktuellen Stand 
haben die Träger VPN und Ufuq mit ihren verschiedenen Projekten nach wie vor eine 
zentrale Stellung im Landesprogramm. Eine wichtige Veränderung gab es mit der Auf- 
nahme des Trägers „Denkzeitgesellschaft“, der seit 2017 mit drei Projekten vertreten 
ist. Eines davon (Denkzeit-DeRat) soll Deradikalisierungen an jungen Menschen durch- 
führen. Die beiden anderen Projekte („Multiplikator/innenausbildung“ und „Interdis- 
ziplinäres Wissenschaftliches Kompetenznetzwerk Deradikalisierung“) sind im Bereich 
der Fortbildung angesiedelt. Bemerkenswert ist zudem der Ausbau der Kooperation im 
Bereich der Justizvollzugsanstalten. Hier arbeiten VPN, die Gesellschaft für Demokrati- 
sche Kultur (ZDK) mit der Senatsverwaltung für Justiz zusammen um die Angebote in 
diesem Bereich stärker zu vernetzen. Zudem werden Trainingsangebote an die Inhaf- 
tierten gemacht. 

Zur Abstimmung der verschiedenen Projekte und Träger führt die Geschäftsstelle der 
Landeskommission ein bis zweimal im Jahr einen Fachaustausch durch. Bislang gab es 
zwei dieser Veranstaltungen. Im Rahmen des Fachaustauschs stellen sich einzelne Pro- 
jekte vor. In den Workshops zu verschiedenen Themen werden die gesammelten Erfah- 
rungen diskutiert. 

Die Abstimmung mit der Berliner Verwaltung erfolgt im Rahmen der Landeskommis- 
sion. In den verschiedenen Koordinierungstreffen werden über die Entwicklung des 
Landesprogramms informiert und Anregungen aus den Verwaltungen aufgenommen 
(vgl. Landeskommission Berlin gegen Gewalt 2016, S. 22 f.). 

Eine weitere Plattform zur diskursiven Aufbereitung von Erfahrungen wurde mit den 
Projekten der erwähnten Denkzeit-Gesellschaft eröffnet. Allerdings handelt es sich hier 
eher um ein Angebot der Fortbildung, da in den verschiedenen Workshops verschie- 
dene Expert/innen eingeladen werden, ihre Perspektive zum Beispiel auf „psycho-sozi- 
ale Aspekte der Radikalisierung“ oder „konstruktive Präventionsarbeit“ darzustellen. 
Ein Abgleich unter den verschiedenen Projekten des Landesprogramms findet also hier 
eher nicht statt. 
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Zu erwähnen sind zwei weitere wissenschaftliche Akteure. Von der „Arbeitsstelle Ju- 
gendgewaltprävention“, die bei Camino angesiedelt ist, einem Institut mit großer Erfah- 
rung im Bereich der Evaluation, wurden sechs Projekten evaluiert47. Die wissenschaftli- 
che Begleitung durch die Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin unterstützt die 
Landeskommission bei der konzeptionellen Entwicklung des Programms (s.o.). 

 
5.2 Spezifische Analysen 

Im Folgenden werden zunächst einige vertiefende Analysen vorgestellt, die sich auf 
Kontexte und Themen beziehen, die sich im Rahmen der eingehenderen Analyse des 
Interventionsbereichs als relevant zeigten. Im abschließenden Kapitel werden diese Er- 
gebnisse entlang der zentralen Untersuchungsdimensionen (Wirkung, Reichweite, Rah- 
menbedingungen) mit den Ergebnissen aus den anderen Kapitel zusammengeführt und 
auf das Landesprogramm bezogen. 

 
5.2.1 Kontext Schule 

Schulen sind aus nahe liegenden Gründen wichtige Akteure der Prävention. 

„Sie stehen in engem Kontakt mit den meisten jungen Menschen und bieten 
den idealen Rahmen, um das Bewusstsein zu schärfen und die Widerstandskraft 
gegenüber gewaltbereiten, extremistischen Ideologien zu erhöhen, vor allem 
durch die Entwicklung von kritischem Denken“ (European Forum for Urban 
Security 2016, S. 62; vgl. a. Bozay 2017, S. 462 ff.). 

Schulen sind entsprechend ein zentraler Zugang zur entscheidenden Zielgruppe „junge 
Menschen“. 2015 lebten in Berlin ca. 330 Tsd. junge Menschen im Alter zwischen 15 bis 
24 Jahren48. Davon besuchten 184 Tsd. eine Sekundarschule oder ein Gymnasium und 
73 Tsd. eine Berufsschule (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 2017, S. 2 
u. 82). Zu bedenken ist allerdings, dass es einen großen Anteil an Schulabbrechern und 
Schuldistanzierten gibt. Von beiden Gruppen ist anzunehmen, dass sie besonders anfäl- 
lig für islamistische Radikalisierungen sind (vgl. 3.2). 2013/14 verließen neun Prozent 
die Schule ohne Abschluss. Der Anteil ist bei den Schüler/innen mit „nichtdeutscher 
Herkunftssprache“ mit knapp 15 Prozent noch einmal deutlich höher49. Nach einer 
Schätzung des Landesinstituts für Schule und Medien Berlin-Brandenburg liegt der An- 
teil der Schuldistanzierten bei bis zu 20 Prozent (circa 2 % Dropouts, etwa 3 % tendenzi- 
ell Desintegrierte, 10 bis 15 % Schulmüde „at risk“ (o.J., S. 3). Schuldistanz ist zudem 
nicht gleichmäßig verteilt. Sie tritt vor allem dort auf, wo sich auch andere Probleme 
verdichten. Ein Hinweis darauf, dass dieser Zielgruppe besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen ist. 

„Viele Berliner Regionen weisen also im mehrfachen Sinne eine hohe Belastung 
auf.  Regionen mit hoher Jugendgewalt sind oftmals zugleich im hohen Maße 
mit häuslicher Gewalt (r = 0,63*) und Kindesmisshandlungen (r = 0,31*) 

 
 

47 Vgl. http s:// ww w.berlin.de /lb/lkbg g /lan desprogra mm/ , Zugriff am 12.12.2017 

48 Statistisches Landesamt: http s:// w ww. stati stik-ber lin -bran d enburg.de/Basi sZeitreihe Grafi k/Bas - Be-  
 voel kerung sstan d.asp ?Ptyp=3 00&Sageb=12 015&creg= BBB &an zwer= 6 , Zugriff am 12.1.2017 

49             http://www.tagesspiegel.de/berlin/schulabbrecher-in-berlin-fast-jeder-zehnte-schueler-ohne-ab- 
schluss/11329048.html, Zugriff am 22.12.2017 

https://www.berlin.de/lb/lkbgg/landesprogramm/
https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/BasisZeitreiheGrafik/Bas-Bevoelkerungsstand.asp?Ptyp=300&amp;Sageb=12015&amp;creg=BBB&amp;anzwer=6
https://www.statistik-berlin-brandenburg.de/BasisZeitreiheGrafik/Bas-Bevoelkerungsstand.asp?Ptyp=300&amp;Sageb=12015&amp;creg=BBB&amp;anzwer=6
http://www.tagesspiegel.de/berlin/schulabbrecher-in-berlin-fast-jeder-zehnte-schueler-ohne-ab-
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belastet. Zudem gibt es deutliche Überlagerungen zwischen Regionen mit hoher 
Schulgewalt und hoher Schulddistanz (r = 0,37*), bezogen auf Regionen mit In- 
tegrierten Sekundarschulen.“ (Lüter et al. 2016, S. 15) 

Lehrer sind in engem Kontakt zu ihren Schülern (oder sollten es sein), sodass ihnen Ra- 
dikalisierungen tendenziell früh auffallen. In den Gesprächen mit KOMPASS und Al 
Manara zeigte sich, dass ein größerer Teil der Beratungsanfragen von Lehrern kommt 
(vgl. a. Schroer-Hippel 2017, S. 19). Gleichzeitig ist davon auszugehen, dass Schulen ei- 
nen entsprechenden Verdacht oder Vorfälle nicht melden, weil sie einen Imageschaden 
befürchten (European Forum for Urban Security 2016, S. 62). 

Nicht übersehen werden sollte, dass Schulen auch zur Radikalisierung beitragen kön- 
nen. Schulversagen, Diskriminierung durch Lehrer oder Schüler, Mobbing usw. sind Fak- 
toren, die Radikalisierungsprozesse anstoßen und befördern können. Zudem sind Schu- 
len Orte, an denen sich Schüler in Szenen und Subkulturen vernetzen. Insofern ist nicht 
ausgeschlossen, dass sich islamistisches Gedankengut auch über Schulen verbreitet. 

Die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit dem Islam und die sich daran entzünden- 
den Konflikte finden zu einem großen Teil in den Schulen statt. Die Konfliktfelder sind 
zahlreich (vgl. Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft 2010; vgl. a. 
Mühe 2010, S. 77 ff.): 

- Die Teilnahme von Mädchen an Klassenreisen, Sport- und Schwimmunterricht 
- Die Teilnahme am Sexualkundeunterricht 
- Kleidungsnormen und Speisevorschriften 
- Das Ausüben von rituellen Handlungen an Schulen und die Frage, ob hierfür 

Räume von der Schule zur Verfügung gestellt werden sollten. 
 

Die Auseinandersetzung über die Zustände in den Schulen wird auch außerhalb der 
Schulen geführt. So wird das Thema unter dem Schlagwort „konfrontative Religionsaus- 
übung“ an Schulen auch von der Presse behandelt. Das Phänomen – so der Tagesspie- 
gel  – wäre auch an Berliner Schulen zu beobachten: 

„Auch aus Berliner Schulen ist zu hören, dass pseudoreligiös motiviertes Mob- 
bing zunimmt, dass etwa salafistische ‚Gebetsflashmobs‘ organisiert und Mit- 
schüler drangsaliert werden, die sich scheuen, dabei mitzumachen, oder Mäd- 
chen bedrängt werden, die ihr Haar nicht mit einem Tuch verhüllen.“ (Tages- 
spiegel Onlineausgabe vom 7.7.201450) 

Die Autorin des Tagesspiegelartikels bemängelt die mangelnde Thematisierung dieser 
Konfliktfelder, die sie als „Mikroterror“ bezeichnet. Sie vermutet, dass dies deshalb 
nicht gemacht wird, weil die Verantwortlichen Angst hätten, als Rassisten oder als isla- 
mophob betrachtet zu werden. Weiter seien eine befürchtete Rufschädigung sowie 
Angst vor Gewalt durch radikale Schüler Motive hierfür. 

In der „Handreichung für Lehrerinnen und Lehrer an Berliner Schulen“ (Senatsverwal- 
tung für Bildung, Jugend und Wissenschaft 2010, S. 20) werden diese Konflikte eben- 
falls angesprochen. 

 

 
 

50 Caroline Fetscher: Wie Salafisten Schule machen. http ://w ww.ta ge sspi egel.de/ me inung /islami s mus -  
 wie -salafi sten -s chule- mach en /10160 006.ht ml , Zugriff am 8.3.2017 

http://www.tagesspiegel.de/meinung/islamismus-wie-salafisten-schule-machen/10160006.html
http://www.tagesspiegel.de/meinung/islamismus-wie-salafisten-schule-machen/10160006.html
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Schülerinnen, die eines Morgens mit Kopftuch zum Unterricht erscheinen, junge 
Muslime, die auf Koran, Scharia oder muslimische Gelehrte als ihre wichtigsten 
Autoritäten verweisen, Sympathiebekundungen für Osama bin Laden oder die 
Hervorhebung des Islam als beste aller Religionen, die bald die ganze Welt be- 
herrschen wird – all das sind Verhaltensweisen und Positionen von Jugendlichen 
muslimischer Herkunft, die in Schule oder Jugendclubs zu beobachten sind. 

Die Frage, ob es sich dabei um „Ausdrucksformen einer islamistischen (bzw. fundamen- 
talistischen) Ideologie“ handelt, bleibt in der „Handreichung“ offen bzw. wird tendenzi- 
ell verneint. Es wird erläutert, dass hinter derartigen Äußerungen „eine legitime und 
nachvollziehbare Suchbewegung nach individueller und kollektiver Identität, nach 
Selbstbewusstsein und Orientierung“ zum Ausdruck kommt. Als Vorschläge zum Um- 
gang mit derartigen Verhaltensweisen wird einerseits eine klare Abgrenzung „notfalls 
mit Sanktion“, anderseits ein verständnisvoller bzw. akzeptierender Umgang gefordert. 

Worch (2017, S. 44 ff.) weist im Zusammenhang mit islamistischen Einstellungen auf 
den unter – insbesondere arabisch- und türkischstämmigen Schüler/innen – weit ver- 
breiteten Antisemitismus hin. Dabei handelt es sich nicht um geschlossene Weltbilder – 
auf die man unter Schüler/innen ohnehin selten treffen wird -, sondern um ideologi- 
sche Versatzstücke, die bei muslimischen Jugendlichen vor allem dann auftreten wür- 
den, wenn sie sich „ungerecht behandelt fühlten (ebd.: 45). Worms macht im Zusam- 
menhang mit pädagogischen Ansätzen zum Umgang mit antisemitischen Einstellungen 
auf den erfahrenen, auch im Landesprogramm aktiven Träger „Kreuzberger Initiative 
gegen Antisemitismus“ (KIgA) aufmerksam. Insofern sind in diesem Bereich die Voraus- 
setzungen vorhanden, das Phänomen Radikalisierung in einem breiteren Spektrum zu 
bearbeiten. 

Besonders drastisch werden die Verhältnisse an Berliner Schulen in einer nicht-reprä- 
sentativen Studie im Auftrag des American Jewish Comittee Berlin (Theil 2017) darge- 
stellt. 

„Die Lehrerinnen und Lehrer berichteten mehrheitlich von einer gestiegenen 
Relevanz der Religion und insbesondere des Islam für die Selbstidentifikation 
der Schüler. Ein Teil der Lehrkräfte erzählte von Konflikten mit dem Schulauf- 
trag, von der Höherstellung von Glaubensinhalten über die an der Schule ver- 
mittelten Inhalte und Werte sowie von der Überprüfung des Schulstoffs durch 
religiöse Autoritäten. Die Leidtragenden seien oft moderate oder säkulare Mus- 
lime, die von einer lautstarken Minderheit unter Druck gesetzt würden, aber 
auch andere „Gruppen“ wie Atheisten, Christen oder Juden. (ebd. S. 10) 

Ein Drittel der Lehrkräfte berichtet von religiös begründeten Konflikten und demokra- 
tiefeindlichen Einstellungen. So würde ein größerer Teil der muslimischen Schülerschaft 
die Geschlechtergleichheit ablehnen (ebd.: 13). Antisemitische Stereotype sind unter 
Schüler/innen ebenso weit verbreitet (ebd.: 16) wie Verschwörungstheorien. Der Autor 
stellt fest, dass sich viele Muslime mit dem Glauben an eine „jüdisch-westliche Ver- 
schwörung“ in ihrer Opferrolle bestätigt sehen, was sie für extremistische Ideologie an- 
fällig macht (ebd.: 18). Bemerkenswert ist zudem der Hinweis auf ein „punktuelles Un- 
terstützermilieu“. Die „überwiegende Mehrheit“ würde zwar Gewalt und Terror ableh- 
nen, einige Lehrer/innen würden aber auch von Schülern berichten, die „Gewalt als 
Mittel der Durchsetzung religiöser Ziele befürworte.“ 
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„Insbesondere das muslimische Blasphemie-Verbot scheint für diese Gruppe 
ein Einfallstor zu  sein  für das Verständnis für (oder gar die Befürwortung 
von) Gewalt. Zudem berichteten die Lehrkräfte von staatsschutzrelevanten Vor- 
fällen an den Schulen, einschließlich von vermuteten oder bereits erfolgten Rei- 
sen ins Gebiet des sogenannten Islamischen Staats.“ (ebd.: 21) 

Die Studie verweist zudem auf die Bedeutung, die konfrontative Religionsausübung 
hat: 

„Mehr als die Hälfte der Lehrkräfte berichtete vom Druck innerhalb der Schüler- 
schaft, insbesondere auch auf Mädchen, sich auf eine bestimmte Weise zu ver- 
halten  oder einem strengeren Religionsbild zu entsprechen. Missionierung  für 
ein strengeres Islamverständnis finde laut manchen Befragten vereinzelt durch 
außerschulische Anwerber  statt. Die Aussagen der  Lehrkräfte legen jedoch 
nahe, dass auch die Schule selbst der Ort für das Verbreiten eines strengen 

und in manchen Fällen intoleranten Religionsbildes sein kann.“ (ebd.: 24) 

Die weite Verbreitung radikaler und gruppenspezifischer Vorurteile unter Schüler/in- 
nen (vgl. Piasecki 2017) macht diese anfällig für die Anwerbung durch islamistische 
Gruppierungen. Dass Schüler/innen häufig Anwerbungsversuchen ausgesetzt sind, 
zeigt sich auch in den Evaluationsstudien und auf Basis der eigenen Erhebungen. In der 
Evaluationsstudie zur Arbeit der „Kreuzberger Initiative gegen Antisemitismus“ (KIgA) 
durch Camino heißt es: 

„Einige Interviewpartner/innen beschreiben zugleich eine hohe und flächende- 
ckende Präsenz  von Erfahrungen mit islamistischen Anwerbeversuchen in der 
Schülerschaft. Exemplarisch  wird von einer Schulsozialarbeiterin berichtet, die 
das Thema mit einer 10. Klasse besprochen hat. Alle Schüler/innen konnten von 
entsprechenden Ansprachen berichten, die allerdings nicht im schulischen Kon- 
text, sondern im Wohnumfeld und direkt an der Wohnungstür stattfanden. In 
einem anderen Kontext wird von Ansprachen im öffentlichen Raum einer Park- 
anlage berichtet, an die sich Einladungen, gemeinsame Essen und Gesprächs- 
versuche anschlossen, an denen die betreffenden Schüler/innen allerdings das 
Interesse verloren hätten.“ (Lüter und Glock 2017, S. 21) 

Ein weiterer Beleg für die Dringlichkeit des Themas salafistische Anwerbung und Radi- 
kalisierung an Schulen sind die Aussagen eines AGIA-Polizisten51 (P41). Er berichtet von 
zahlreichen Anfragen von Lehrern, die überwiegend über die Schulpräventionsbeamten 
an die AGIA herangetragen werden. Der AGIA-Polizist betont zudem, dass die Lehrer 
bzw. die Schulen schlecht auf den Umgang mit Radikalisierten vorbereitet seien und zu- 
dem von der zuständigen Behörde allein gelassen würden. 

„Wobei meine Meinung ist eben, dass auch ganz viel Schulen letztendlich mit 
am Ball sein müssten. Ich glaube, dass die Lehrer da relativ alleingelassen wer- 
den durch ihre entsprechende Senatsverwaltung. Da nicht nur die Polizei immer 
den Feuerlöscher spielen kann, sondern dass da irgendwie in der Schule etwas 
gemacht werden muss, dass auch Lehrer darauf vorbereitet werden, wie Ju- 
gendliche ticken.“ (P 41) 

 

 
 

51 AGIA = Arbeitsgebiet interkulturelle Aufgaben (s. Özer 2016) 
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Tatsächlich finden sich in der zitierten Handreichung der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie (2010; vgl. a. European Foundation for Democracy 2017) durchaus 
Ratschläge zum Umgang mit diesen Phänomenen. Im konkreten Fall wird es aber wohl 
nicht ausreichen, eine Broschüre zu lesen. 

Demirel und Niehoff (2013, S. 34) kommen zur Einschätzung, dass unter Schülern „ge- 
schlossene islamistische Orientierungen“ eher selten sind. Sie sehen zunächst keinen 
ausgeprägten Bedarf an Deradikalisierung, wohl aber an Prävention als Schutz gegen 
die zunehmende islamistische Propaganda. Diese Einschätzung ist zunächst zwar plau- 
sibel, die Befunde der eigenen Erhebungen weisen aber in eine andere Richtung. In der 
Auswertung zu islamistischen Gefährdern im Zusammenhang mit dem DeRadNet 
spielte der Kontext Schule immerhin in vier von 17 Fällen eine wichtige Rolle (vgl. 4.2, 
S. 41). In einem Fall fiel der spätere Straftäter im Vorfeld durch religiöses Mobbing an 
der Schule auf. Zudem kommt, wie gezeigt, ein großer Teil der Meldungen zu Personen, 
die sich (vermutlich) radikalisieren, aus Schulen. Neben dem eben zitierten Polizisten 
wurde auch von den Mitarbeiter/innen von KOMPASS und Al Manara immer wieder 
von anfragenden Lehrer/innen berichtet (vgl. Schroer-Hippel 2017). Insofern ist davon 
auszugehen, dass es an Schulen zumindest große Verunsicherung hinsichtlich islamisti- 
scher Radikalisierung gibt. 

Unabhängig vom Vorkommen fortgeschrittener Radikalisierung an Schulen kann man 
im Zusammenhang mit Islamismusprävention radikale Einstellungen unter Schülern 
und konfrontative Religionsausübung nicht ausblenden. Die Atmosphäre an Schulen, in 
denen derartige Einstellungen und Probleme gehäuft auftreten, kann Radikalisierungen 
auslösen bzw. sie beschleunigen. Schulen sind im Rahmen des Landesprogramms ent- 
sprechend nicht nur in Bezug auf die Schülerschaft, sondern darüber hinaus als prekäre 
Institutionen, u.a. in Bezug auf „konfrontative Religionsausübung“ zu adressieren. 

Besorgniserregend ist auch ein Befund der „Arbeitsstelle Jugendgewaltprävention“. In 
einer Studie zeigte sich, dass von den befragten Schülern, von denen die überwiegende 
Mehrheit ausschließlich die deutsche Staatsbürgerschaft hat (64 %), sich lediglich 27 % 
Deutschland (evtl. auch in Kombination mit einem anderen Land) zugehörig fühlen 
(Bergert et al. 2015, S. 25). Wenn sich ein so großer Anteil an Berliner Schüler/innen 
nicht zugehörig zu dieser Gesellschaft sieht, d.h. für sich keine Perspektive in dieser Ge- 
sellschaft erkennen kann, dann ist dies sicher ebenfalls ein Umstand, den es im Rah- 
men von Radikalisierungsprävention zu beachten gilt. 

Edler systematisiert die sehr unterschiedlichen islamistischen „Vorfälle“ an Schulen 
und setzt sie in Bezug zu den sich daraus ergebenden Herausforderungen für Schulen 
(vgl. a. Buchheit 2016, S. 30; Nordbruch 2017) 

„Radikalisierungstendenzen können sich in der Schule in Äußerungen und im 
Verhalten von Schülerinnen und Schülern zeigen als 

a) rein pädagogische bzw. fachliche Herausforderung, 

b) Eingriff in Rechte anderer / Störung des Schulfriedens, 

c) Straftat. 

Ein Beispiel für (a) ist, wenn ein Schüler im Unterricht gegen die Demokratie ar- 
gumentiert, für (b) wenn Mitschülerinnen bedrängt werden, religiöse Kleidung 
anzulegen, und für (c) wenn ein Schüler IS-Videos an Mitschüler weiterleitet.“ 
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(Edler 2016) 

Er fordert ein „passgenaues Handlungskonzept“, das auf Radikalisierungserscheinungen 
beruht. Dieses Handlungskonzept “muss sich auf eine Typisierung von Radikalisierungs- 
erscheinungen stützen und zumindest folgende Fragen klären: 

 Wer muss bei Interventionsbedarf informiert werden? 

 Welche Informationswege sind innerschulisch festzulegen? 

 Wie ist der jeweilige Vorfall rechtlich / pädagogisch / psychologisch zu 
bewerten? 

 Wie sind die mit ihm verbundenen Risiken und Folgen einzuschätzen? 

 Welche vorgesetzten Stellen sind zu unterrichten? 

 Besteht eine Anzeigepflicht gegenüber Polizei, Jugendämtern usw.?“ 
(ebd.: o.S.) 

In der folgenden Tabelle werden die schulischen Herausforderungen, die sich auf ver- 
schiedenen Radikalisierungsstufen ergeben, im Zusammenhang mit Maßnahmen und 
Projekten des Landesprogramms dargestellt. 

Tabelle 10: Übersetzung des Stufenmodells in den Kontext Schule 
 

Prävention Intervention Repression 
 

Radikalisierungsstufen 0 1 2 – 4 5    – 6 

Kontext Schule – Phä- 
nomene 

„pädagogische Her- 
ausforderung“ – Schü- 
ler/innen zeigen Inte- 
resse an Islamismus 

Störung des Schulfrie- 
dens, z.B. wenn Mit- 
schüler/innen bedrängt 
werden, religiöse Klei- 
dung anzulegen 

Straftaten, z.B. wenn 
ein Schüler IS-Videos 
an Mitschüler/innen 

weiterleitet (§ 86 StGB) 

Tatsächliche und mög- 
liche Maßnahmen 

 
 
 
 
 
 

Angebote und Maß- 
nahmen des Landes- 
programms 

Demokratieerziehung 

0 – „Immunisierung“ 

1 – „Anregung zum kri- 
tischen Denken“ 

 
 
 

Teach2reach, „Wie 
wollen wir leben“, „die 
Freiheit, die ich 
meine“, KIgA, 

Schulvereinbarungen, 

Ordnungsmaßnahmen 
durch Schule, 

Ansprache durch Schul- 
psychologen etc., 

Hilfe von „Außen“ 

KOMPASS KOMPASS, DeRadNet, 
Polizei 

 
 

 

5.2.2 Kontext Moscheegemeinden und muslimische Verbände 

Im  zweiten Kapitel wurde bereits auf die Bedeutung des gesellschaftlichen Diskurses 
zum Islam eingegangen. Der Islam steht seit Jahren im Zentrum der deutschen und eu- 
ropäischen öffentlichen Diskussion. Die Frage, wie man zum Islam steht, entwickelt sich 
zu einer Art Demarkationslinie: Auf der einen Seite wird er als kulturelle und / oder tat- 
sächliche Bedrohung der Nation oder auch der freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung gesehen, die andere Seite sieht sich dadurch diskriminiert bzw. erkennt in der ver- 
meintlichen Exklusion einen (Aus-)Weg aus einer ohnehin unethischen, verlogenen Ge- 
sellschaft. 
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Tatsächlich ist diese zuspitzende Aussage bereits Teil des Problems, das vor allem in der 
dichotomischen und stereotypisierenden Wahrnehmung der verschiedenen Gruppen 
besteht. Weder sind alle Deutschen islamophob noch alle Muslime radikal. Es ist viel- 
mehr zwischen zahlreichen Bevölkerungsgruppen zu differenzieren, die jeweils eine ei- 
gene Perspektive und teilweise auch eigene Erfahrungen mit dem Thema haben: von 
konservativen bürgerlichen „deutschen“ Milieus über junge in Deutschland geborene 
Muslime bis zu zugewanderten Salafisten aus Afghanistan. Allen Gruppen gemeinsam 
ist, dass „der Islam“ für sie ein emotional hoch besetztes Thema und zudem ein Symbol 
ist, d.h. der Islam wird genutzt, um etwas damit auszudrücken (z.B. um zu provozieren) 
oder zu legitimieren (z.B. die eigene feindselige Haltung gegenüber Fremden). Die viel- 
schichtige Problematik wird am Beispiel deutscher Konvertiten zum Islam wie in einem 
Brennglas deutlich. Dies wird von vielen Menschen als „gegensätzlich“ zum Deutsch- 
sein betrachtet, d.h. man kann nicht gleichzeitig deutsch und muslimisch sein (Özyürek 
2015, S. 5). In dieser Situation wird ein Kopftuch auf der einen Seite zu einem Indikator 
für ein rückwärtsgewandtes Frauenbild und Radikalisierung und auf der anderen Seite 
zu einem Akt der Selbstbefreiung und Ausdruck selbstbewusster Identität. In der politi- 
schen Auseinandersetzung zeigt sich dieses Verhältnis u.a. in rechtspopulistischen Posi- 
tionen und fremdenfeindlichen Angriffen: Der Islam wird hier zum Sinnbild des Frem- 
den schlechthin. Die Gemeinsamkeit zwischen rechten und islamistischen Gruppen ist, 
dass sich beide des Islams bedienen, um ihre jeweilige politische Agenda zu legitimie- 
ren (vgl. am Beispiel Frankreich Khosrokhavar 2016, S. 117 ff.). 

Diese Situation stellt die gesellschaftliche Ausgangsbasis für ein Programm zur Radikali- 
sierungsprävention gegen Islamismus dar und verweist gleichzeitig auf eine seiner 
Kernproblematiken: möglichst differenzierte Ansätze für die verschiedenen relevanten 
Bevölkerungsgruppen zu entwickeln, ohne dabei zu einer weiteren Polarisierung im öf- 
fentlichen Diskurs beizutragen. Die Mitarbeiter/innen in den Präventions- und Deradi- 
kalisierungsprojekten  müssen das daraus resultierende Spannungsfeld in ihrer tägli- 
chen Arbeit von Fall zu Fall austarieren. Die Berater/innen von Al Manara und KOM- 
PASS berichten, dass sich viele Anfragen auf religiöse Praktiken beziehen, von denen 
die Anfragenden ausgehen, dass sie auf Radikalisierungsprozesse hinweisen. Ist ein 
Schüler, der freitags nicht mehr zur Schule, sondern in die Moschee geht, besonders re- 
ligiös, radikal oder beides? 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich die wichtige Bedeutung, die Moscheegemeinden 
und muslimischen Verbänden im Rahmen der Radikalisierungsprävention zukommt 
(vgl. European Forum for Urban Security 2016, S. 66 ff.; Change Institut 2008). Diese 
Bedeutung zeigt sich auf verschiedenen Ebenen. Auf der Mikroebene können Mitglie- 
der von muslimischen Zusammenschlüssen im Rahmen einzelfallbezogener Maßnah- 
men wichtige Aufgaben, zum Beispiel religiöse Unterweisung, übernehmen. Auf der 
Mesoebene haben muslimische Zusammenschlüsse eine strukturelle Funktion, etwa in 
dem sie sich an Schulungen beteiligen. Auf der Makroebene setzen Politik und Islam- 
verbände schließlich wichtige Rahmenbedingungen für die Radikalisierungsprävention. 
Auf allen Ebenen ist die Einbindung tendenziell ambivalent. 

Die Einbindung von Muslimen sowohl in die Radikalisierungsprävention als auch in die 
Deradikalisierung ist im Landesprogramm weit verbreitet. So wurden zahlreiche Mo- 
scheebesuche durchgeführt, die in der Literatur als probates Mittel in der Islamis- 
musprävention gesehen werden (Trautmann 2017, S. 7). Aus nahe liegenden Gründen 
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sind viele Personen, die Workshops an Schulen durchführen oder fortgeschritten Radi- 
kalisierte zur Umkehr anhalten wollen, Muslime. Begründen lässt sich dies mit der „Au- 
thentizität“, die diese Personen haben. Authentizität wiederum ist die Grundlage für 
den Zugang zur Zielgruppe (vgl. Armborst und Kober 2017, S. 13; Kober 2017, S. 233 f.; 
El-Mafaalani et al. 2016, S. 19). In der Literatur wird darauf hingewiesen, dass „Wissen 
über die Lebenswelten“ eine „notwendige Voraussetzung“ für eine „themenbezogene 
Auseinandersetzung zu  „islamistischem Extremismus“  und  zielgruppenadäquater 
pädagogischer Arbeit mit muslimisch geprägten Jugendlichen“ ist (Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017, S. 23). Wissen allein reicht aber nicht: 
Authentisch sind Mitarbeiter/innen in den Projekten dann, wenn sie vermitteln, dass 
sie wissen was es heißt, als (arabische/r oder türkische/r) Muslim/a in Deutschland zu 
leben. 

Auch wenn islamistische Radikalisierung nicht unbedingt mit einer intensiveren Ausei- 
nandersetzung mit dem Islam einhergeht (vgl. Weiss 2016, S. 107; Frindte et al. 2016, 
S. 26), so spielt der reflektierende Umgang mit Religion bei der Prävention und Deradi- 
kalisierung eine entscheidende Rolle. Erst wenn der betreffenden Person deutlich wird, 
dass die eigene Deutung des Islams nicht allein gültig sein kann, wird sie sich wieder 
zur Gesellschaft hin öffnen. Da diese Auseinandersetzung in der Regel nicht rein ratio- 
nal, sondern immer auch auf einer emotionalen Beziehungsebene stattfindet, sind au- 
thentische Personen, die in der Lage sind, eine Vorbildfunktion zu übernehmen, tat- 
sächlich ein zentraler Erfolgsfaktor von Deradikalisierung. Bedeutsam ist in dieser Hin- 
sicht auch das Angebot religiöser Beratung und Betreuung. So berichtet der interviewte 
Gefängnisimam von jungen Muslimen mit tendenziell radikalen Positionen, die sich an 
ihn als Glaubensautorität wenden. Er sieht sich zwar nicht in erster Linie im Dienst der 
Radikalisierungsprävention, meint aber, dass seine Beratungen durchaus diese Wirkung 
hätten (P 54). 

Ein weiterer wichtiger Faktor ist die Einbindung der radikalisierten Person in eine Ge- 
meinschaft. Islamistische Gruppierungen sind nicht zuletzt deshalb attraktiv, weil sie 
ein starkes Zugehörigkeits- und Gemeinschaftsgefühl vermitteln. Im Rahmen der Dera- 
dikalisierung sollte die Möglichkeit bestehen, entsprechende (Gegen-)Angebote zu ma- 
chen. Derartige Angebote sind auch fester Bestandteil der Deradikalisierungsarbeit von 
KOMPASS: 

„[Die Beratungsarbeit] unterstützt Klient/innen bei Bedarf dabei, sich in beste- 
hende muslimische Communities und Gemeinden zu integrieren, die ihnen eine 
andere Sichtweise auf ihre Religion ermöglichen. Eine zentrale Wirkannahme 
besteht darin, dass ein respektvoller, die religiöse Zugehörigkeit akzeptierender 
Umgang notwendig ist.“ (Schroer-Hippel 2017, S. 13) 

Im Rahmen primärer Prävention können Moscheegemeinden und muslimische Zusam- 
menschlüsse eine Bildungsfunktion übernehmen. Die Hessische Stiftung Friedens- und 
Konfliktforschung weist im Zusammenhang mit der Etablierung von „Gegennarrativen“ 
auf die Bedeutung von Moscheegemeinden hin: 

„Von staatlicher Seite gilt es, die Demokratieerziehung an Schulen weiter zu 
stärken. Dabei sollte man auch gemeinsam mit muslimischen Gemeinden über- 
legen, welche Art der Theologie Jugendlichen vermittelt werden sollte, um In- 
tegration und gesellschaftliche wie politische Teilhabe nicht zu gefährden. Dabei 
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muss unbedingt auch mit muslimischen Vorbildern gearbeitet werden, um dem 
Narrativ, als „Muslimin und Muslim“ ohnehin nicht erfolgreich sein zu können, 
sichtbare Gegenbeispiele entgegensetzen zu können.“52 

Bedeutsam ist die enge Zusammenarbeit auch im Zusammenhang mit der Meldung 
verdächtiger Personen an die Polizei. Der interviewte Mitarbeiter des Staatsschutzes 
meint, dass die AGIA53 einen guten Zugang zu vielen Moscheevereinen hätte, die dann 
tatsächlich auch auffällige Personengruppen melden. 

„Und da gibt’s auch Hinweise sozusagen vom Imam, dass die bestimmte Sachen 
festgestellt haben. Jetzt kommen einige nicht mehr hierher, wir waren denen 
scheinbar nicht traditionell genug oder so. Das sind ja auch immer Gradmesser 
für uns, wo man dann gucken kann, okay, wo sind denn die, denen das nicht ra- 
dikal genug war, jetzt abgeblieben. Sind die jetzt in einer anderen Moschee, ha- 
ben die selber eine Wohnungsmoschee aufgemacht, wo irgendwie man mit 15 
Leuten jetzt sozusagen ein Gebetskreis ins Leben ruft?“ (P 52) 

Bemerkenswert ist, dass offenbar auch außerhalb des Bereichs des Islamismus Mo- 
scheevereine und Polizei zusammenarbeiten. So meinte ein Ermittler in einem Intensiv- 
täterprogramm, dass bereits in mehreren Fällen die Betreuung von Tätern durch Mo- 
scheevereine erfolgte. Auch hier hat die AGIA eine wichtige Funktion, vor allem im Hin- 
blick auf die Auswahl und Kontaktanbahnung zu geeigneten Moscheegemeinden und 
Einzelpersonen (Polizei, P 82). 

Eine weitere Funktion von Moscheegemeinden im Rahmen von Radikalisierungsprä- 
vention ergibt sich auf einer strukturellen Makroebene. So wäre die Etablierung von Ju- 
gendarbeit in den Moscheegemeinden, aber auch außerhalb ein wichtiger Beitrag zum 
Empowerment junger Muslime: Religiösen Jugendlichen würde ein Raum gegeben, der 
es ihnen erlaubt, religiöse Haltungen und Einstellungen gemeinsam mit anderen Musli- 
men und unter Anleitung zu reflektieren, zu entwickeln und auszudrücken (vgl. Nord- 
bruch 2010). Das weitverbreitete Gefühl der Exklusion würde dadurch vermieden. 

Der Aufbau einer entsprechenden Jugendarbeit gestaltet sich aber schwierig. Eine Pro- 
jektmitarbeiterin verweist auf die Sehitlikmoschee (DITIB) und meint, dass diese in Be- 
zug auf die dort stattfindende Jugendarbeit eine Ausnahme darstellt. Jugendarbeit ge- 
höre traditionellerweise nicht zum Aufgabenbereich einer Moscheegemeinde. Viele 
Moscheegemeinden würden nur sehr rudimentäre Angebote an ihre Mitglieder ma- 
chen und lediglich Gebetsräume zur Verfügung stellen. Gemeindeleben im eigentlichen 
Sinn findet dort nicht statt. Entsprechend gäbe es auch keine Ansatzpunkte für die 
Etablierung von Jugendarbeit (Projektmitarbeiterin, P 44). Der interviewte Imam 
schätzt die Situation etwas abweichend ein: 

„Also, Eheberatung findet da statt. Ob das dann professionell ist und mit der je- 
weiligen Überschrift, sei mal dahingestellt. Oder Familienberatung, Erziehungs- 
beratung findet statt. Die Predigten sind ja auch gerade auf soziale Sachen aus- 
gerichtet. Der Imam vermittelt zwischen allen möglichen Beteiligten in einer Fa- 
milie und so weiter. Das ist alles da. Der Punkt ist bloß, dass es halt nicht 

 
52 http ://salafi smu s.hsfk.de/di mens ion en -de s- salafi smu s/re chtfertigung snarrati ve/ , Zugriff am 29.8.2017 

53 Bei der AGIA handelt es sich um eine Organisationseinheit der Berliner Polizei: Arbeitsgebiet interkul- 
turelle Aufgaben (Özer 2016, S. 18 ff.) 

http://salafismus.hsfk.de/dimensionen-des-salafismus/rechtfertigungsnarrative/
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institutionalisiert ist im Sinne von a) Ausbildung und b) dann eben, dass es halt 
sozusagen in die gesellschaftlichen Angebote mit vernetzt ist. Das ist das große 
Problem.“ (P 54) 

An der Sehitlikmoschee hat sich die Jugendarbeit zunächst auf ehrenamtlicher Basis 
entwickelt. In Kooperation mit Violence Prevention Network wurde diese professionali- 
siert und durch die Einstellung zuvor ehrenamtlich tätiger Mitarbeiterinnen ansatz- 
weise verstetigt. 

Der Aufbau einer muslimischen Jugendarbeit ist zudem stark von den großen muslimi- 
schen Verbänden beeinflusst. So hat sich die Haltung des DITIB durch die Einsetzung 
eines neuen Attachees zur Jugendarbeit vor zwei Jahren verschlechtert (P 44). Schwie- 
rigkeiten können auch die teilweise starken Bindungen mancher Verbände an andere 
Nationen bereiten. Bozay spricht in diesem Zusammenhang von „Kolonieorganisatio- 
nen“ und macht darauf aufmerksam, dass diese Bindungen mitunter genutzt werden, 
um damit ethnisch-religiöse Orientierungen zu fördern, die selbst extremistisch sind 
(zit. n. Piasecki 2017, S. 54; vgl. a. Brettfeld und Wetzels 2008, S. 34 ff.). 

Hinzu kommt das Fehlen einer einheitlichen Vertretung der Muslime in Deutschland, 
was das Aushandeln förderlicher Rahmenbedingungen deutlich erschwert  (vgl. Mühe 
2010, S. 42 f.). 

Zu erwähnen ist auch das Entstehen neuer muslimischer Organisationen, wie der „Ver- 
ein für Integrations- und Jugendhilfe ‚Lichtjugend‘54 oder JUMA55, in denen sich vor al- 
lem junge Muslime engagieren (Nordbruch 2010). Sie bieten nicht nur Alternativen zu 
den Angeboten der Moscheegemeinden, sie sind darüber hinaus auch ein sichtbares 
Zeichen, dass Muslime in dieser Gesellschaft einen Platz haben. In Berlin hat die Licht- 
jugend zwar kein eigenes Projekt im Rahmen des Landesprogramms, der von ihnen an- 
gebotene Gebetskreis in der Jugendstrafanstalt ist aber sicher ein wichtiger Ansatz im 
Sinne der Radikalisierungsprävention (Mitarbeiter JVA, P 55). 

Der Einbezug religiöser Akteure bzw. Personen wirft aber auch Probleme auf: Je au- 
thentischer, d.h. je konservativer zum Beispiel ein Imam ist, desto glaubwürdiger ist er, 
womit auch die Wahrscheinlichkeit für die Einbindung radikaler Kräfte steigt (Kober 
2017, S. 221). Nordbruch bezeichnet die Einbindung von muslimischen Akteuren, die 
radikale Positionen vertreten, als „kritischen Punkt“. Während einerseits die Ansicht 
vertreten wird, die Zusammenarbeit mit radikalen (nicht Gewalt legitimierenden) Akt- 
euren würde die Glaubwürdigkeit vor allem bei jungen Muslimen erhöhen, haben sich 
andererseits manche Länder, u.a. Großbritannien, dazu entschieden, diese Form der 
Zusammenarbeit nicht mehr zu fördern (Nordbruch 2013, S. 15). Die Gründe hierfür 
liegen auf der Hand. „Worst Case“-Szenario wäre die Förderung fundamentalistischer 
oder gar islamistischer Gruppierungen über die Radikalisierungsprävention56. Proble- 
matisch ist auch der Einsatz fundamentalistisch orientierter Personen im Bereich der 
Distanzierungsarbeit, auch wenn ihr Einsatz gerade hier vielversprechend ist, da der 

 

 
54 Vgl. http ://w ww.bpb.de/vera nstaltungen/dokumentation/ 186697 /integ rations -und-ju ge ndhilfe, Zu- 

griff am 15.12.2017 

55 http ://w ww.ju ma -e v.de/, Zugriff am 15.12.2017 

56 Vgl. hierzu die Auseinandersetzung um den Prediger „Abu Adam“: http ://blog.zeit.d e/ rad ikale -an sich-  
 ten/, Zugriff am 19.12.2017 

http://www.bpb.de/veranstaltungen/dokumentation/186697/integrations-und-jugendhilfe
http://www.juma-ev.de/
http://blog.zeit.de/radikale-ansichten/
http://blog.zeit.de/radikale-ansichten/
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radikalisierten Person signalisiert wird, ein Ausstieg aus einer kriminellen islamistischen 
Szene ist möglich, ohne die eigenen Überzeugungen vollständig aufgeben zu müssen. 
Zumindest widersprüchlich wäre die Wirkung von fundamentalistisch orientierten Tea- 
mern und Pädagogen im Rahmen von Schulworkshops. Sie könnten zwar glaubwürdig 
für die Abkehr von gewaltbereiten radikalen Strömungen eintreten, würden aber nicht 
gleichermaßen glaubwürdig zu den Normen einer liberalen, offenen Gesellschaft ste- 
hen.57 Die Botschaft an junge Menschen wäre fatal. 

Moscheevereine bzw. -gemeinden sind zudem Orte der Radikalisierung. Sie spielen – 
wie in den Abschnitten 4.2 und 4.4 dargestellt – eine wichtige Rolle als Treffpunkte und 
Unterstützungsorganisationen. Die Zusammenarbeit mit Moscheegemeinden ist des- 
halb in einem Spannungsfeld angesiedelt. Schröter berichtet von diesen Schwierigkei- 
ten auf Basis ihrer Untersuchung zur Kooperation mit Moscheegemeinden in Hessen. 
Sie macht darauf aufmerksam, dass die Auffassungen „normaler“ Gemeinden manch- 
mal nur schwer von extremistischen Positionen unterschieden werden können: 

„Zweifel und Zwischentöne stehen zumindest in den konservativen Moscheen 
nicht hoch im Kurs. Sie präsentieren den Islam auch als eine reine, nicht hinter- 
fragbare Wahrheit. Wer sich nicht daran hält, landet in der Hölle. Wenn man 
sich die Predigten anhört, sind sie in vielerlei Hinsicht problematisch, obwohl 
natürlich in den allermeisten Moscheen keine Gewalt gepredigt wird. Oft wollen 
sie sich jedoch von der Mehrheitsgesellschaft abgrenzen und die Jugend exklu- 
siv bei sich behalten. Musik ist für viele fromme Muslime haram, also verboten. 
Eine nicht muslimische Freundin zu besuchen, gilt für ein muslimisches Mäd- 
chen schon als problematisch, weil der Bruder vielleicht mit am Tisch sitzt.“58 

Die Zusammenarbeit mit Moscheegemeinden steht häufig unter dem Verdacht extre- 
mistischer Bestrebungen. Der Verfassungsschutz beobachtet zahlreiche Organisatio- 
nen, die aber gleichzeitig in wichtige Diskurse eingebunden sind. Es entsteht ein ambi- 
valentes Verhältnis auf beiden Seiten. Allerdings hat sich das Verhältnis zwischen Staat 
und Islamverbänden in den letzten Jahren verbessert. Das anfängliche Misstrauen, das 
nicht zuletzt auf den veröffentlichten Beobachtungen des Verfassungsschutzes ba- 
sierte, wurde abgebaut. Nachdem der Verfassungsschutz die Beobachtung einiger Ver- 
bände eingestellt hat, gibt es auf unterschiedlichen Ebenen Kooperationen (vgl. a. Kie- 
fer 2017, S. 130 f.).59 

Das ambivalente Verhältnis spiegelt sich auf der konkreten Ebene des Landespro- 
gramms wider. Insbesondere konservative Muslime, die im Bereich der Radikalisie- 
rungsprävention bzw. Deradikalisierung tätig sind, fühlen sich häufiger ausgegrenzt o- 
der gar angegriffen. So meinte ein in einem Projekt des Landesprogramms tätiger eh- 
renamtlicher Muslim in einem Workshop, er sei selbst Salafist und reagierte damit auf 
die Forderung, man müsse salafistischem Gedankengut entgegenwirken. Auch der 

 

 
57 Vgl. den Fall einer Mitarbeiterin von VPN in Hessen, die vom Verfassungsschutz geprüft wurde: 

 http ://w ww.zeit.d e/ge sel lsch aft/2017 - 03/i slam isti scher- ext remi smu s- rad iklaisi erung-deu tschlan d -  
 praevention/ko mplettan sicht, Zugriff am 21.12.2017 

58        http ://w ww. zeit.d e/ge sell sch aft/zeitgesch ehen/20 17 - 02/ m oschee verbo t-berl in -i slam -pra even -  
 tion/se ite -2, Zugriff am 17.7.2017 

59 Hintergrundgespräche mit Mitarbeiter/innen muslimischer Verbände und Zusammenschlüsse. 

http://www.zeit.de/gesellschaft/2017-03/islamistischer-extremismus-radiklaisierung-deutschland-praevention/komplettansicht
http://www.zeit.de/gesellschaft/2017-03/islamistischer-extremismus-radiklaisierung-deutschland-praevention/komplettansicht
http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2017-02/moscheeverbot-berlin-islam-praevention/seite-2
http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2017-02/moscheeverbot-berlin-islam-praevention/seite-2
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interviewte Imam berichtet von Vorbehalten gegenüber konservativen Muslimen. Für 
ihn besonders problematisch ist, dass konservative muslimische Positionen als Vorstu- 
fen islamistischer Radikalisierung betrachtet werden. 

B: Und man muss auch ganz deutlich sagen – ja, konservative islamische Ansich- 
ten müssen genauso respektiert werden wie andere religiöse Dinge und Haltun- 
gen, Strömungen, Religionen. Und nicht immer in diese Ecke gedrängt werden, 
ja, das sind schon Anfänge des Radikalismus oder irgendwie sowas. Das ist, 
glaube ich, ein ganz großes Problem. Wenn wir die Kopftuchdebatte uns an- 
schauen – es ist offensichtlich, dass dieses Thema so dermaßen… also, zum ei- 
nen von muslimischer Seite zu hoch gehängt wird, das ist ein Problem von uns, 
ja? Allerdings, die Leute, die man… auf den Rücken derer man das austrägt, sind 
ja genau die, die wir eigentlich gesellschaftlich fördern müssten. Nämlich die 
jungen Frauen, die zum Beispiel Lehrerin werden wollen und so weiter. Das ist ja 
völliger Quatsch, was wir da machen, eigentlich, als Staat. Wir drängen gerade 
die zurück, die ja diesen Schritt tun in die Gesellschaft hinein. Und mitgestalten 
wollen, Verantwortung übernehmen wollen und so weiter. (P 54) 

Trotz der Schwierigkeiten wird die Einbindung von Muslimen, die Kooperation mit Mo- 
scheegemeinden und muslimischen Verbänden aus den genannten Gründen recht ein- 
hellig empfohlen. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
empfiehlt auf Basis der durchgeführten Evaluation des Bundesprogramms eine Einbin- 
dung auf unterschiedlichen Ebenen: „Entwicklung von präventiv-pädagogischen Ansät- 
zen, die Fortbildung und Sensibilisierung zum Thema Radikalisierung sowie der Struk- 
turaufbau und Unterstützung von Ehrenamtlichen in einzelnen Moscheegemeinden“ 
(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017, S. 54 f.). 

Auch aus Polizeiperspektive wird eine Zusammenarbeit mit Moscheegemeinden emp- 
fohlen, wenngleich auch hier auf die Schwierigkeiten hingewiesen wird (Zentrale Ge- 
schäftsstelle Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes o.J.). Empfoh- 
len wird in der Polizeibroschüre vor allem eine Zusammenarbeit auf der Sachbearbei- 
ter- und weniger auf der Führungsebene. In Berlin scheint diese Empfehlung weitge- 
hend erfolgreich umgesetzt zu werden. Sowohl der interviewte Mitarbeiter des Staats- 
schutzes als auch der Mitarbeiter der AGIA meinen übereinstimmend, dass die AGIA 
einen guten Zugang zu vielen Moscheevereinen hat (P 41, P 52). Die Kooperation vari- 
iert zwar teilweise erheblich von Gemeinde zu Gemeinde. Grundsätzlich ist aber auf 
Basis gewachsener Beziehungen eine Zusammenarbeit auf breiter Basis möglich. Wie 
oben erwähnt, wenden sich auch Mitglieder von Moscheegemeinden an die Polizei 
bzw. die AGIA, wenn sie den Verdacht haben, eine Person radikalisiert sich. 

Bei dieser Form der Zusammenarbeit besteht allerdings das Risiko, dass die Moschee- 
gemeinde stigmatisiert wird. Dies ist vor allem dann zu befürchten, wenn sich die Zu- 
sammenarbeit ausschließlich auf den Aspekt der Radikalisierungsprävention bezieht. 
Moscheegemeinden und –verbände fühlen sich bei solch eindimensionalen Kooperati- 
onsangeboten zum einen verdächtigt und zum anderen durch die Fokussierung auf ein 
Thema letztlich nicht ernst genommen, mit den Forderungen und Wünschen, die sie 
selbst an Gesellschaft und Politik haben. 

Eine Gesprächspartnerin schätzt die Zusammenarbeit mit salafistischen Gemeinden 
trotz der Schwierigkeiten als sinnvoll ein. Derzeit gäbe es aber keine Kooperation mit 
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diesen Gemeinden. Selbst die Kooperation mit liberalen Moscheegemeinden ist belas- 
tet, da die beteiligten Akteure befürchten, sie würden dann der Zusammenarbeit mit 
Radikalen bezichtigt werden (Projektmitarbeiterin, P 44). Der interviewte Imam macht 
zudem auf schwierige Rahmenbedingungen aufmerksam: Moscheegemeinden fällt es 
schon allein deshalb schwer, sich aktiv an Kooperationen zu beteiligen, weil die Ge- 
meinden ganz überwiegend auf ehrenamtlichem Engagement beruhen. Die Beteiligung 
an Arbeitskreisen und dergl., die tagsüber zusammenkommen, fällt berufstätigen Eh- 
renamtlichen naturgemäß schwer. (P 54) 

 

5.2.3 Umgang mit Verdacht 

In den vorangegangenen Abschnitten wurde bereits mehrfach die Bedeutung ange- 
sprochen, die der Umgang mit Verdachtsmeldungen hat. Die Erfassung von Verdachts- 
meldungen, die Beratungsanfragen und Hilfeersuchen einschließen, und ein adäquater 
Umgang damit müssen nicht nur aus Gründen der Sicherheit wichtige Bausteine eines 
Präventionsprogramms sein. Anfragen aus der Bevölkerung und Behörden sind auch In- 
dikatoren für Bedarfslagen hinsichtlich präventiver Maßnahmen, Beratung, Fortbildung 
usw. Entsprechend große Bedeutung haben das Erkennen und die Klassifikation von Ra- 
dikalisierungsprozessen. Im Folgenden wird dieses Thema kontextübergreifend analy- 
siert. 

Diejenigen, die mit Verdacht umgehen, operieren in einem Spannungsfeld. Das Nicht- 
Erkennen fortgeschrittener Radikalisierung und das Unterbleiben entsprechender Maß- 
nahmen würde die Sicherheit gefährden, das Einleiten von überschießenden Interven- 
tionen schränkt unverhältnismäßig bürgerliche Rechte ein und stigmatisiert nicht nur 
einzelne Personen sondern unter Umständen ganze Bevölkerungsgruppen. 

Zu berücksichtigen ist zudem, dass der Umgang mit Verdacht nicht nur eine Aufgabe im 
Rahmen der professionell agierenden Radikalisierungsprävention und der Deradikali- 
sierung, sondern auch ein gesellschaftlich weit verbreitetes Phänomen ist. Die geführ- 
ten Interviews zeigten, dass Verdachtsfälle häufiger informell, ohne Hinzuziehen pro- 
fessioneller Berater bearbeitet werden. Obwohl eine adäquate informelle Regelung sol- 
cher Fälle grundsätzlich wünschenswert ist, ist zu beachten, dass Fehleinschätzungen 
und gescheiterte Versuche zu unerwünschten Effekten führen können. Nicht zuletzt 
können damit Radikalisierungen befördert werden. 

Zu vermeiden ist ein Klima bzw. eine „Logik“ des Verdachts (vgl. Kiefer 2017, S. 127). In 
diesem Klima würden sich stereotypisierende Wahrnehmungen gegenseitig bestätigen 
und verstärken. Während sich die eine Seite durch religiöse Einstellungen und Praktiken 
bedroht sieht, sieht sich die andere Seite ungerechtfertigt verdächtigt und ausgeschlos- 
sen. Insofern besteht ein großer Bedarf an Fortbildung bei Berufsgruppen, die mit dem 
Phänomen konfrontiert sind. 

Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung entstand der Eindruck, dass in Berlin un- 
ter den professionellen Akteuren in dieser Hinsicht überwiegend sehr sorgsam umge- 
gangen wird. Den meisten von ihnen ist sehr bewusst, dass im Kontext von Islamismus 
auf Stigmatisierungen und die Vermeidung von ungerechtfertigten Verdächtigungen 
von einzelnen Personen und Bevölkerungsgruppen zu achten ist und sie gehen entspre- 
chend sensibel damit um. Einige Akteure umgehen das Problem allerdings lediglich, in 
dem sie die Definition von Radikalisierung so hoch ansetzen, dass ihnen Fälle von 
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Radikalisierungen nur in sehr seltenen Ausnahmefällen begegnen können. 

Es lassen sich folgende grundlegenden Motive erkennen, die im Zusammenhang mit 
Meldungen bzw. Anfragen an Hotlines und Polizei vorkommen. Jede der Anfragen ge- 
neriert zunächst Verdacht: 

 Sorge um Angehörige, Freunde usw., z.B. weil vermutet wird, die Tochter / der 
Sohn hat Ausreisepläne. 

 Bei expliziten Verdachtsmeldungen zeigten sich folgende Konstellation: 
o So melden sich bspw. Lehrer, wenn sie bei ihren Schülern Veränderun- 

gen feststellen, die auf eine Radikalisierung hindeuten können. 
o Die Polizei der örtlichen Ebene meldet u.a. Hinweise auf Radikalisierung, 

die im Zusammenhang mit anderen Straftaten auftreten. 
o Der Verdacht kann vorgeschützt sein, wenn bspw. Flüchtlinge einen un- 

bequemen Mitbewohner loswerden wollen (Staatsschutz, P 52) 

 Selbstanzeige, um in Deutschland bleiben zu können, auch wenn dies u.U. mit 
einer Haft oder zumindest Bewährungsstrafe verbunden ist (Staatsschutz, P 52) 

 
Das Landesprogramm hat derzeit keine Stelle, von der alle Meldungen zentral aufge- 
nommen und die daraus resultierenden Maßnahmen koordiniert werden, allerdings 
werden aktuell (Februar 2018) Anstrengungen in diese Richtung unternommen. Berli- 
ner Ratsuchende können sich telefonisch entweder an die bundesweite Hotline des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge oder die Hotline des Verfassungsschutzes 
wenden. Das BAMF verweist Ratsuchende in Fällen, die eine intensivere Betreuung be- 
nötigen, an das Projekt KOMPASS des Trägers VPN oder direkt an die Polizei. Es ist un- 
bekannt, wie der Verfassungsschutz verfährt. Ansonsten wenden sich Ratsuchende zu 
einem größeren Teil an die lokale Polizei (P 36). Die Meldewege verlaufen dabei über 
bereits bestehende Beziehungen. So haben Polizei-Abschnitte mit engem Bezug zu 
Flüchtlingsunterkünften häufiger mit Anfragen aus den entsprechenden Unterbringun- 
gen zu tun. Schulen wiederum würden sich häufiger an die Präventionsbeauftragten 
wenden (P 41). Von der lokalen polizeilichen Ebene werden 3 - 5 Anfragen pro Woche 
an den Staatsschutz weitergeleitet (P 52). Im Interview mit einem lokalen Polizeibeam- 
ten zeigte sich zudem, dass Fälle, die sich schnell und unproblematisch klären lassen, 
nicht unbedingt weitergeleitet, sondern informell „erledigt“ werden (P 41). Zudem mel- 
den sich Ratsuchende auch bei den Projekten im Landesprogramm, allen voran bei 
KOMPASS (P 27). 

Der Staatsschutz selbst sieht das Meldewesen als deutlich verbesserungsfähig und be- 
anstandet u.a. auch intern fehlende Ressourcen für die Koordinierung mit den lokalen 
Polizeidienststellen. Auffällig ist der polizeiinterne Befund, dass als nicht sicherheitsre- 
levant eingestufte Anfragen lediglich dokumentiert und dann abgelegt, aber keine prä- 
ventiven Maßnahmen ergriffen werden (P 52). Es stellt sich die Frage, warum diese 
Fälle nicht an KOMPASS (VPN) weitergeleitet werden. 

Der Umgang mit Verdachtsmeldungen, die auf eine fortgeschrittene Radikalisierung 
verweisen, fällt innerhalb des Landesprogramms zu gleichen Teilen in die Zuständigkei- 
ten der Sicherheitsbehörden, insbesondere der Polizei, und dem Projekt KOMPASS 
(VPN). Das Deradikalisierungsnetzwerk ist die Plattform, in der sich die beteiligten Ak- 
teure koordinieren. 
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DeRadNet: „Das Berliner Deradikalisierungs-Netzwerk soll sicherheitsrelevante 
Fälle in einem fortgeschrittenen Radikalisierungsstadium bearbeiten. Ziel der 
Projektarbeit soll es sein, bei bereits radikalisierten Personen Distanzierungs- 
und Deradikalisierungsprozesse von dschihad-salafistischem Gedankengut ein- 
zuleiten und eine Demobilisierung gewaltbereiter Personen zu erreichen. Dabei 
geht es konkret v.a. darum, die Jihadisten von der Bereitschaft zur Ausübung 
terroristischer Gewalt abzubringen, Ausreisen gewaltbereiter junger Männer zu 
verhindern, die in den Bürgerkriegsgebieten von Syrien und Irak am Kampf teil- 
nehmen wollen. Gleichzeitig zielt die Arbeit auf die Demobilisierung und Dera- 
dikalisierung von Jihad-Rückkehrern. Im Rahmen des Projektes geht es aus- 
drücklich nicht um eine allgemeine Präventionsarbeit. 

Das Projekt richtet sich an Jugendliche und junge Erwachsene, die einem is- 
lamistischen Radikalisierungsprozess unterliegen und noch keine Ausstiegsmoti- 
vation formulieren sowie an junge Menschen, die sich von der salafistischen 
bzw. dschihadistischen Szene distanzieren wollen. Des Weiteren sollen auch die 
Angehörigen von ausstiegs- und distanzierungswilligen Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen mit einbezogen werden.“60 

Die im DeRadNet genutzten Merkmale zum Erkennen von Radikalisierungen definieren 
wichtige Grenzen, die über den engeren Bereich der Deradikalisierung hinaus für das 
gesamte Landesprogramm bedeutsam sind. Mit der Feststellung, dass eine Deradikali- 
sierungsmaßnahme angezeigt ist, wird die Grenze zwischen Prävention und Interven- 
tion definiert. Mit der Feststellung, dass es vorrangig um Distanzierungsmaßnahmen 
geht, geschieht dies für den Übergang zum repressiven Bereich (vgl. 3.3). 

Die Auswertung der DeRadNet-Fälle zeigt, dass die Reichweite und Wirkung dieses Gre- 
miums begrenzt ist.. Zunächst ist die Fallzahl mit ca. 40 Personen seit der Etablierung 
des Netzwerkes im April 2015 recht gering. Bezieht man ein, dass bei zwölf Personen 
die Kontaktaufnahme nicht gelingt und bei den verbleibenden Personen meist nur we- 
nige Gespräche geführt werden können, schmälert dies die erzielte Wirkung nur auf 
den ersten Blick, denn: Das Verhindern von islamistisch motivierter Gewalt lässt sich 
nur schwer quantifizieren, jeder einzelne Fall kann von großer Bedeutung sein, weil 

hier Tötungsdelikte verhindert werden konnten. 

KOMPASS selbst weist 67 Betreuungsfälle aus (Schroer-Hippel 2017, S. 28). Es ist davon 
auszugehen, dass die Fälle, die im Rahmen des DeRadNet bearbeitet wurden, darin 
enthalten sind. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass es offenbar zahlreiche Gesprä- 
che mit Angehörigen, Lehrern und weiteren mehr oder weniger betroffenen Personen 
gab. KOMPASS übernimmt dabei zudem eine Art Vermittlerrolle zu den jeweiligen Kon- 
texten, vor allem JVA und Schule. Angesichts der wenigen Fälle, die im DeRadNet be- 
treut werden, stellt sich die Frage, was mit den verbleibenden 840 aktiven Salafisten, 
die der Verfassungsschutz für Berlin ausweist, geschieht (s. 4.1). 

Entscheidend für die Zusammenarbeit im Bereich zwischen Intervention und Repres- 
sion ist die Koordinierung der Zusammenarbeit zwischen den Akteuren. Aufgaben und 

 

 
60 Pressemitteilung auf der Website der Berliner Senatsverwaltung für Inneres und Sport: 

 http s://w ww.b erlin.de /s en/in neres/pres se /pres se mittei lungen/20 15/pre s se mitteilun g.2 83095.php  , 
Zugriff am 12.1.2017 

https://www.berlin.de/sen/inneres/presse/pressemitteilungen/2015/pressemitteilung.283095.php
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Zuständigkeiten sind klar festzulegen, der Austausch von Informationen muss strikt ge- 
regelt sein. Dies wird sowohl von der Polizei als auch von VPN so gesehen und von den 
Mitarbeitern so umgesetzt, auch wenn im Einzelfall das Austarieren der verschiedenen 
Interessen schwierig sein mag. 

Bei der Regelung der Zusammenarbeit hat die Klassifikation der unter Radikalisierungs- 
verdacht stehenden Personen eine herausragende Rolle (s. 3.3). In diesem Zusammen- 
hang geht es in erster Linie um das Einschätzen der von der Person ausgehenden Ge- 
fahr, d.h. ob zu erwarten ist, dass die Person in absehbarere Zeit erhebliche Straftaten 
begehen wird. Diese Festlegung verringert die Schwierigkeiten hinsichtlich der prekä- 
ren Aspekte der Kooperation nur teilweise, da die Klassifizierung der Person im DeRad- 
Net erfolgt und hierzu Informationen auszutauschen sind. Tatsächlich ist eine lediglich 
punktuelle Kooperation zwischen den Sicherheitsbehörden und KOMPASS nicht sinn- 
voll. Es muss grundsätzlich möglich sein, dass die Polizei Informationen zu Szenen und 
Personen an KOMPASS weiter gibt, die ihr bei Ermittlungen bekannt werden, die aber 
zunächst kein akutes Sicherheitsrisiko darstellen. Umgekehrt können die Mitarbei- 
ter/innen von KOMPASS bei der Weitergabe von Hinweisen nicht so lange warten, bis 
die jeweilige Person Straftaten begangen hat. 

Die Auswertung der DeRadNet-Fälle zeigte, dass sich intervenierende und repressive 
Maßnahmen in der Praxis verschränken. Wenn der Polizei im Rahmen der Aufgaben- 
wahrnehmung Kontaktmöglichkeiten zu den Klienten und deren Umfeld bekannt wer- 
den, werden diese an VPN weitergeleitet.“ Ähnlich verhält es sich innerhalb des „re- 
pressiven“ Kontextes Justizvollzugsanstalt. Auch hier wird eng mit den Mitarbeitern der 
JVA zusammengearbeitet und die VPN-Mitarbeiter erhalten Informationen. 

„Wir haben ja auch Fälle, wo wir aus der Justiz angerufen werden, aus den Ge- 
fängnissen, da gibt es die Sozialarbeiter, dann gibt es die Gruppenleiter, mit de- 
nen wir sprechen können. Die haben ja meistens die Akte vorliegen, wo wir na- 
türlich auch noch mal Zusatzinformationen bekommen.“ (Projektmitarbeiter, P 
27) 

Für die Mitarbeiter/innen von KOMPASS gestaltet sich nicht nur der Übergang von in- 
tervenierenden zu repressiven Maßnahmen, sondern auch der von präventiven zu in- 
tervenierenden Maßnahmen prekär. Die Mitarbeiter/innen von KOMPASS haben die 
Aufgabe, Verdachtsmeldungen zu prüfen. Lässt sich der Verdacht nicht auf einfache 
Weise ausräumen, sind die Mitarbeiter/innen darauf angewiesen, sich Informationen 
zu beschaffen, die hierzu hilfreich sind. Im Evaluationsbericht heißt es hierzu: 

„In dieser Phase werden Informationen über den/die Jugendliche/n eingeholt, 
um sich ein umfassendes Bild von seiner/ihrer Situation und möglichen Radikali- 
sierung zu machen. Dies geschieht in der Regel über die Personen aus dem Um- 
feld des/der Jugendlichen, die den Fall gemeldet haben, z.B. Angehörige, Leh- 
rer/innen, Mitarbeiter/innen einer Haftanstalt. Die Berater/innen bieten dabei 
immer persönliche Gespräche an. Darüber hinaus nehmen sie in der Regel Kon- 
takt zu weiteren Personen aus dem Umfeld des/der Jugendlichen auf, um zu- 
sätzliche Informationen zu bekommen. Sie suchen das Gespräch mit weiteren 
Angehörigen, Lehrer/innen, Schulsozialarbeiter/innen usw. In regelmäßigen 
Fallbesprechungen findet ein Austausch der Berater/innen über den/die Kli- 
ent/in statt.“ (Evaluation Kompass, P62: 19) 
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Im Bereich Deradikalisierung gehören die Informationsbeschaffung und die Kontaktauf- 
nahme zu der unter Radikalisierungsverdacht stehenden Person sicher zu den schwie- 
rigsten und zugleich problematischsten Aufgaben (vgl. Kober 2017: 234 f.). Für beide 
bieten sich kontextspezifische Ansätze und der Einbezug von Personen aus dem Umfeld 
der Person an. So besteht im Kontext Schule die Möglichkeit, die unter Verdacht ste- 
hende Person zunächst über Workshops in der Klasse kennenzulernen. Den KOMPASS- 
Mitarbeiter/innen kommt dabei die gute Vernetzung und die starke Präsenz des Trägers 
VPN im Landesprogramm zugute. Die Aufgabe ist auch hier das Austarieren von Sicher- 
heitsinteressen und das Vermeiden von überschießenden Interventionen und Stigmati- 
sierungen. 

„[…] Weil, mit dieser Herangehensweise [zunächst einen Workshop in der 
Klasse des betroffenen Schülers durchzuführen], was mein Kollege gerade be- 
schrieben hat, so schützt man ja auch den Schüler vor Stigmatisierung in der 
Klasse. Sobald man den Jugendlichen oder den Schüler direkt ansprechen 
würde und wenn sich das herumspricht, dann herrscht wieder eine ganz andere 
Dynamik in der Klasse. Nicht, dass er dann gehänselt oder gemobbt wird oder 
irgendwie unschöne Dinge einfach entstehen. Aus diesem Grund geht man sen- 
sibel mit der Thematik um.“ (Projektmitarbeiterin, P 27) 

Ähnlich verhält es sich im Kontext Justizvollzugsanstalt. Auch hier werden Angebote der 
JVAs genutzt, um sich der betreffenden Person zu nähern. Auch innerhalb dieses Kon- 
textes kommt den Mitarbeiter/innen der Deradikalisierungsmaßnahmen das weitver- 
zweigte Netzwerk zugute, dass VPN über die Jahre aufgebaut hat. Auch der interviewte 
Gefängnis-Imam würde sich fallbezogen an Deradikalisierungsmaßnahmen beteiligen. 
Allerdings wurde ein entsprechendes Anliegen bislang noch nicht an ihn herangetra- 
gen. Grundsätzlich sei es zwar so, dass sich die Seelsorge selbstverständlich nicht in den 
Dienst der Deradikalisierung stellen lassen könne. Er selbst sei aber durchaus dazu be- 
reit, einzelfallbezogen in diesem Sinn zu wirken und schließt eine Zusammenarbeit mit 
Mitarbeitern von KOMPASS wenigstens nicht grundsätzlich aus (P 54). 

Im Gespräch mit den Mitarbeiter/innen von KOMPASS zeigte sich der Bedarf, einzelfall- 
bezogener Unterstützung bei der Betreuung von Klienten (P 27). Sie sehen insbeson- 
dere die Notwendigkeit, die eigentlichen Deradikalisierungsmaßnahmen in einen Netz- 
werk an psycho-sozialen Diensten einzubinden. Die meisten radikalisierten Personen 
haben nicht allein ein Einstellungsproblem. Sie befinden sich zudem häufig in einer 
schwierigen sozialen Situation, haben psychische Probleme usw. Für eine nachhaltig er- 
folgreiche Deradikalisierung ist es wichtig, dass diese Probleme bearbeitet werden. 
Dies kann aber nicht allein Aufgabe der Projektmitarbeiter/innen sein. Zu bedenken ist 
in dieser Hinsicht auch, dass radikalisierte Personen häufig vom nahen sozialen Umfeld 
gemeldet werden. Dabei mag zunächst der Wunsch im Vordergrund stehen, die Person 
von Straftaten abzuhalten, in der Regel wird damit aber auch die Hoffnung verbunden 
sein, umfassendere Hilfe zu erhalten. Die ausschließliche Konzentration auf Deradikali- 
sierungsmaßnahmen würde diese Hoffnungen enttäuschen. Mittelfristig würde dies 
das Vertrauen in die Beratung untergraben und zu einem Rückgang der Anfragen füh- 
ren. 
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6 Abschließende Analyse – Empfehlungen 

Im Hinblick auf die „Passung“, d.h. die Angemessenheit eines Präventions- und Deradi- 
kalisierungsprogramms, sind vor allem drei Dimensionen zu beachten: die Wirksamkeit, 
die Reichweite sowie fördernde und hemmende Rahmenbedingungen. Diese drei Di- 
mensionen sind zwar analytisch, aber nicht praktisch zu trennen (s. 2.2). 

 

6.1 Wirkungen und Nebenwirkungen 

Wie weiter oben dargestellt, lässt sich die Wirkung des Programms, also die Verhinde- 
rung von konkreten Radikalisierungen und ggf. von Straftaten, nicht messen. Zu berück- 
sichtigen ist in dieser Hinsicht, dass nicht allein die Projekte und deren Wirkungen zu 
erfassen wären, sondern auch etwa repressive Maßnahmen, wie z.B. die Schließung 
von Moscheen, oder Faktoren, wie die Qualität des Diskurses zum Thema Islam in der 
Stadt. Hinzu kommen die Überschneidungen, die es mit Angeboten der Regelstruktu- 
ren bzw. zivilgesellschaftlicher Akteure gibt. Die Analyse der Verursachungszusammen- 
hänge hat gezeigt, dass vor allem junge Menschen in psycho-sozialen Krisen für Radika- 
lisierungen disponiert sind. Insofern hängt die Wirkung des Landesprogramms wesent- 
lich von der Einbindung und Qualität flankierender Angebote ab. 

Über die im Folgenden analysierten Faktoren und Bedingungen lassen sich lediglich po- 
tenzielle Wirkungen herausarbeiten. 

Weiter oben wurde bereits dargestellt, dass im Berliner Landesprogramm Islamismus- 
erfahrene Akteure tätig sind. Vertreter dieser Träger sind eingebunden in einen weit 
über Berlin hinausreichenden Diskurs. Diese großen und zum Teil auch die kleineren 
Träger stellen für die Projekte elaborierte Konzepte und Ansätze zur Verfügung. Bei ei- 
nem weiteren Teil der Träger fehlen zwar die Erfahrungen im Bereich der Islamis- 
musprävention, dafür bringen sie Erfahrungen und Zugänge zu relevanten Zielgruppen 
mit. Insofern ist auch hier von einem hohen Maß an Fachlichkeit und Kompetenz aus- 
zugehen. Diese Einschätzung wurde zudem durchgehend von den befragten Expert/in- 
nen geteilt. Ob die erwünschten Wirkungen im Programm erzielt werden, lässt sich auf 
dieser Basis aber nicht beantworten. Hinsichtlich der Vermeidung unerwünschter Wir- 
kungen, insbesondere von Stigmatisierungsprozessen, dürfte die große Erfahrung der 
verschiedene Träger tendenziell schützen. 

Die von der „Arbeitsstelle Jugendgewaltprävention“ durchgeführten Evaluationen be- 
stätigen diese Einschätzungen. Die Wirkannahmen der Projekte stimmen mit den in der 
Literatur dargestellten Faktoren und Zusammenhängen überein. Auch in den Evaluatio- 
nen wird den Projekten ein hohes Maß an Fachlichkeit attestiert. Sie verfügen über 
spezifische Erfahrungen mit der Zielgruppe oder bringen weitere Ressourcen mit, die 
wichtige Voraussetzungen für einen Erfolg sind. Die Evaluationen machen aber auch 
auf einige Probleme aufmerksam, die die Wirkung negativ beeinflussen bzw. zu uner- 
wünschten Wirkungen führen könnten. So wird in Bezug auf das Projekt des Jugend- 
zentrums (MJI) auf ein „Spannungsfeld“ hingewiesen, in dem auch andere Projekte 
agieren (Bergert und Sträter 2017, S. 30). Es entsteht dann, wenn die Projekte präven- 
tive und intervenierende Ansätze mischen. Intervenierende Maßnahmen haben poten- 
ziell eine stigmatisierende Wirkung. Wird diese nicht bedacht und werden keine Lösun- 
gen hierfür gefunden, besteht die Gefahr, dass u.a. der niedrigschwellige Zugang zur 
Zielgruppe unterminiert und Vertrauen verloren wird. Mit dieser Herausforderung 
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sehen sich – wie im Abschnitt  5.2.3 dargestellt – insbesondere die Mitarbeiter/innen 
von KOMPASS im Übergangsbereich von Intervention zur Repression konfrontiert. Sie 
haben in jedem Fall abzuwägen, ob die jeweilige Zielperson mit den zur Verfügung ste- 
henden Interventionen erreicht werden kann oder ob die Sicherheitsbehörden einbe- 
zogen werden müssen. 

Ein weiterer interessanter Befund der Evaluationen, der möglicherweise auf problema- 
tische Wirkungen hinweist, ergibt sich aus den Ergebnissen der Vorher-Nachher-Befra- 
gung der an den Workshop teilnehmenden Schüler/innen. Es zeigte sich bei zwei Pro- 
jekten, dass sie nach den Workshops zu einem geringen Teil fundamentalistischere Ein- 
stellungen hatten als vorher (Glock und Lüter 2017, S. 24 ff.; Lüter und Glock 2017, S. 
33 ff.). Die Autor/innen der Evaluationsstudien führen dies auf die erhöhte Aufmerk- 
samkeit zurück, die die Themen Religion und Geschichte durch den Workshop erhalten. 
Es ist durchaus plausibel, dass durch das Ansprechen von Diskriminierung und Islam- 
feindlichkeit, sich Einstellungen zunächst radikalisieren. Es stellt sich aber auch die 
Frage, ob mit den genutzten Items tatsächlich Orientierungen erfasst wurden, die im 
Programm adressiert werden. Kritik an der Validität der genutzten Items und den in der 
Auswertung gezogenen Schlüssen kam auch aus den Projekten (Projektmitarbeiterin, P 
86). 

 

6.2 Vollständigkeit / Reichweite / Fokussierung 

Eine Einschätzung zur Frage, ob das Programm alle relevanten Zielgruppen erreicht, 
lässt sich auf Basis der Literatur- und Phänomenanalyse sowie dem entwickelten Mo- 
dell zu den Radikalisierungsstufen und –kontexten abgeben. 

Zunächst ist festzuhalten, dass mit den im Programm festgelegten Förderschwerpunk- 
ten grundsätzlich ein breites Spektrum an Zielgruppen in unterschiedlichen Kontexten 
adressiert wird. Insoweit wird das Programm der Heterogenität des Phänomens Is- 
lamismus gerecht. 

Zu berücksichtigen ist zudem, dass auch außerhalb des Landesprogramms Angebote 
zivilgesellschaftlicher Träger, aber auch von Regelstrukturen vorhanden sind, die das 
Phänomen Islamismus mehr oder weniger adressieren und so Radikalisierungen ver- 
hindern können. Ohnehin sind die Übergänge zwischen anderen Präventionsansätzen 
(z.B. in Bezug auf Kriminalität allgemein), psycho-sozialen Hilfeangeboten und dem Lan- 
desprogramm zum Islamismus an vielen Stellen fließend. Geht man von der Analyse 
der Radikalisierungsfaktoren aus, sollten Integrationsangebote an Geflüchtete ebenso 
präventiv in Bezug auf islamistische Radikalisierung wirken wie Projekte, die das Zu- 
sammenleben zwischen Muslimen und Nicht-Muslimen verbessern. In dieser Hinsicht 
ergibt sich für das Landesprogramm der Bedarf, die unterschiedlichen Ansätze zusam- 
menzuführen und aufeinander abzustimmen. 

Die detaillierte Analyse zeigte, dass es spezifische Gruppen gibt, die mit ebenso spezifi- 
schen Angeboten angesprochen werden sollten. 

Junge Menschen sind die zentrale Zielgruppe des Programms. Unsere Analysen haben 
gezeigt, dass dies dem Phänomen entspricht, auch wenn für Berlin anzunehmen ist, 
dass der Altersdurchschnitt in der salafistischen Szene höher als im Bundesgebiet ist (s. 
4.1  4.1.2). Prominent sind insbesondere schulische Ansätze, die den zentralen Zugang 
zu dieser Zielgruppe darstellen. Bei genauerer Betrachtung erweist sich das Spektrum 
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der Zugänge aber als eingeschränkt. So bietet sich eine stärkere Differenzierung nach 
Altersstufen und Schultypen an. Auch der Bereich der Jugendhilfe scheint ausbaufähig 
zu sein. Das Modellprojekt eines Jugendzentrums im Landesprogramm verweist in die- 
ser Hinsicht auf den Einbezug von Institutionen der Jugendhilfe, die besonders mit dem 
Phänomen, zum Beispiel in Form massiver Anwerbungsversuche, konfrontiert sind. 
Vielversprechend erscheinen hier Ansätze, die kiezbezogen verschiedene Akteure mit- 
einander vernetzen und auf diese Weise kontextübergreifend arbeiten. Im Rahmen des 
Landesprogramms sollte es zudem die Möglichkeit geben, flexibel auf sich wandelnde 
Bedarfslagen zu reagieren. Islamistische Gruppen und Szenen können sich teilweise 
schnell entwickeln, verschwinden aber auch schnell wieder. Zudem wirken sie zunächst 
überwiegend lokal. 

Weitgehend unberücksichtigt bleiben innerhalb der Zielgruppe „junge Menschen“ zwei 
Gruppen, die im Hinblick auf islamistische Radikalisierung besonders gefährdet sind. 
Dabei handelt es sich zum einen um Schulabbrecher und Schuldistanzierte. Es ist davon 
auszugehen, dass sich radikalisierende Schüler/innen die Schule nicht mehr regelmäßig 
oder überhaupt nicht mehr besuchen. Für diese Zielgruppe ist zu überlegen, ob An- 
sätze der aufsuchenden Jugendarbeit besser geeignet sind (s. Abschnitt 5.2.1). Zum an- 
deren sollten junge Menschen mit polizeilichen Vorerkenntnissen mit eigenen Ansätzen 
berücksichtigt werden. Diese Gruppe ist nicht nur besonders radikalisierungsgefährdet, 
da ihr die islamistische Ideologie die Umdeutung ihres „gesellschaftlichen Störverhal- 
tens“ in „religiös gerechtfertigte Devianz und Gewalt“ erlaubt (Schirrmacher 2017, S. 
60 f.). Sie stellt zudem aufgrund der kriminellen Erfahrungen und vorhandener Bezie- 
hungen zu kriminellen Strukturen ein besonderes Gefahrenpotenzial dar. Die Erhebun- 
gen hierzu, u.a. bei täterorientiert arbeitenden Dienststellen der Polizei (vgl. Der Poli- 
zeipräsident von Berlin 2017, S. 143 ff.), haben zwar keinen akuten Bedarf ergeben, es 
zeigte sich aber, dass unter Intensivtätern milieuspezifische Einstellungen und Verhal- 
tensweisen vorhanden sind, die Berührungspunkte zum radikalen Islamismus aufwei- 
sen. So werden ethnische, aber auch religiöse Zugehörigkeiten zur Legitimation von 
Straftaten genutzt (P 82). Ohnehin hat sich gezeigt, dass die Polizei nicht nur mit dem 
„Staatsschutz“ (LKA 5) in die Auseinandersetzung mit dem Islamismus einbezogen ist, 
sondern mit zahlreichen weiteren Dienststellen. Dies beginnt mit Präventionsstellen 
auf unterschiedlichen Ebenen, setzt sich fort über die auf den Direktionen angesiedel- 
ten Dienststellen der AGIA (Arbeitsgebiet interkulturelle Aufgaben) und endet lokal auf 
den verschiedenen Abschnitten. 

Im Landesprogramm werden Mädchen und junge Frauen durch mehrere Projekte expli- 
zit adressiert. Dies ist auf Grundlage der Phänomenanalyse als angemessen zu bewer- 
ten, obwohl sich mit einem relativ niedrigen Frauen- bzw. Mädchenanteil auch in die- 
ser Hinsicht eine Besonderheit Berlins gezeigt hat (s. 4.1.2). 

In Bezug auf die Reichweite des Programms ist zu berücksichtigen, dass mit jeder Radi- 
kalisierungsstufe (s. 3.3, S. 30) der jeweilige Personenkreis kleiner wird. Allgemeinprä- 
ventive Maßnahmen adressieren also eine weitaus größere Zielgruppe als Maßnahmen 
zur Deradikalisierung oder Distanzierung. Grundsätzlich kann festgehalten werden, 
dass für alle Bereiche nur ein geringer Teil der Gesamtgruppe erreicht wird. Allerdings 
stellt sich die Frage, ob eine vollständige Ausschöpfung für alle Bereiche gleichermaßen 
wünschenswert oder erreichbar ist. 

Die im Abschnitt  5.2.1  dargestellten Größenordnungen der verschiedenen Zielgruppen 
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zeigen, dass im Bereich der primären Prävention eher an eine Fokussierung auf be- 
stimmte Quartiere und Kontexte zu denken ist – was diese Projekte aber hinsichtlich 
des Ansatzes in den Bereich der Intervention verschieben würde. Parallel dazu könnte 
der primärpräventive Bereich durch eine Fusionierung mit anderen Präventionsansät- 
zen (Rechtsradikalismus) und vor allem durch die Fortbildung von Lehrer/innen und an- 
derem Fachpersonal, das in engem Kontakt zu den Zielgruppen steht, in die Breite ge- 
tragen werden. 

Ein größerer, nur unzureichend adressierter Bereich innerhalb der relevanten Popula- 
tion zeigt sich auf Basis des Stufenmodells. Damit wird – wie bereits angesprochen – 
auch ein konzeptionelles Problem innerhalb des Landesprogramms sichtbar. In den In- 
terviews und Texten der Projekte ist die Vorstellung weit verbreitet, Radikalisierung be- 
ginne mit der Stufe 3. Die Stufen 1 und 2 werden kaum angesprochen (s. 3.3). Geht 
man davon aus, dass unter Muslimen radikale Einstellungen durchaus verbreitet sind 
(vgl. 4.6), eröffnet sich eine große Zielgruppe, die weitgehend nicht wahrgenommen 
wird. So überraschte in einem Interview mit Teamer/innen von Schulworkshops (P 48) 
angesichts der im Abschnitt 5.2.1 dargestellten Verhältnisse an Berliner Schulen die 
Aussage, sie wären in dem Jahr, seit dem sie Workshops durchführen, noch kein einzi- 
ges Mal auf einen radikalisierten Schüler gestoßen. 

Tatsächlich ist die Adressierung religiös begründeter fundamentalistischer Einstellun- 
gen sehr schwierig.  Es entsteht schnell der Eindruck, Muslime würden grundsätzlich 
verdächtigt und in der Freiheit der Religionsausübung beschränkt. Da diese Phäno- 
mene und Gruppen aber – indirekt – ohnehin adressiert werden, besteht die Gefahr 
von Konfusion, was letztlich wiederum das Risiko unerwünschter Nebenwirkungen er- 
höht. Die Wahrnehmungslücke in Bezug auf die Zielgruppen der Stufen 1 und 2 kann zu 
einer verkürzten Wahrnehmung von Problemlagen führen und verstellt die Möglich- 
keit, Ressourcen gezielt einzusetzen. Akzeptiert man, dass Radikalisierung lange vor der 
Bereitschaft beginnt, Gewalt anzuwenden, dann sind das geballte Vorkommen antise- 
mitischer Einstellungen oder Phänomene wie konfrontative Religionsausübung Indika- 
toren für den Einsatz von präventiven und intervenierenden Maßnahmen. Mit dieser 
Sichtweise würden zudem lokale Szenen und Milieus in den Blick genommen, von de- 
nen anzunehmen ist, dass sie eine wichtige Voraussetzung für individuelle Radikalisie- 
rungen sind. Obwohl es in dieser Hinsicht ein erhebliches Wissensdefizit gibt, so ist 
doch grundsätzlich davon auszugehen, dass Szenen und Milieus, in denen islamistische 
Denkweisen weit verbreitet sind, Radikalisierungen befördern (Malthaner und Wald- 
mann 2012; vgl. a. Böckler und Zick 2015, S. 104 ff.). Zu beachten ist zudem der in der 
Literatur häufiger zu findende Hinweis auf eine weit verbreitete islamistische Jugend- 
kultur und der Befund des Verfassungsschutzes, dass es in Berlin eine „breit angelegte 
salafistische Infrastruktur“ gibt (Senatsverwaltung für Inneres und Sport 2018, S. 29). 
Weitgehend unklar ist aber, an welchen Orten, mit welcher Intensität und auf welche 
Art und Weise sich sowohl Jugendkultur als auch Infrastruktur in Berlin etabliert haben 
und wie sie das Vorkommen von Radikalisierungen beeinflussen. 

 
6.3 Rahmenbedingungen 

In der Perspektive der wissenschaftlichen Begleitung ergeben sich vor allem zwei Berei- 
che, die entscheidend für die Weiterentwicklung des Landesprogramms sind. Auf einer 
konzeptionellen Ebene geht es darum das Programm konsistent aufzubauen, sodass 
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Reibungen und unerwünschte Nebenwirkungen vermieden werden. Auf einer operati- 
ven Ebene ist vor allem die Koordinierung des Interventionsbereichs und dessen Ab- 
stimmung mit Prävention und Repression notwendig (vgl. Landeskommission Berlin ge- 
gen Gewalt 2016, S. 18). Beide Ebenen hängen miteinander zusammen und ihr Aufbau 
und Zusammenwirken stellen wichtige Bedingungen dar, die das Programm für den Er- 
folg der Projekte und Maßnahmen setzt. 

Ein Lösungsansatz für die in den vorangegangen Abschnitten dargestellte Wahrneh- 
mungslücke und die daraus resultierenden Probleme in Bezug auf die Stufen 1 und 2 
könnte eine stärkere konzeptionelle Trennung des Programms in einen intervenieren- 
den und einen tatsächlich präventiv agierenden Bereich sein. Ein erster Schritt in diese 
Richtung wurde mit der Abgabe der Zuständigkeit für eine Reihe präventiver Projekte 
an die Landesantidiskriminierungsstelle bereits unternommen. 

Tatsächlich folgen die Bereiche Prävention und Intervention unterschiedlichen „Logi- 
ken“. Prävention ist in erster Linie auf die Stärkung von Resilienz gerichtet (vgl. a. Röss- 
ner et al. 2003, S. 8 ff.). Sie ist gerade in Bezug auf das Phänomen Islamismus als Einla- 
dung zu verstehen, sich an gesellschaftlichen Diskursen zu beteiligen. Dieses Feld ist 
pluralistisch zu gestalten, d.h. es sind vor allem zivilgesellschaftliche Akteure einzubin- 
den, die durchaus unterschiedliche Ansätze und Positionen vertreten dürfen. Für den 
Bereich der Prävention ist eine Engführung auf das Phänomen Islamismus ohnehin 
nicht angezeigt. Präventive Maßnahmen, wie etwa Maßnahmen zur Integration oder 
die Förderung zivilgesellschaftlichen Engagements werden in der Regel auch in Bezug 
auf Kriminalität und andere unerwünschte Phänomene wirken. Spezifischer auf das 
Phänomen Islamismus bezogen könnten im Bereich der Prävention Maßnahmen zum 
Empowerment von Muslimen umgesetzt werden. Angesichts der besseren konzeptio- 
nellen Klarheit könnte dies ohne die ansonsten unterschwellig vorhandenen Ambiva- 
lenzen geschehen. 

Dem steht der Bereich der Intervention gegenüber, der vor allem von der Logik des Ver- 
dachts geprägt ist und entsprechend ein sensibel auszutarierendes Handlungsfeld dar- 
stellt. Es sind sowohl der Sicherheitsaspekt als auch das Risiko ungerechtfertigter Ein- 
griffe in die Freiheitsrechte sowie Störungen des sozialen Zusammenlebens zu berück- 
sichtigen. Der Bereich erfordert ein höheres Maß an Abstimmung und Gleichförmigkeit. 
Ein adäquater Umgang mit Verdacht setzt zudem eine gute Diagnostik voraus, die beim 
derzeitigen Wissensstand  nur in Ansätzen vorhanden ist. Einfach zu handhabende Kri- 
terienkataloge, die mechanisch angewendet werden können, existieren ohnehin nicht 
(vgl. Sarma 2017). Verdachtsmeldungen sind letztlich einzelfallbezogen zu klären. Im 
Rahmen des Landesprogramms findet dies im DeRadNet und durch das Projekt KOM- 
PASS statt. Die vorhandenen Ressourcen erlauben nur die Bearbeitung einer relativ be- 
grenzten Zahl an Fällen. Unsere Untersuchungen haben aber gezeigt, dass es sich um 
ein Flächenphänomen handelt. Das Spektrum reicht vom Bekanntwerden im Kontext 
von Straftaten, bspw. von Personen im Umfeld des Täters, die nicht straffällig werden, 
aber eventuell Mitglieder eines Sympathisantenkreises sind, bis hin zu ratsuchenden 
Lehrern oder Familienangehörigen, die diffuse Befürchtungen haben (vgl. Endres 2014, 
S. 7 f.). Zudem können Hinweise von Ratsuchenden kommen, die sich über eine der 
Hotlines (BAMF, Verfassungsschutz etc.) melden, aber auch von Bürgern, die im Ge- 
spräch mit dem Polizeibeamten vor Ort Verdachtsfälle erwähnen. Zu bedenken sind zu- 
dem Fälle, in denen unterschiedliche Radikalisierungsstufen und –risiken gleichzeitig 
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auftreten. Regelmäßig ist dies bei Radikalisierungen anzunehmen, die von Schulen ge- 
meldet werden, also wenn sich zum Beispiel im Zuge von Missionierungen bereits eine 
kleine Gruppe von Interessierten gebildet hat. In Fälle mit Personen auf mehreren Radi- 
kalisierungsstufen sind entsprechend unterschiedliche Akteure einzubeziehen. 

Im Bereich der Intervention besteht entsprechend erheblicher Abstimmungsbedarf 
zwischen den verschiedenen Akteuren. Dies beginnt bei der Koordinierung der Hotlines 
mit den lokalen zivilgesellschaftlichen und behördlichen Akteuren und reicht bis zur 
Abstimmung von unterschiedlichen Maßnahmen im Umfeld von Deradikalisierungs- 
maßnahmen. Notwendig ist zudem die kontinuierliche Abstimmung im Hinblick auf die 
verwendete Diagnostik, da darauf basierend Entscheidungen über Zuständigkeiten und 
Maßnahmen erfolgen. 

Die Koordinierung des Interventionsbereichs im Landesprogramm ist auch in Bezug auf 
Angebote der Regelstrukturen notwendig. So zeigte sich in den Gesprächen mit Mitar- 
beiter/innen des Deradikalisierungsprojekts KOMPASS, dass nachhaltige Ergebnisse nur 
möglich sind, wenn die betreffenden Personen an Angebote der Regelstrukturen weiter 
vermittelt oder eingebunden werden können. Nachhaltige Veränderung von Einstellun- 
gen oder der Abbau von Gewaltbereitschaft sind bei fortgeschritten Radikalisierten nur 
dann möglich, wenn psychische und soziale Probleme der betreffenden Person aufge- 
griffen und bearbeitet werden. Mitarbeiter/innen des Deradikalisierungsprojekts ha- 
ben hierzu nur sehr eingeschränkte Möglichkeiten. Sie können weder Therapien anbie- 
ten, noch die Personen bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt unterstützen. Die 
Mitarbeiter/innen bemühen sich zwar um den Aufbau geeigneter Unterstützungsnetz- 
werke, da dies aber neben der eigentlichen Tätigkeit geschehen muss, sehen sie sich 
damit potenziell überfordert. Ähnlich verhält es sich in anderen Projekten. Eine zent- 
rale Koordinierungsstelle könnte die Projekte hierin unterstützen und damit die Rah- 
menbedingungen der Projekte deutlich verbessern. 

Koordinierungsbedarf gibt es auch in Bezug auf das Zusammenführen bereits beste- 
hender Präventionsangebote mit den Projekten des Landesprogramms. Interviews mit 
Mitarbeiter/innen der Justizvollzugsanstalten haben gezeigt, dass es dort bereits viel- 
versprechende Ansätze gibt, die in engem Zusammenhang mit der Radikalisierungsprä- 
vention stehen, aber nicht im Landesprogramm enthalten sind. Hierzu zählt die religi- 
öse Betreuung der Strafgefangenen, an der nicht nur Imame unterschiedlicher muslimi- 
scher Verbände beteiligt sind, sondern auch ehrenamtlich organisierte Akteure wie die 
Lichtjugend61. Es ist nicht notwendig, derartige Ansätze in das Landesprogramm zu in- 
tegrieren, sie sind aber damit abzustimmen. Der daraus resultierende Abstimmungsbe- 
darf kann nicht allein von den Projekten, Mitarbeiter/innen der Regelstrukturen oder 
gar ehrenamtlich tätigen Personen erbracht werden. 

Es ist zu empfehlen die Koordinierung kontextbezogen aufzubauen. Für den Kontext 
Justizvollzug wurde im Rahmen des Landesprogramms bereits ein eigenes Projekt auf- 
gelegt. Im Projekt „Maßnahmen zur Radikalisierungsprävention und De-Radikalisierung 
in Berliner JVA’s“, in dem die Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Anti- 
diskriminierung mit den Projektträgern Violence Prevention Network und der Gesell- 
schaft für demokratische Kultur zusammenarbeitet, wird ein breites Spektrum an 

 

 
61 http ://w ww.li chtjugend.de/7 2 -Verein, Zugriff am 13.12.2017 

http://www.lichtjugend.de/72-Verein
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Maßnahmen – von der Durchführung von Trainings bis zur Fortbildung von JVA-Mitar- 
beitern – angeboten und gemeinsam koordiniert. 

Darüber hinaus gibt es aktuell (Februar 2018) Anstrengungen, die Projekte und Maß- 
nahmen des Landesprogramms zum Kontext Geflüchtete in ein Gesamtkonzept „In- 
tegration und Partizipation Geflüchteter“ zu integrieren62. Ähnlichen Koordinierungsbe- 
darf gibt es auch in Bezug auf andere Kontexte. 

Am dringendsten ist die Koordinierung des Kontextes Schule / Jugendhilfe geboten. Das 
Phänomen Islamismus zeigt sich dort in einem breiten Spektrum und löst starke Verun- 
sicherung aus (vgl. 5.2.1). Es ist nicht nur ein Teil der Lehrer/innen überfordert, wenn 
es darum geht, sich im Unterricht authentisch und informiert mit dem Islam und ande- 
ren religiösen Themen auseinanderzusetzen. Schulen benötigen darüber hinaus ganz 
allgemein Unterstützung im Umgang mit religiösen Konflikten, u.a. wenn es um die Ent- 
wicklung von schulweiten Regelungen hierzu geht. Zentral ist die Problematik, sich radi- 
kalisierende Schüler zu erkennen und adäquat mit ihnen umzugehen. Angesichts der 
zahlreichen Anfragen, die aus Schulen kommen, ist zunächst an eine Fortbildung von 
Lehrer/innen zu denken. Bei gravierenden Fällen sollte es sich um professionelle Unter- 
stützung handeln, in deren Rahmen nicht nur der einzelne Fall betrachtet, sondern ggf. 
ein breiteres Unterstützungsangebot koordiniert wird. In diesem Sinn bieten sich kiez- 
orientierte Ansätze an, über die auch Moscheegemeinden eingebunden werden kön- 
nen. Darüber hinaus ist an die Einbindung bereits bestehender Präventionsprogramm, 
wie „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ zu denken.63 

Eine stärkere Koordinierung des Interventionsbereichs resultiert darüber hinaus aus 
der Notwendigkeit der Dokumentation und Auswertung der Anfragen und Meldungen. 
Dies ist zum einen notwendig, weil auf dieser Basis rasch auf aktuelle Entwicklungen 
der islamistischen Szene reagiert werden kann. Zum anderen sind Verdachtsmeldungen 
aber auch ein Indikator für Befürchtungen und Ängste in der Bevölkerung. So können 
gehäufte Verdachtsmeldungen ein Hinweis auf den Bedarf an Aufklärung und Fortbil- 
dung sein. Erst auf dieser Basis kann festgestellt werden, wo islamistische Jugendsze- 
nen aktiv sind, wo es Beratungsbedarf bei relevanten Berufsgruppen oder Verunsiche- 
rung in der Bevölkerung gibt. 

Mit einer zentralen Koordinierungs- und Dokumentationsstelle wären zudem die 
Grundlagen für die Bewertung der Modellprojekte geschaffen, die in der ersten Phase 
des Programms initiiert wurden. In einigen Projekten ging es neben der eigentlichen 
Präventionsarbeit um das Entwickeln spezifischer Zugänge zu schwer zugänglichen Ziel- 
gruppen, um die Zusammenarbeit mit Moscheevereinen und andere relevante The- 
men. Es bedarf einer eingehenden Aufbereitung der gemachten Erfahrungen und einer 
engen Zusammenarbeit mit den Projekten und Trägern, um diese Erfahrungen tatsäch- 
lich fruchtbar für das Programm zu machen. 

Für die nächste Phase der Entwicklung des Landesprogramms sollte entsprechend das 
Ziel sein, das Programm ganzheitlich weiterzuentwickeln. Aus den experimentierenden 
und tastenden Ansätzen sollten nachhaltige, gut integrierte Strukturen werden. In die- 
ser Hinsicht sollte auch das Problem der kurzen Bewilligungszeiträume angegangen 

 

 
62 Vgl. http s:// ww w.berlin.de /lb/intmig /integ ration -im-dialog /, Zugriff am 7.2.2018 

63 http ://w ww. schule -ohne-ra s s ismu s.org /starts eite/ , Zugriff am 8.2.2018 
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werden. Förderzeiträume von einem Jahr bieten den Trägern nicht genügend Planungs- 
sicherheit, um qualifizierte Mitarbeiter/innen einzustellen oder gar selbst auszubilden. 
Es hat sich zudem gezeigt, dass Träger erhebliche, teilweise ehrenamtlich erbrachte 
Ressourcen in die Entwicklung von Ansätzen und Netzwerken investieren. Überra- 
schende Budgetkürzungen können nicht nur die so entstandenen Strukturen beein- 
trächtigen, sondern können auch erhebliche Frustration bei den Trägern erzeugen. 

 

 
 

6.4 Zusammenfassung und Fazit 

Zentrale Aufgabe der wissenschaftlichen Begleitung war die Prüfung der Passung: Zu 
klären war die Frage, ob das Landesprogramm eine adäquate Antwort auf die Heraus- 
forderungen durch den Islamismus darstellt. Hierzu war es notwendig, sowohl das Phä- 
nomen Islamismus in Berlin als auch das Landesprogramm detailliert zu analysieren 
und in Bezug zueinander zu setzen. 

Das Phänomen „Islamismus“ in Berlin wie auch bundesweit nimmt seit spätestens 
2011, der Gründung des Islamischen Staates zu. Gemessen an Mitgliederzahlen, Aktivi- 
täten wie Straßenwerbung („Street Dahwa“), Ausreisen in das Kriegsgebiet in Syrien, 
islamistisch motivierter politischer Kriminalität und nicht zuletzt Strafverfahren zeigt 
sich die Attraktivität für Jugendliche und junge Erwachsene. Vor allem islamistische Ak- 
tivitäten in sozialen Netzwerken (Müller et al. 2017) und mittlerweile auch Gegen-Nar- 
rative (Frischlich et al. 2017) bestärken die Bedeutung des Islamismus für die Jugend- 
kulturen. 

Dennoch bleibt festzuhalten: Auf Basis der vorhandenen Daten lässt sich mittlerweile 
zwar ein faktenreiches Bild zum Phänomen Islamismus zeichnen, die Befunde sind aber 
an einigen Stellen nicht eindeutig. Dies zeigte sich in unserer Analyse unter anderem in 
Bereichen, zu denen auch Daten aus eigenen Erhebungen zur Verfügung standen. So 
legen die Befunde der veröffentlichten behördlichen Daten eine eher geringe Bedeu- 
tung des Kontextes Schule für Radikalisierungen nahe, während die Befunde aus den 
eigenen Erhebungen und eine genauere Betrachtung des Kontextes in eine andere 
Richtung weisen. Es kann nicht genau bestimmt werden, ob die divergierenden Be- 
funde auf verzerrte Stichproben, unterschiedliche Definitionen, die Heterogenität des 
Phänomens, auf regionale Unterschiede oder andere Gründe zurückzuführen ist, sie 
zeigen aber deutlich, dass es dringend geboten ist, die empirischen Grundlagen für ein 
kontinuierliches Monitoring zu schaffen. Ein erster Schritt hierzu wäre die Dokumenta- 
tion von Beratungsfällen und -anfragen. Das Monitoring sollte dabei nicht nur fortge- 
schrittene Radikalisierungen, sondern alle Radikalisierungsstufen einbeziehen. Erst auf 
dieser Grundlage können der Handlungsbedarf und die zu wählenden Ansätze genauer 
bestimmt werden. 

Das Landesprogramm ist Teil des Diskurses zur Rolle des Islams und der Muslime in der 
Gesellschaft. Die Beteiligung von muslimischen Akteuren birgt zwar einige Schwierig- 
keiten, ist aber für den Erfolg des Präventionsprogramms unabdingbar. Das Präventi- 
onsprogramm zum Phänomen Islamismus sollte die Botschaft an die Muslime in der 
Stadt enthalten, dass ihr Engagement in dieser Gesellschaft – auch im Rahmen der Ra- 
dikalisierungsprävention – willkommen ist. So zu tun, als hätte Islamismus nichts mit 
der muslimischen Bevölkerung zu tun und als würde es sich lediglich auf einige wenige 
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Fanatiker beziehen, stellt letztlich eine Verleugnung der Realität dar. 

Islamismus wird im Rahmen des Landesprogramms im Sinn fortgeschrittener Radikali- 
sierung adressiert: Um Radikalisierung handelt es sich dann, wenn die betreffende Per- 
son dabei ist, sich konkret islamistischen Kreisen anzuschließen und Straftaten zu pla- 
nen und zu begehen. Eine derartige Definition ist für die Deradikalisierung bzw. Distan- 
zierung sinnvoll. Im Landesprogramm sollte das Phänomen aber breiter aufgefasst wer- 
den. Vorformen von Radikalisierung und Hinweise auf radikalisierungsfördernde Mili- 
eus sind zum einen in der weiten Verbreitung demokratie- und gruppenfeindlicher Ein- 
stellungen und zum anderen in konfrontativer Religionsausübung zu sehen. Der polari- 
sierende Diskurs zum Islam in Deutschland sollte im Rahmen des Landesprogramms – 
insbesondere im Präventionsbereich – deutlich angesprochen werden. 

Die Antworten auf die Herausforderungen, die sich durch das Phänomen Islamismus 
stellen, sollten differenziert ausfallen. Islamismus zeigt sich in unterschiedlichen Er- 
scheinungsformen, auf die jeweils spezifisch reagiert werden sollte. Sowohl für die 
Analyse des Phänomens als auch für die Koordinierung der Präventionsangebote bietet 
sich das Konzept des Kontextes an, das die einzelne Radikalisierung in ihrem sozialen 
Umfeld verortet und auf die spezifischen Rahmenbedingungen von Präventions- und 
Deradikalisierungsprojekten verweist. Von besonderer Bedeutung ist der Kontext 
Schule. Schulen sollten angesichts der Vielschichtigkeit mit der sich das Phänomen Is- 
lamismus dort zeigt, breit unterstützt werden. Nicht zu vernachlässigen sind aber auch 
spezifischere Kontexte, wie der der tschetschenischen Islamisten mit starkem Bezug zur 
Organisierten Kriminalität.  Es braucht ebenso spezifische Zugänge und Fähigkeiten, um 
diese Gruppe zu erreichen. 

Angesichts der Schwierigkeit, die Wirkungen (und Nebenwirkungen) eines vielschichti- 
gen Präventionsprogramms zu bestimmen, konnten hierzu lediglich Einschätzungen ge- 
geben werden. Die festgestellte große Fachlichkeit der einbezogenen Projekte und de- 
ren kontextspezifische Erfahrungen sind aber wichtige Voraussetzungen für die Wirk- 
samkeit. Insoweit sind die Voraussetzungen hierfür grundsätzlich vorhanden. 

Aufgabe ist es nun, die bislang gemachten Erfahrungen aufzubereiten und die verschie- 
denen Ansätze und Projekte aufeinander abzustimmen und weiterzuentwickeln. Koor- 
dinierungsbedarf besteht vor allem im Bereich der Intervention: Der Umgang mit Ver- 
dachtsmeldungen sowie die Abstimmung zwischen den Akteuren im Übergang von In- 
tervention zu Repression erfordern klare Regeln. Darüber hinaus sollen Angebote der 
Regelstrukturen einbezogen werden. Die Einrichtung einer zentralen Koordinierungs- 
stelle ist darum zu empfehlen. Als weitere strukturbildende Maßnahme ist die Fortbil- 
dung von Professionellen notwendig, die im Kontakt mit den relevanten Zielgruppen 
sind. 

Im Hinblick auf die Adressierung von Zielgruppen und Kontexte bedarf es keiner grund- 
sätzlichen Neuausrichtung des Landesprogramms. Es berücksichtigt alle wichtigen Ziel- 
gruppen und Kontexte. Differenzierungsbedarf ergibt sich in Bezug auf die Zielgruppe 
„junge Menschen“. Hier sollte besonderes Augenmerk auf Schuldistanzierte und Schul- 
abbrecher gelegt werden. Es ist davon auszugehen, dass beide Gruppen besonders vul- 
nerabel in Bezug auf Radikalisierungen sind. 

Es zeichnet sich die Möglichkeit ab, Maßnahmen auf bestimmte Regionen und Instituti- 
onen zu fokussieren. Kiezbezogene Netzwerke sind ein vielversprechender Ansatz zur 
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Koordinierung unterschiedlicher Präventions- und Hilfsangebote. Voraussetzung hierfür 
ist aber eine eingehende und kontinuierliche Beobachtung des Islamismus in Berlin, da 
sich das Phänomen schnell wandelt und Ansätze und Maßnahmen sich dem anpassen 
müssen. 

Die wissenschaftliche Begleitung hat mit diesem Bericht die Basis für ein Monitoring, 
d.h. die systematische Analyse des Phänomens Islamismus im Zusammenhang mit dem 
Landesprogramm Radikalisierungsprävention, geschaffen. Der von der wissenschaftli- 
chen Begleitung entwickelte Ansatz, quantitative und qualitative Daten unterschiedli- 
cher Herkunft zu kombinieren, hat sich in dieser Hinsicht bewährt. 

Die aus dem ersten Durchlauf der wissenschaftlichen Begleitung  gezogenen Schlussfol- 
gerungen sind nicht abschließend. Da mit dem Bericht das Landesprogramm als Ganzes 
in den Blick genommen wurde, kommen Detailanalysen zwangsläufig etwas zu kurz. In 
den folgenden Analysen der wissenschaftlichen Begleitung sollten verschiedene Kon- 
texte, insbesondere der Kontext Internet, vertiefend untersucht werden. Die in diesem 
Bericht aufgeworfenen Fragen und Themen sollten weiter verfolgt werden, allen voran 
das Anfragemanagement und die DiagnostikLiteratur. 
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7 Anhang: Überblick zu den Projekten im Landesprogramm Radikalisierungs- 
prävention 

Tabelle 11: Projekte im Berliner Landesprogramm "Radikalisierungsprävention" im Jahr 2017 

Träger Projektname 

 
 

Violence Prevention Network e. V. Teach2reach 
 

Denkzeit-Gesellschaft e. V. Multiplikator(inn)enausbildung 

 
Violence Prevention Network e. V. MAXIMA 

 

Violence Prevention Network e. V. On-/Offline Intervention im Internet (traenen-der-dawa.de) 

 
ufuq.de bildmachen 

 

Akzeptanz, Vertrauen, Perspektive (AVP) 
e. V. 

STREETWORK@online - Mediales Präventionsprojekt 

 

Violence Prevention Network e. V. Beratungsstelle KOMPASS 
 

Denkzeit-Gesellschaft e. V. Denkzeit- Deradikalisierungstraining (Blickwechsel) 

 
Denkzeit-Gesellschaft e. V. Kompetenznetzwerk   Deradikalisierung 

 

Violence Prevention Network e. V. AL-MANARA 

 
Institut für Kulturanalyse e. V. Interkulturelle Übergangsräume 

 

Arabisches Kulturinstitut e. V. Konflikt-Abbau durch Beratung und Integrationsförderung 
 

Multikulturelles Jugend Integrationszent- 
rum e. V. 

Therapeutische Präventions- und Interventionsmaßnahmen 

 

ufuq.de Wie wollen wir leben? 
 

Verein für Demokratie und Vielfalt in 
Schule und beruflicher Bildung e. V. 

Berliner Schulen für weltanschauliche und religiöse Vielfalt 

 

Gesicht Zeigen! Die Freiheit, die ich meine 

 
VPN und ZDK (über SenJustVA) Radikalisierungsprävention und Deradikalisierung in Haftanstalten 

 

Gangway e. V. ZwischenWelten 
 

Regionale Arbeitsstelle für Bildung, In- 
tegration und Demokratie e. V. 

Partnerinnen für Demokratie gegen Menschenfeindlichkeit 

 

Kreuzberger Initiative gegen Antisemitis- 
mus e. V. 

Konzepte gegen islamistische Radikalisierung 

 

Visioneers e. V. Was bedeutet Religion für mich? 
 

Kreuzberger Initiative gegen Erprobung neuer Zugänge der Radikalisierungsprävention 



Bericht der wiss. Begleitung zum Berliner Landesprogramm Radikalisierungsprävention 102 von 102  

Antisemitismus e. V. 

 
ufuq.de bildmachen Berlin 


